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VIJRUJÛRT

Das Europâi.sche Gewerkschaftsinstitut legt hiermit seinen 1lJ .

Jahresbericht Über Tarifverhandlungen in l$esteuropa vor.

In die vergleichende systematische Bestandsaufnahme uri.chtiger
Entwickiungen der Tarifverhandlungen r*urden 2Ü Lânder hlesteuropas
einbezogen. irer Eericht vermittelt einen Einblick in die ver-
schiedenen Situationen und Entwicklungen in den einzelnen Lândern
und entnâlt zusammenfassende Übersichten -

Die iJntersuchung umf asst 4 Fiapitel . Irn ersten Fiapitel r*ird der
wirtschaftliche und soziale Hintergrund der Tarifverhandlungen im
Jahre 1988 dargestelft. Im zureiten und dritten Fiapitel urerden die
Forderungen und Ergebnisse der Tarifverhandlungen in den tlernbe-
reichen "Lôhne, Haufkraft" und "Flrbeitszeit" analysiert. Das
vierte |:rapitel qibt einen Flusblick auf die voraussichtliche
Entrrricklung im Jahre 1989.

Die Reihenfolge der Lânder ist alphabetisch nach der franzôsi-
schen Sprache geordnet.

Die bedeutendste Informationsquelle fÜr diesen Bericht rrraren die
I:lntworten der l'litgtiedsorganisationen auf den EGl-Fragebogen über
die Tarif verhandlunçen. Diese Flntu,rorten traf en grôsstenteils bis
Ende plârz 19Bg im EGI ein. Der entsprechende Fragebogen befindet
sich im tlnhang dieses Ëerichtes. In einigen FâIlen ururden die
Informationen durch u.reitere Flngaben der tarifpolitischen Experten
in den verschiecjenen nationalen Gerrrerkschaf tsorganisationen
ergânzt oder durch die im EGI befindlichen Dokumente, durch
Berichte der Europâischen iJer*erkschaf tsausschüsse und clurch
Diskussionen im Tarifpoli-tischen Flusschuss des EGB.

Die folgenden Ëeuerkschaftsbünde I.ieferten dem EGI Basisinfor-
mationen aufgrunci des Fragebogens.

UGË:
CSC-FÉTts:
Lü und FTF:-
UGT und ELFI-STV
SFIH und TVK:
CFDT und CGT-F(!
TUC:
GSEE:
ICTU:
ÊSI:
GUU_CHTU:
CEIL-CTSL_UÏL:

t ùsterreich )
( Belgien ) - gemeinsamer Bericht
( Dânemark )

( Finnland )
( Frankreich )
( Grossbritannien ')

( Griechenland )
( Ir1and )
( Island )
( l"lalta >

( Italien ) - gemeinsamer Bericht



Uapitel I und IU wurden von David Foden,
Fajertag und Hapitel III von Jean-Jacques
referenten im EGI, redigiert.

gemeinsamer Bericht

)
qemeinsamer Eericht

,b-iapitel- II von Giuseppe
Itanis, alle Forschunqs-

Lfi:Ë:
LO:
FNV und {lNV
UGT_F:
DI}B:
L{i und TC(t:
SÊB:
SEH.:
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( Luxemburg )
(, Nûrwegen )
( Niederlande )
{ Portugal }
{ tsR Deutschland
( Schr,reden ) -
{ Schweiz )
{ Zypern }

Die Uerantwortung für den Inhait dieses Eerichtes und die darin
enthaitenen Standpunkte liegt beim gesamten Etll-Team.

Fluch dieser Jahresbericht über die Tarj.fverhandlungen in lilest-
eurûpa rr,rurde in Gemeinschaftsarbeit des gesamten Teams des EGI
geplant und durchgeführt. Jedoch wâre diese Studie nj-cht ohne
die aktive Flitarbeit vor allem der Vertreter der tarifpo-1i+-ischen
fibteilungen und der Forschungsreferenten der Gewerkschaftsbijnde,
zahlreicher Einzelgewerkschaften und des Rates des tarifpotiti-
schen Êusschusses des EGË môglich gerrrorden. Ihnen al-len gilt
unser Dank.

Günter Hôpke
Direktor

Brüssel , llai 1989

Technische Hinweise:

Sprachen:
I;ieser Bericht ururde gleichzeitig in englisqh, f ran=ôsisch
und deutsch vorbereitet und wird zunâchst in diesen Sprachen
verôf f entlicht. Er rlrird danach auch in itali.enisch, nieder-
lânciisch, norwegisch und spanisch erscheinen.
Redaktionssch luss :

Ëedaktionsschluss für Flnqaben in diesem Ëericht r$ar flitte
ftpril 1-989. Entwicklungen danach konnten inf olgeriessen im
allgemeinen nicht mehr berücksichtigt r.,rerden.
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I DER HINTERGRTIND DER TARIFT/ERIIANDLUNGEN IT'{ JÀ8RE1988

1 ATLGEII{EINE LÀGE

Die Wirtschaftsleistung in Westeuropa wie auch in den
restlichen OECD-Lândern erwies sich 1988 als weit stârker,
als zum Zeitpunkt des Bôrsenkrachs im Oktober 1987 errtlartet
worden r,iIar. Die umgehende offlzielle Reaktion auf den Bôr-
senkrach, nâmlich die Zuführung flüssiger Mittel in das Fi-
nanzsystem zur Verhinderung von Bankzusammenbrüchen, \^/ar für
die vèrbesserte ÿ'Iirtschaftsleistung im Jahr 1988 von heraus-
ragender Bedeutung. Das beschleunigte Wirtschaftswachstum
1988 ermôglichte nicht nur eine Ankurbelung der Beschâf-
tigung, Sondern auch, LroLz der steigenden ZahI von Arbeits-
frâftén einen Abbau der Arbeitslosigkeit. Obgleich auch die
Preise 1988 etwas stiegen, scheint die Gefahr eines ernst-
haften fnflationsauftriebs in Westeuropa nicht gegeben.

Dieses günstige Ergebnis hat nach Wirtschaftskommentatoren
mehrere 

-Ursachen: die bereits erwâhnte Lockerung der Wâh-
rungspolitik, die Spâtwirkungen des Ôlpreisverfalls im Jahr
1986 (und der umgekehrten Auswirkungen auf die Kaufkraft der
ôlproduzenten), gemâssigte Lohn-/Gehaltserhôhungen und die
Wièderherstellung von Gewinnspannen und eines grôsseren Ver-
trauens aufgrund der anhaltenden "Strukturreform" der Güter-
und Arbeitsmârkte, eine engere internationale Zusammenarbeit
und die Überzeugutr9, dass der Trend der in den letzten
Jahren gesunkenen Inflationsraten unumstôsslich ist.

Diese Fakten spielen bei den Entwicklungen z\^,eifellos eine
Rol]e, doch darf dabei der entscheidende Einfluss auf die
Unternehmen der steigenden Nachfrage, die auf Kapazitâts-
zwânge stôsst, nicht unterschàtzt werden. Dieser traditio-
nelle "Beschleunigungsfaktor" kann vielleicht die hohe fnve-
stitionstâtigkeit in die Wirtschaft im Jahr 1988 erklâren.

Wie dem auch sei, entwickelte sich 1988 das Wirtschafts-
wachstum in a1len westeuropâischen Lândern, ausgenonrmen Ir-
land, Island und der Türkei, schneller, a1s dies 1987 erwar-
tet worden virar ( siehe Tabelle I ) . Das grôsste Wachstum in
EG-Lândern wurde in Spanien, Portugal und Grossbritannien
sowie in der Türkei und Finnland erzielt. Lediglich in Is-
land ging das BlD zurück, und die dânische ÿVirtschaft
verzeichnete ein Nu.'lwachstum.

Das verbesserte Wirtschaftswachstum trug wesentlich zum
Abbau der Arbeitslosigkeit bei. Doch dâmpften in vielerlei
Hinsicht sicher wünschenswerte starke Produktivitâtszuwâchse
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die Wirkungen des !,lachstums auf Arbeitsplatzschaffung, und
der Arbeitsmarkt verzeichnet einen Zuwachs (mehr Menschen
sind auf Suche nach Arbeit). Dennoch wurden, wie aus Tabelle
II hervorgeht, in den meisten Lândern lrlesteuropas Fort-
schritte beim Abbau der Arbeitslosigkeit erzielt. Allerdings
ergibt sich kein einheitliches Bild, da die Arbeitslosen-
quoten in Dânemark, Griechenland, Italien, Norwegen und der
Türkei sowie weniger gravierend auch in der Schweiz stiegen.

Die Inflationsentwicklungen werden in Tabelle III darge-
stellt. Nur einige wenige Lânder (Belgien, Frankreich, Grie-
chenland, Irland und Norwegen) verzeichneten in den 12 Mona-
ten bis September 1988 eine niedrigere Inflationsrate a1s
1987. Doch war die Inflationssteigerung in den anderen Lân-
dern nur gering.

Angesichts dieses günstigeren Wirtschaftsklimas als in den
vergangenen Jahren waren die gewerkschaftlichen Prioritâten:
Schutz der Kaufkraft und dortr \rrlo môgIich, Teilhabe am wach-
senden Wohlstand, sowie Verbesserung der Beschâft.igungslage.
In den letzten Monaten vJar ferner ein wachsendes Interesse
an den Àuswirkungen des EG-Binnenmarktes und die Notwendig-
keit weiterer Fortschritte im sozialen Berei-ch zv verzeich-
nen. Àuf dem EGB-Kongress in Stockholm im Mai 1988 wurde ej-n
bemerkenswerter Konsens unter den Gewerkschaften Westeuropas
zv der Notwendigkeit einer "Sozialen Dimension" des Binnen-
marktes sichtbar. 1989 wird ein kritisches Jahr für Fort-
schritte in Berej-chen, die für die Gewerkschaften von zen-
traler Bedeutung, aber angesichts einiger Regierungen und
Arbeitgeber konflikttrâchtig sind. Beispiele hierfür sind
unter anderem die "Charta" für soziale Mindestrechte und die
Regelung der Arbeitnehmermitwirkung im Statut von Europâi-
schen Aktiengesell-schaf ten .

Die Arbeitgeber drângten, insbesondere auf europâischer
Ebene, auf Flexibilitât und Deregulierung. Eine Schlüssel-
frage der Arbeitgeber ist nach wie vor die Arbeitszeit-
gestaltung, wobei a1s Hauptargument die Notwendigkeit der
Ausdehnung der Betriebszeiten angeführt wird.

Der Konflikt um die Arbeitszeit hatte in der B.R. Deutsch-
land einen sehr negativen Einfluss auf die Arbeitgeber
-Arbeitnehmerbeziehungen. In einer Reihe anderer Lânder r^lar

die Kaufkraft der konfliktauslôsende Faktor: die Steuer-
reform in Italien, die Inflationsratenr êIl die in Portugal
(und unter anderem auch in Spanien) die Einkommen ange-
glichen werden. In Tabelle IV werden die jüngsten inter-
nationalen Àrbeitskâmpfe im Zeitraum 1985-1987 aufgelistet.



9-

TABELLE I : I{IRISCH,AFTSTTACHSTT'U IN T{ESTEUROPÀ 1986-88
(Verânderung des BIP in t)

1986 t987 1988

Belgien
Dânemark

Spanien
Frankreich
Grossbritannien
Griechenland
Irland a)

Italien
Luxemburg

Niederlande
Portugal
B . R. Deutschland

2.0
3.3
3.3
2.1
3.2
L.2
1.3
2.9
2.9
2.1
4.3
2.3

2.L
1.0
5.5
2.3
4.3
0.4
4.8
3.1
2.0
1.3
4.6
1.8

3 L/4
0

5

3 t/2
4 L/4
3 t/4
3 3/4
3 3/4
3

2 3/4
41/4
3 3/4

EG 2.6 2.8 3 3/4

ôsterreich
Finnland
I sland
Norwegen

Schweden

Schweiz

Türkei

1.4
2.3
6.3
4.2
1.1
2.8
8.1

1.5
3.8
6.5
0.5
2.4
2.3
7.4

3

4

1

L/2

L/2
3/4
t/2
3/4
L/2

2

2

6

!{ESTEUROPA 2.6 2.8 3 r/2

a) BSP

Quelle : OECD
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TÀBELLE II : ÀRBEITSLOSIGKEIT IN IfESTEUROPÀ 1986-88

1986 1987 19 88

Belgien
Dânemark

Spanien
Frankreich
Grossbritannien
Griechenland
Irland
Italien
Luxemburg

Niederlande
Portugal
B.R.Deutschland

L2.6
7.4

2L.O

10 .7

t2.0
7.4

L8.2
13 .7
1.4

L2.L
8.7

8.1

12.3

7.6
20.5
10 .8
10.6
7.4

t9.2
14 .0
1.6

11.5
7.2
8.1

11 t/2
I L/2

20

10 3/4
8 t/2
7 L/2

18 3/4
15

L t/2
11 L/4
6 t/2
I

EG 11.9 11. 6 11 t/4

0sterreich
Finnland
Island
Norwegen

Schweden

Schweiz

Türkei

3.1
5.2
0.8
2.0
2.2
0.7

1s.8

3.8
5.1
0.5
2.0
1.9
0.7

L5.2

3 3/4
4 3/4

L/2
3

13/4
3/4

15 L/2

ÿ'IESTEUROPA 10 .9 r0.7 IO L/4

Quellen OECD (Nicht-EG-Mitgliedstaaten und Westeuropa) und
EG

Die EG-Definition ist der Anteil der gemeldeten
Arbeitslosen an der zivilen Erwerbsbevôlkerung,
ausser für Griechenland, Spanien und Portugal,
für die sie gemâss den nationalen Beschâfti-
gungsstatistiken der Anteil an der Beschâftig-
tenzahl ist. Die OECD verwendet nationale De-
finitionen.

Anmerkung :
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TABELTE III 3 INFLÀTION IN WESTEUROPA 1986-88

1986 L987 1988 a)

Belgien
Dânemark

Spanien
Frankreich
Grossbritannien
Griechenland
Irland
Italien
Luxemburg

Niederlande
Portugal
B . R. Deutschland

1.3
3.6
8.8
2.7
5.9

23.0
3.8
6.1
0.3
0.1

11.7
0.2

1.6
4.0
5.3
3.r
3.4

t6.4
3.2
4.6
0.1
0.7
9.4
0.2

L.2
4.5
5.7
3.0
4.2

14.8
2.L

0.9
1I.O

4.8
1.8

1.4

EG 3.3 3.1 3.7

0sterreich
Finnland
I sland
Norwegen

Schweden

Schweiz

1.7
2.9

22.2
7.2
4.3
0.7

1.4
4.L

18.3
8.7
4.2
1.5

1.9
5.6

28.3
6.4
5.6
2.t

hTESTEUROPA 4.0 3.8 5 4

a) L2 Monate bis September 1988

Quelle : OECD
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TÀBELLE 4 : ÀRBEITSK&{PTE3 ÀUSGEFÀLLENE ARBEITSTÀGE
1985-1987

1985 1986 L987

Ôsterreich 22.752
Dânemark (1) 2.332.700
Spanien 3.223.500
Einnland (4 ) 174.270
Erankreich (5) 884.900
Griechenland (6) 1.094.400
Irland 417.730
Island 91.000
Italien (1) (11) 26.815.000
Norwegen (7) 66.470
Niederlande 89.390
Portugal (5) 275.400
B.R.Deutschland (9) 34.400
u.K. (4) (9) (10) 6.402.o00
Schweden 504.270
Türkei 194.300

(2)

3.253
93.200

2.279.400
2.787.500
1.041.400
1.262 .800

309.180
r.000

39.506.000
1.030.900

38.8s8
381.900
27.960

t.920.000
682 .6s0
234.940

4.822
137.300

5.025.000
130.890
969.000

1.732.900
264.340
99.000

32.240.000
12.900
58.27 6

113.200
33.320

3.546.OOO

14.730
1.961.900

(3)

(8)

(3)

(8)

(1)

Quel1e : ILO

Anmerkungen: ( ILO-Terminologie )

Unter Ausschluss von Arbeitskâmpfen, bei denen weniger
als I00 Arbeitstage verlorengingen
Ohne Katalonien
Neue Serien Anfang 1986. Ohne Baskenland
Arbeitskâmpfe kônnen sich auf mehrere Betriebsteile
beziehen. Die Gesamtzahl kann geringer sein als die
Summe der Betriebsteile
Nur Streiks
Berechnet auf der Grundlage einer durchschnittlichen
ZahI Arbeitsstunden pro Tag
Ohne Arbeitskâmpfe, die weniger als einen Tag dauerten
Ohne liladeira und die Azoren
Berücksichtigt Arbeitskâmpfe von weniger als einem Tag
nur, virenn mehr als 100 Arbeitstage ausfielen
Berücksichtigt Arbeitskâmpfe mit weniger als 10
Arbeitnehmern nur, r^renn mehr a1s 100 Arbeitstage
ausfielen
Ausgefallene Arbeitsstunden.

2
3
4

(

(

(

5
6

7

I
9

(10)

( 11)
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2. SITUATION PRO LAND

OSTERREICE

Die ôsterreichische l{irtschaft verzeichnete wie auch andere
Lânder Westeuropas in Jahr 1988 ein ausserordentlich hohes
Wirtschaftswachstum. Das BIP stieg um 3 \ E im Vergleich zrt
1.58 im Jahr 1987. Die Exporte, die 1986 rücklâufig $/aren
und 1987 nur leicht zunahmen, vraren mit einer Steigerung um
6t ein starker Wachstumsfaktor. Auch die Binnennachfrage
stieg an, wenn auch geringfügiger, da ein abrupter Rückgang
des Sparaufkommens den Privatverbrauch (namentlich bei Ge-
brauchsgütern) anheizte und die fnvestitionstâtigkeit durch
das Auslaufen von Steuerbegünstigungen ab 1989 einen zusâtz-
lichen Impuls erhielt. Investitionen in der Bauwirtschaft
wurden ferner durch den milden Winter begünstigt.

Die Nachfrage nach Arbeitskrâften stieg aIs Folge dieser
günstigen Ergebnisse, Lrotz anhaltender Arbeitsplatzverluste
in den verstaatlichten Industrien. Da gleichzeitig das
Angebot an Arbeitskrâften weiter zunahm, verringerte sich
die Arbeitslosigkeit nur wenig. Die Inflationsrate erhôhte
sich von 0.9t im Jahr L987 auf 2Z im Jahr 1988.

Im November 1988 beschloss der ÔGB-Bundesvorstand eine um-
fassende Resolution zrt den aktuellen wirtschafts- und
sozialpolitischen Problemen, die folgende Punkte umfasste:
die Notwendigkeit der Teilnahme Ôsterreichs am entstehenden
europâischen Binnenmarkt; Bekrâftigung der Forderung des OGB
nach Abschluss eines Generalkollektivvertrags (ein-
schliesslich Regelungen für den ôffentlichen Dienst ) zur
Einführung der 35-Stunden-!{oche; Forderung einer Anpassung
der Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes zur Siche-
rung der Mitwirkungsrechte der Betrj-ebsrâte bei Unterneh-
menszusammenschlüsssen und -aufsplitterungen; Forderung nach
einem neuen Betriebspensionsgesetz (unter Mitbestimmung der
Arbeitnehmer); Revision des Nachtschicht-Schwerarbeits-
gesetzes und Erweiterung der anspruchsberechtigten Berufs-
gruppen; Verbesserung des Mutterschutzgesetzes; dringende
Neuordnung der Berufsausbildungr ürn besser für die techno-
logischen Anforderungen des Binnenmarktes gerüstet zrt sein.

Über die Ergebnisse der Verhandlungen im Jahr 1988 wird in
den Kapiteln 2 und 3 berichtet. Die im zweiten Halbjahr 1988
gestellten gewerkschaf tlichen Forderungen betraf en im lire-
sentlichen die Entwicklung von ÿ{irtschaftswachstum, In-
flation und Produktivitât. So forderte die Gewerkschaft Me-
ta1l, Bergbau und Energie eine Erhôhung der ltindest-
stundenlôhne um 6.58 i eine Erhôhung der Ist-Lôhne um 4.5t
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eine anteilmâssige Erhôhung a1ler im Kollektivvertrag
angeführten Zulagen; Erhôhung der Lehrlingsentschâdigungen
entsprechend dgr Erhôhung der Mindestrôhne und verlângerungder Behaltefrist von Lehrlingen; Fortsetzung der l9g5eingeleiteten verhandlungen über die Arbeitszeltverkürzung
und verbesserung des Rahmenrechts. rm ôffentlichen oiensi(einschriesslich Eisenbahnen, post- und Fernmeldedienst und
den Gemeinden) forderten die vier zustândigen Gewerkschafteneine Erhôhung der GehâIter und Nebenbezüge um 4.58 sowieeine Laufzeit des vertrages von L, Monaten ohne
Stillhalteabkommen .

Eine Anrechnung der
Steuerreform ab 1.
abgelehnt.

Nettolohnerhôhungen aufgrund der grossen
Januar 1989 wurde von den Gewerkschaften

rn ôsterreich greift die Regierung ausser im ôffentlichen
Dienstr s/o sie selbst Arbeitgeber ist, nicht in die Tarif-
verhandlungen ein.

Die Arbeitgeber nahmen z! den 1988 gestellten Forderungen
eine unnachgiebige Hartung ein. sie lehnten insbesondere àie
Forderung nach Abschluss eines Generalkollektivvertrages zur
Einführung der 35-stunden-woche (siehe Bericht r98z-BB) und
verhandlungen auf Branchenebene über die Arbeitszeit-
verkürzung ab.

Im Vergleich zu L987 hat die Zahl der Koll-ektiv-
vertragsabschlüsse mit einer Laufzeit von zwei Jahren, ins-
besondere im Bereich der Gewerkschaft der Bau- und Holz-
arbeiter zugenommen. Auch 1987 $rar die Streiktâtigkeit in
Ôsterreich gering. Es gab sechs Streiks, d.h. fünf mehr als
im Vorjahr, die ZahI der Streikenden und die gesamte Streik-
dauer haben sich erhôht.

BELGIEN

1988 wurden die Tarifverhandlungen in Belgien durch die
langen Verhandlungen beeinflusst, die für die Bildung der
achten Martens-Regierung notwendig hraren. Die neue Regie-
rung, die im Mai ihre Tâtigkeit. aufnahm, umfasst die
sozialistische und die christliche Partei Belgiens sowie die
fIâmischen Nationalisten. (Die vorherige Koalition hrar von
der christlichen und der liberalen Partei gebildet worden. )

Im August wurden wj-chtige gesetzliche l,lassnahmen für eine
Fôderalisierung Belgiens ergriffen, und im August und
September der Haushalt 1989 vorgelegt. Darin h,ar eine wei-
tere Senkung des Steuerdefizits auf 7Z des BIP eingeplant,
die bei der ab 1989 geltenden Steuerreform nur schwer
erreichbar sein wird.
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Das lrlirtschaftswachstum lag hôher als einige Prognosen
erreichte 3 L/22 im Vergleich zv 2.1* im Jahr 1987.
Inflation ging von 2* im Jahr 1987 auf I L/zt zurück,
BeschâftigungJstand nahm zv. Die Arbeitslosenquote ging
11.28 auf 10 l/2* zurück.

und
Die
der
von

Die wichtigsten Diskussionen zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmein bezogen sich nach wie vor auf die Lebens-
arbeitszeit (flexibles Rentenalter, Vorruhestandsregelungen,
finanzielle Lage âlterer Arbeitsloser etc.) sowie auf die
gewerkschaftliche Vertretung in kleinen und mittleren
Ùnternehmen und den gesetzlichen Schutz von Gewerk-
schaftsdelegierten. Schliesslich rief das Tauziehen um die
übernahme der Société Générale, bei dem die Arbeitnehmer-
interessen offensichtlich unberücksichtigt blieben, grosse
Besorgnisse hervor.

Die gewerkschaftlichen Prioritâten im Jahr 1988 htaren der
Abschluss eines Rahmenabkommens, und nach dessen Abschluss
im November dessen Umsetzung. Bei den Branchenverhandlungen
lag der Schwerpunkt auf: Verbesserung der Kaufkraft im
ôffentlichen Sektor; Erweiterung der Vorruhestandsregelungen
ab 58 Jahre; Beschâftigungspolitik z:ur Unterstützung der von
Arbeitslosigkeit besonders gefâhrdeten Arbeitnehmerkate-
gorien (Jugendliche, ungelernte Arbeitnehmer) ; Bildung von
Gewerkschaftsdelegationen in kleinen und mittleren Unter-
nehmen; und besserer Schutz von Gewerkschaftsdelegierten
gegen widerrechtliche Entlassungen.

Die Arbeitgeber lehnten eine Herabsetzung des Rentenalters
auf 60 Jahre sowohl aus Kostengründen a1s auch die damit
verbundenen Auswirkungen auf die Verfügbarkeit von
Façhkrâften ab. Sie drângten auf einen stârkeren Einsatz von
Teilzeitarbeitskrâften, auf die Anhebung der Schwelle für
die Bildung eines Betriebsrates bzw. von Gesundheitsschutz-
und Sicherheitsausschüssen von 100 bzw. 50 auf 200 Arbeit-
nehmer; die gewerkschaftlichen Forderungen nach Schutz der
Belegschaftsdelegierten beantworteten sie mit der Forderung
nach Abbau der bestehenden Schutzniveaus und der Zahl der
Betroffenen; schliesslich forderten sie flexiblere Entloh-
nung und Bedingungen.

Was die Verhandlungsebene betrifft, konnte 1988 ein Rahmen-
tarifvertrag für den Zeitraum 1989-90 abgeschlossen werden,
der eine Anhebung der Mindestlôhne/-gehâlter vorsieht.
Andere Regelungen des Vertrags werden nach und nactt ein-
gebaut. In den meisten Branchen wurden 1987-88 zentrale
Abkommen abgeschlos'en, einschliesslich der Chemieindustrie,
in der traditionell Betriebsabsprachen für gewerbliche
Arbeitnehmer getroffen werden. Demgegenüber forderten
Arbeitgeber in einer Reihe von Branchen betriebliche Ver-
handlungen über die Arbeitszeitgestaltung.
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!i" neue Regierung vtrar weniger als die vorherige. bereit, indie. Arbeitgeber,/Arbeitnehmerbeziehungen einÀgreifen. rnzweierlei Hinsicht aber spielte sie eine wicÈtige Rorle.
Erstens: obgleich ( 1987 wieder eingeführte ) freie ver-
handrungen bestâtigt wurden, stattete sich die Regierung mit
Befugnissen aus, die ihr einen Eingriff in verhandlungen
ermôg1ichen, I^Ienn die hiettbewerbsfâhigkeit bedroht wiia.
zweitens spielte die Regierung eine aktive Ro1le bei den Be-
mühungen um den Abschluss eines zentralen Rahmen-
tarifvertrages für den zeitraum 1989-90. sie empfahl den
verhandlungspartnern, Massnahmen zur Fôrderung der Beschâf-
tigung von Arbeitnehmerkategorien, die stark von Arbeits-
losigkeit bedroht sind, einzuleiten; sie ergriff eine Reihe
von rnitiativen in Bereichen, in denen die verhandlungs-
partner keine Einigung erzielten (ein Gesetzesentwurf über
die Entlassung von Gewerkschaftsvertretern, die Auffor-
derung, dass Verhandlungspartner auf Branchenebene für eine
gewerkschaftliche Vertretung in kleinen und mittleren
Betrieben Sorge tragen ., dreigliedrige Beratungen über ein
flexibles Rentenalter zwischen 60 und 65 Jahren, und eine
Erhôhung der ôffentlichen Fonds für Ausbildung und Sozial-
forschung); sie drohte schliesslich, die Reduzierungen des
Arbeitgeberanteils an die Sozialversicherung zurückzuziehen,
fa11s keine Einigung erzielt würde.

Die wichtigsten Arbeitskâmpfe im Prj-vatsektors fanden statt
bei Philips Leuvenr ïro ej-n Teil der Produktion ins Ausland
verlagert wurde, sowie bei der GB-Inno-BM-Einzelhandels-
gruppe über die Einführung von Teilzeitvertrâgen mit
variablen Arbeitszeiten (zwischen 12 und 36 pro !{oche), die
in Belgien gegen das Gesetz verstossen. Gegen Jahresende war
der nicht marktbestimmte Sektor von Unruhen betroffen, in
dem 1987-88 kein Abkommen erzielt werden konnte; im
ôffentlichen Sektor fanden Arbeitskâmpfe bezüglich der
Verhandlungen über ein neues Abkommen 1989-90 statt. Die
Regierung unterzeichnete schliesslich im Hinblick auf die
Regionalisierung Belgiens lediglich ein Einjahres-Abkommen.

7.Y,PERN

Wirtschaftswachstum und Produktivitâtssteigerungen in Zypern
konnten 1988 mehr oder weniger auf dem gleichen Stand wie
1987 ( 6.8t bzw. 4.52 ) gehalten werden. Industrie-
investitionen stiegen um 4.88 im Vergleich zv den L987
verzeichneten 3.8t. Dadurch konnte die Arbeitslosenrate
weiter von 3.4t im Jahr L987 auf 2.92 im Jahr 1988 reduziert
werden. Die Inflationsrate stieg leicht von 2.82 (1987) auf
knapp über 3.5t an. Die Aussenhandels-Lage wurde durch das
steigende Handelsbilanzdefizlt und der rücklâufigen
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Zahlungsbilanz leicht geschwâcht. Darüber hinaus erhôhte
sich das Haushaltsdefizit.

Vor diesem Hintergrund konzentrierten sich die prioritâren
Forderungen von SnX auf Entlohnung und eine Reihe Sozial-
leistungèn. Dabei handelt es sich um eine Regelung zum

Schutz der Lebensqualitât und der Verbraucherinteressen,
Mitwirkung der Arbeitnehmer in den Entscheidungsorganen zrt
al1en wirlschaftlichen, organisatorischen und Ausbildungs-
fragen (mit. Vorrang für ôffentliche Versorgungsunternehmen)
und grôssere Steuererleichterungen für a1le Erwerbs-
tâtigel-Kategorien. Die Regierung muss aufgrund des Drucks
von SEK einen Gesetzesentwurf zlJ Sicherheits- und Ge-
sundheitsfragen vorlegen.

Der Widerstand der Arbeitgeber gegen das Indexierungssystem
( siehe frühere EGI-Tarifberichte ) scheint et$ras nachzu-
Iassen, obgleich sie das System nach wie vor ablehnen. A1le
Tarifvertrâge konnten ohne grôssere Schwierigkeiten erneuert
werden.

Die Verhandlungen werden für die gesamte Insel geführt und
erstrecken sich auf a1le Bereiche mit Ausnahme des Einzel-
handelsr rlro tlindestlôhne,/-gehâ1ter und Jahresurlaub gesetz-
lich geregelt sind. Die Laufzeit der Tarifvertrâge ging auf
zwei und in einigen FâIIen auf drei Jahre zurück.

Die Regierung beschrânkt ihre Ro1le nach wie vor auf
Vermittlungr Verânderungen werden hier nicht er!,rartet.

Die Zahl der Arbeitskâmpfe l^rar im Vergleich zu den Vorjahren
recht hoch: ein dreiwôchiger Streik im Hotel- und Gast-
stâttengewerbe hregen ungerechtfertigter Entlassungen; ein
vierwôchiger Streik im Bergbau hregen der Verletzung des
Tarifvertrages; ein zweitâgiger Streik in den Fernseh- und
Rundfunkstationen und ein viertâgiger Streik in der zivilen
Luf tf ahrt ebenf alls r^regen Verstôsse gegen die Vertrâge;
sowie ein dreitâgiger Streik in den Genossenschaften hlegen
nicht begründeten Personalabbaus.

Trotz dieser Arbeitskâmpfe r^/ar das gesellschaftliche Klima
allgemein gewerkschaftsfreundlich, Aussperrungen wurden
weder angedroht noch vorgenommen.

Aufgrund des Rückganç des BIP in
stagnierte die Wirtschaft 1988, das
sich nicht. Der Privatverbrauch nahm

Dânemark im Jahr 1987
Volkseinkommen erhôhte
aufgrund der 1986 und

DANEMARK



1987 . eingeführten steuermassnahmen ab, das verfügbare
Realeinkommen blieb unverândert und das sparaufkommen sti_egan. Die rnvestitionen wurden durch die rückrâufige rnlandsl
nachfrage und den bereits eingetretenen verrust der
IVettbewerbsfâhigkeit eingeschrânkt. Verânderte steuerliche
Behandlung von Hypotheken schlugen sich ferner negativ auf
rnvestitionen im wohnungsbau nieder. A1s einzigen Binnen-
sektor konnte im ôf f entrichen Bereich ein v'Iachstum ver-
zeichnet werdenr wo die ôrtlichen Behôrden das Ausgaben-
prograrnm erhôhten und mehr Mittel für den umweltschutz
bereitstellten. Die Ausfuhren stiegen 1988 um 3g (gegenüber
fast 5E im Jahr L987), doch verringerte sich das
Zahlungsdefizit aufgrund von Handelseinbussen und steigender
zinszahlungen auf die hohe Auslandsverschuldung nur
geringfügig (auf circa 2 l/2t des Brp). Die Arbeitsrosenrate
stieg 1988 auf 8 1/22, die Inflation beschleunigte sich auf
4 3.4 Z, hauptsâchlich h,egen hôherer fmportpreise.

ÿüie bereits im EGI-Bericht über die Tarifverhandlungen
1987-88 ausgeführt, unterzeichneten die dânischen Gewerk-
schaften und Arbeitgeber im Jahr 1987 Abkommen mit einer
Laufzeit von 4 Jahren mit einer sogenannten "Halbzeit-
Verhandlungsklausel"; diese Verhandlungen finden 1989 statt.
Allgemeine Verhandlungen wurden demnach im Jahr 1988 nicht
geführt.

Für die Verhandlungsrunde I989 ist abzusehen, dass die
Gewerkschaften unter schweren Druck gesetzt werden mit dem
Argument, die Wettbewerbslage der Wirtschaft nicht ztr
gefâhrden. Tatsâchlich hatte die vorherige Regierung mit den
Sozialpartnern Ende 1987 vereinbart, die indirekten
Lohnkosten der Arbeitgeber zv reduzieren. Darüber hinaus
unterstrichen die Sozialpartner, dass es wichtig sei, die
Kosten in Dânemark im Vergleich zu den anderen Lândern nicht
unmâssig in die Hôhe zv treiben.

Demnach besteht laut den Arbeitgebern kein Spielraum für
Lohn-,/Gehaltserhôhungen. Die Regierung hat ihre übliche
Rolle aIs Arbeitgeber des ôffentlichen Dienstes gespielt.
Der Regierungsr^rechsel im Juni nach den Mai-lVahlen führte zv
einer Minderheitskoalition mit Konservativen und Liberalen
(die beide bereits der vorherigen Regierung angehôrt hatten)
sowie den Sozialliberalen als neue Regierungspartei. Dieser
RegierungswechseL zog keine grundlegenden politischen
Verânderungen nach sich, allerdings brachte der Premier-
minister kürzlich überlegungen ins Gesprâch, die
Lôhne,/Gehâlter zv kürzen und durch Steuerreduzierungen
auszugleichen.

Im Privatsektor versuchte die
dreigliedriger Diskussionen
Probleme Einfluss zrt nehmen.

Regierung, mit der Fôrderung
über wirtschaf tspoliti-sche

L987/88 fanden nur sehr weni-ge Streiks statt.

18
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SPÀNIEN

1988 fanden die Tarifverhandlungen in Spanien vor dem

Hintergrund eines aufgrund der Investitionstâtigkeit
anhaltànden starken t{irtschaftswachstum ( 5t ) statt. Trotz
der Schaffung von 400.000 Arbeitsplâtzen ausserhalb der
LandwirtschafL Mitte 1988 ging die Àrbeitslosigkeit $/egen
des Beschâftigungsverfalls in der Landwirtschaft und des
Anstiegs der ïerfügbaren Arbeitskrâfte nur leicht zuriick. Die
durchséhnittliche Inflationsrate für das gesamte Jahr betrug
4 3/42, lag aber im 2. Halbjahr über diesem Prozentsalz.

Zum zweiten Mal nacheinander konnte kein zentraler
Tarifvertrag abgeschlossen werden. Angesichts des günstigen
hlirtschaftskllmas stellte die UGT Lohn-/Gehaltsforderungen,
die über der Inflationsrate lagenr und forderte qrundleoende
Verhandlungen über die Arbeitsbedin-qunsen.

Zunâchst lehnten die Arbeitgeber die Lohn-,/Gehalts-
forderungen der UGT ( 6E ) sowie umfassendere Verhandlungen
über andere Fragen ab. Prioritâre Forderungen der ELA,/STV
hraren l,ohn-,/Gehaltserhôhungen um 5 - 6Z und eine Verkürzung
der Jahresarbeitszeit um 10 15 Stunden. Unter den Verhand-
lungsführern von CEOE (Arbeit.geberorganisation) entwickelten
sich deutlich unterschiedliche Haltungen: zum einen die
Position der Regierung, zum anderen die der Arbeitgeber in
den Verhandlungsausschüssen, die realistiScher reagierten
und in der Lage \^Iaren, über Abschlüsse auf der Linie der
Lohn-/Gehaltsforderungen der UGT zu verhandeln.

Die Regierung nahm eine vô11i9 einseitige Haltung ein. Vor
dem Hintergrund drohender Inflation gab sie eine zrt günstige
Inflationsprognose (3S) vor, die nach ihrer Auffassung
vereinbar mit der Wahrung des Lohnniveaus \ârar. So legte sie
die Lohn-/Cehaltserhôhungen für Beamte einseitig auf 4t fest
und übte starken Druck dahingehend aus, die Erhôhungen in
den staatlichen Unternehmen auf 38 ztJ beschrânken, obgleich
sie im Privatsektor einer durchschnittlichen Steigerung um
5S zugestimmt hatte.

Angesichts dieser unterschiedlichen Positionen bestand nur
wenig Aussicht auf Abschluss eines Rahmenabkommens und die
Verhandlungen wurden aufgrund der wenig glaubwürdigen
Inflationsprognose ohne wirklichen Bezugspunkt aufgenommen.
Die Tatsache, dass kein Rahmentarifvertrag abgeschlossen
werden konnte, führte z! einer Reihe von Ausein-
andersetzungen, die nicht aufgrund von Lohnforderungen,
sondern vielmehr 'er Angriffe der Arbeitgeber, Arbeits-
bedingungen und sozialen Schutz abzubauen, ausgelôst wurden.
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Diese Lage, zusammen mit den erfolglosen Beratungen mit derRegierung über die Beschâftigung, den Anspruch aufArbeitslosenunterstützung, die Ivlodernisierung dèr Arbeit-
nehmer-Arbeitgeberbeziehungen und den soziaren schutz sowieder Auseinandersetzungen zv den vorschlâgen der Regierung
über die Eingliederung junger Menschen in den Arbeiùsmarkt(die lediglich die Arbeitslosenzahlen drückten und die
Kollektivabsprachen aushôhlten), lôsten den Generalstreik am
14. Dezember 1988 aus, der massive Unterstützung fand.

FINNLAND

1988 betrug das ÿrlirtschaftswachstum in Finnland 4z und lag
damit leicht über dem Wachstum von 7987; sowohl die
Investitionstâtigkeit (insbesondere im Wohnungsbau) als auch
der verbrauch h,aren hoch. Die Arbeitslosenrate ging von 5.18
(1987 ) auf 4 3/48 zurück; einige lrtirtschaf tszweige litten
unter einem Mangel an Fachkrâften und Kapazitâtszwângen. Die
Inflationsrate stieg von 4.1E ( I987 ) auf 5 t/42, das
Zahlungsbilanzdefizit erhôhte sich aufgrund der starken
Binnennachfrage, die dazu führte, dass Einfuhren schneller
zunahmen a1s Ausfuhren.

Die Hauptforderungen von SAK \^raren Reallohnerhôhungen ange-
glichen an die Produktivitâtssteigerung, Berufsbildung,
Weiterbildung und Schaffung von Arbeitsplâtzen. TVK legte
darüber hinaus den Schwerpunkt auf Gleichbehandlung.

Die Arbeitgeber drângten auf Lohnkosteneinsparungen, grôs-
sere Lohnspannen und geringfügige Steuerreduzierungen. Die
zentralen Verhandlungen scheiterten, doch übertrafen
schliesslich die Abschlüsse auf Sektorenebene die ur-
sprünglich bei den zentralen Verhandlungen gestellten
gewerkschaftlichen Forderungen. Angesichts der Inflationsbe-
schleunigung und des steigenden Zahlungsbilanzdefizits wurde
ein erneuter Anlauf für die Festlegung einer zentralen
Einkommenspolitik unternommen, die die Lôhne von Mârz 1989
bis Februar 1990, Besteuerung und Preise umfasst. (Der
Zweijahresvertrag von Mârz 1988 bis Februar 1990 regelte dj-e
Lôhne und Gehâlter lediglich für das erste Jahr). Einige
Sektoren (wie z.B. die Forstwirtschaft) lehnten die
Unterzeichnung der neuen einkommenspolitischen Absprache ab.

Die Vereinbarung (Einzelheiten dazu in Kapitel II) enthâlt
Indexregelungen für Ende 1988 und 1989, Steuerreformen ab
Januar 1989, die in den folgenden Jahren fortgesetzt werden
sollen, Reallohn-/-gehaltserhôhungen im Jahr 1989 und
Gleichbehandlungszulagen für weibliche Arbeitnehmer. Darüber
hj-naus umfasste sie soziale Fragen wie den sozialen
Wohnungsbau, die Kinderbewahrung und Berufsbildung.



2l

Im staatlichen Sektor wurde eine dezentralisiertere
Verhandlungsstruktur eingeführt. Die Verhand.lungen werden
auf zentraler Ebene aufgenommen und auf lokaler Ebene
fortgesetzt.

T.RANKREICII

1988 wurde ein hôheres ÿÿirtschaftswachstum (: l/22 ) als vor
einigen Jahren, die Schaffung von Arbeitsplâtzen und ein
leichter Rückgang der Arbeitslosigkeit (von 10.5E im Jahr
1987 auf 10 l/42) verzeichnet. Die Inflation ging von 3.22
( 1987 ) auf 3B zurück. Die Expansion hlar auf
Investitionstâtigkeiten zurückzuführen. Die Beschâfti-
gungssteigerung (ca. 200.000 Arbeitsplâtze) ist aber im
wesentlichen ( zu 708 ) das Ergebnis von mehr zeitlich
beschrânkten und prekâren Arbeitsplâtzen, insbesondere im
Dienstlei stungssektor .

Das Jahr 1988 war durch die Wiederwahl von François
Mitterand zum Prâsidenten der Republik und das Verbleiben
der Sozialisten an der Regierung gekennzeichnet. Die Lage
ist aber unsicher, da die Sozialisten in der
Nationalversammlung nicht über die absolute Mehrheit
verfügen und auf die Unterstützung entweder der Kommunisten
oder der Zentrumsparteien angewiesen sind.

Die Prioritâten der CFDT umfassten Beschâftigung und
sozialen Schutz sowie Entlohnung. Im Bereich der Entlohnung
bildeten wachsende Ungleichheiten, die gute finanzielle Lage
der Unternehmen, Besorgnisse über unzulângliche Ent-
wicklungen der beruflichen Laufbahn und unzureichende
Anerkennung der Qualifikationen Themen, die einer Revision
bedürfen. In diesem Zusammenhang wurden drei prioritâre
Aktionsbereiche festgelegt: der Wandel der Arbeitsformen
(Arbeitszeit und ihre Gestaltung, Qualitât der Ausbildung,
technologischer Wande1 etc. ); Fôrderung und Diversifizierung
der Schaffung von Arbeitsplâtzen (neue arbeits-
platzschaffende Aktivitâten, Qualitât. der Einrichtungen für
die Eingliederung und die berufliche Neuqualifizierung,
Umschulung), und soziale Sicherheiten für aIle (aIIe Formen
der Beschâftigung, Kleinbetrj-ebe, sozialer Schutz).

Die Prioritâten von FO idaren Lohn-,/Gehaltserhôhungen,
insbesondere für die niedrigen Kategorien, Arbeits-
zeitverkürzung ohne Lohnverlust und ohne die Art der
Flexibilitât, die den Arbeitgebern Einsparungen bei der
Bezahlung von Mehrarbeit bieten, und Fortschritte bei der
Gleichstellung von Mânnern und Frauen am ArbeitsplaLz. Die
FO bringt angesichts stagnierender Verhandlungen auf Ebene
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der rndustrie und zum rnhalt der Betriebsabsprachen(individuelle Entlohnung, flexible Arbeitszeiten etc.) ihreBesorgnis zum Ausdruck. Das schrüsserprobrem ist die I4ôg-lichkeit, auf einer hôheren Ebene vêreinbarte nÇrungéndurch Betriebsabsprachen umgehen zu kônnen.

Die Arbeitgeber bestanden weiterhin auf individuellerEntlohnung und führten Ànderungen der Arbeitszeitgestaltung
ein. rn der Privatindustrie aIrêrdings legten sie éine etwasflexiblere Haltung an den Tag.

Auch 1988 wurden verstârkt Betriebsverhandlungen geführt undnur wenige Abkommen auf hôherer Ebene abgeschlossLn. um denverhandlungen auf industrieller Ebene erneut rmpulse zugeben, wurden Beratungen zut Themen wie technologischer
l{ande1, Neugestartung der Arbeitszeit, Greichstelrung amArbeitspratz und Arbeitsbedingungen aufgenommen. Das eirizigebisher erzierte Abkommen betrifft den technologischén
!{andel. Es wurde von CFDT, cGC und cFTc, nicht aber von Fo
unterzeichnet, die die sicherheiten, die im Bereich vonBeschâftigung und Klassifizierung geboten werden, für
unzureichend hieIt.

Die Regierung nahm Einfluss auf die verhandlungen im privat-
sektor sowohl in ihrer Eigenschaft ars Arbeitgeber im ôf-
fentlichen sektor ars auch- in Erklârungen zur ÿüirtschafts-
lage. sie hâIt aber nach wie vor an freien Tarifverhand-
lungen fest und beschloss, Absprachen über die Modernisie-
rung von unternehmen durch Beihilfen an die rndustrie im Be-
reich von Beschâftigung und Ausbildung etc. zu fôrdern.

rm ersten Halbjahr fanden im Privatsektor eine Reihe harter
Auseinandersetzung über Entlohnungsfragen statt. Die Ergeb-
nisse fielen nicht immer zugunsten der Arbeitnehmer aus. Im
zweiten Halbjahr $/ar der ôffentliche und halbôffentliche
Sektor von spontanen Arbeitsniederlegungen über
Entlohnungsfragen und die Anerkennung der Qualifikationen
betroffen. Diese Konflikte wurden von Regierung und Arbeit-
nehmern von FalI zv Fall beigelegt, ohne aber die
Hauptursachen der Unzufriedenheit auszurâumen.

GROSSBRITÀNNIEN

Die Tarifverhandlungen in Grossbritannien im Jahr 1988
fanden vor dem Hintergrund der nach wie vor schnellen
ÿüirtschaf tsexpansion statt. ÿ'Iie j-m "Economic Outlook" der
OECD festgestellt wird, "expandiert die Binnennachfrage
weiterhin schneller a1s die potentielle Produktion... dies
führte z! inflationistischem Druck und einem erhôhten Zah-
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lungsbilanzdefi ziL". Das ÿ{irtschaftswachstum betrug 4 l/2*
igeüenüuer 4.3t im Jahr 1987), die Arbeitslosigkeit ging
zurück. Laut offiziellen Angaben sank die Arbeitslosenrate
von 10.38 (1987) auf I l/22, doch die reale Arbeitslosenrate
ist weit hôher. Die Inflation stieg von 3.8S im Jahr 1987

auf 4 L/2t im Jahr 1988, aber mit einem weit stârkeren
Anstieg zum Jahresende.

In der zweiten HâIf te der 8oer Jahre \4'ar das Wachstum

unausge\^rogen, wobei Hauptursache der gestiegenen Nachfrage
eher âer ÿernrauch und starke regionale Ungleichgewichte als
Investitionstâtigkeiten bildeten. Eine wirtschaftliche Über-
heizung und Uanlel an Fachkrâften wurden in Teilen des
Südens festgestettt, der Norden dagegen leidet nach wie vor
unter hoher Arbeitslosigkeit. Ferner wurde die Nachfrage-
steigerung zum Teil auràfr Einfuhren gedeckt, h/as z! einer
Zahlüngsbllanzkrise in einem Ausmass führte, die durch das
"Versoigungswunder" als überwunden gehalten worden v,ar.

Untersuchungen des TUC zeigten steigende Ungleichgewichte
der britischen Entlohnungsstruktur in den 80er Jahren im
Gegensatz zü den stabilen Entlohnungsstrukturen in der
Buidesrepublik Deutschland. Die Zahlen für Grossbritannien
wiesen weit stârker ausgeprâgte Ej-nkommensspannen sowohl
zwischen den einzelnen Kategorien aIs auch den Sektoren und
Regionen aus. Obgleich sich die Durchschnittsverdienste
weéentlich erhôhten, sLieg der Lohn eines
Durchschnittverdieners nicht im gleichen Ausmass.

Um diese Probleme in Angriff zu nehmen, forderte der TUC

anIâsslich d.er Vorlage des Staatshaushalts niedrigere
Zinssâtze (um Industrie-Investitionen neue Anstôsse zv
geben), wettbewerbsfâhigere Wechselkurse und mehr
Ùnterstützung an Exporteure anstatt hôherer Zinssâtze ztr
Einengung der Kreditvergabe. Ferner forderte der TUC hôhere
ôffentliche Investitionen, insbesondere in regionale und
urbane Infrastrukturen; bessere Sozialleistungen, namentlich
bei-n Kinderqeld, und eine Reform des Abgabensystems an
die soziale Sicherheit zur Unterstützung der Niedrig-
lohnempfânger.

Die gewerkschaftlichen Prioritâten bei den Verhandlungen
zielten darauf êb, zumindest die Realeinkommen zrt erhalten
und Leistungen wie Krankengelder, Renten und Urlaubs-
ansprüche zv verbessern. Bezeichnend für diese Entwicklung
ist die neuerliche Forderung nach der 3S-Stundenwoche in der
Metal lindustrie .

Die Regierung (die den Verdienst eines hôheren Lebens-
standards vor den allgemeinen Wahlen im Jahr 1987 bean-



24

sprucht) schlâgt nunmehr Alarm wegen der Lohnentwicklungenund fordert niedri-gere AbschlüsJe. Die Arbeitgeberorga-nisation cBr weist aber die Behauptung der negie-rung, âi"Entlohnung sei Hauptursache der rnflaaion, zur-ück mit demArgument, dass die Einkommenssteigerungen mehr oder wenigerdurch die Produktivitâtssteigerungên aulgeglichen werden.

Die 
-Regi-erung setzte (u.a. in einem Weissbuch "Beschâftigungin den 8Oer Jahren" ) ihre Angriffe auf das Gewerkschafts-

und Tarifverhandlungssystem fort und ergriff ej_ne Reihe von
Massnahmen, um den Arbeitsmarkt noch stârker zrt dere-gulieren. sie unterbreitete vorschlâge zur Abschaffung der
Lohnrâte, die offizielle Mindestlôhne für circa z L/2
Millionen Niedrigtohnempfângern in Bereichen mit einem
niedrigen gewerkschaftlichen organisationsgrad festlegen;
sie verabschiedete ferner Gesetze über: den Abbau der
Beschrânkungen für die Arbeitszeit von Jugendrichen von
16-18 Jahren; eine Begrenzung der Freistellung von der
Arbeit von Betriebsrâten und Vertrauensleuten zur Ausführung
ihrer gewerkschaftlichen Aufgaben; und über die verlângerung
der Probezeit bei Neueinstellungen auf zwei Jahre, nach
deren Ablauf erst der Arbeitgeber die Kündigung schriftlich
begründen muss. Die Regierung brachte darüber hinaus einen
Verhaltenskodex ein, der die Môglichkeiten der Gewerk-
schaften, Arbeitskâmpfe zu führen, weiter einschrânkt.

Hauptursachen der Auseinandersetzungen bildeten 1988 die
unzureichende Bereitstellung von Mitteln für die
Einanzierung der Neuklassifizierung von Krankenpflegern im
nationalen Gesundheitsdienst (circa 100.000 Krankenpfleger,
1 von 5 legen gegen ihre Eingruppierung Berufung ein) und
Einschnitte in Beschâftigung, Entlohnung und BedingungêD,
die durchPrivatisierungen verursacht wurden. Arbeitsnieder-
legungen führten im Vereinigten Kônigreich im Laufe des
Jahres bis Oktober 1988 zum Verlust von 3.719.000 Arbeits-
stunden.

GRIECHENLÀND

A1s Folge des griechischen "Stabilisierungsprogramms" von
1986-87 zog die lrlirtschaftstâtigkeit im Jahr 1988 an. Das
BIP, das L987 gesunken \^rar, stieg aufgrund einer starken
Investitionstâtigkeit um 3 1/22. Die Verbesserungen bei der
Inflationsentwicklung, die nach den Preissteigerungen von
222 im Jahr 1986 auf 15.7t im Jahr 1987 festgestellt wurden,
konnten nur unter Schwierigkeiten fortgesetzt werden, da die
fnflationsrate 1988 auf I3 L/22 sank. Auch das Zahlungs-
defizit erhôhte sich, obgleich dies durch einen Uberschuss
unsichtbarer Leistungen ausgeglichen wurde. Die Arbeits-
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losenrate blieb mit 7 L/22 mehr oder weniger unverândert,
àUgt"i.k die Beschâftigung um 1t stieg, Das Defizit im

ôfientlichen Sektor blieb mit circa 158 des BIP sehr hoch'

Die Übergangszeit von 7 Jahren nach dem Eintritt Grie-
chenlands in die EG lief 1988 aus, so dass die griechischen
Arbeitnehmer nunmehr innerhalb der Gemeinschaft aIle Rechte
der Freizügigkeit geniessen.

Bei der Verhandlungsrunde im Jahr 1988 stellte die GGCL die
folgenden Forderunlen : Ausgleich..des.Kaufkraftverlustes der
vorangegangenen ,wéi Jahre (aer für Niedriglohnempfânger auf
tz| | Étii gSherbezahlte aber darüber geschâtzt wird) ; Beibe-
hallung des Indexsystems, aber angeglichen die importierte
inflation; Ànderun§ des Tarifverhandlungsgesetze?_ -aus dem

Jahr 1955, das Zwangsschlichtungen ermôglicht; Bildung von
Betriebsrâten; uneingeschrânkte Anwendung des Gesetzes aus
dem Jahr I985 über die Einsetzung von Gesundheits- und
Sicherheitsausschüssen und die Nominierung von Gesundheits-
und Sicherheitsexperten und Betriebsârzten in Unternehmen
mit mehr aIs 150 Arbeitnehmern; Straffung der Organisation
für Arbeiterwohnungen; Fortsetzung und Ausdehnung der
Vergesellschaftungs§olitik von grossen Unternehmen im
ôfféntlichen Sektàr; und eine Verkürzung der Arbeitszeit hin
auf eine 37 à-Stundenwoche.

Um Druck auf die Arbeitgeber auszuüben, führte die GGCL im
Dezember 1987 einen Generalstreik durch und kündigte einen
weiteren Streik für den 28. Januar 1988 an. Am 26. Januar
wurde aber mit der Arbeitgeberorganisation des Privatsektors
ein Abkommen unterzeichnet (siehe hierzu Kapitel II), das
ausnahmsweise ohne Schlichtung erzielt werden konnte. Daher
wurde der Streikaufruf zurückgezogen.

TRLAND

Die Wachstumsrate I^Iar in lrland im Jahr 1988 mit L 3/4 t
trotz nach wie vor guter Ausfuhrergebnisse niedriger als im
Vorjahr (4.8S). Die Produktion in der verarbeitenden
Industrie stieg im ersten Halbjahr stark âflr der Privat-
verbrauch nahm nach der Stagnation im Jahr 1987 leicht z\.
Die ôffentlichen Ausgaben wurden aber zvr Senkung des
Haushaltsdefizits stark gedrosselt und tiefe Einschnitte bei
den Ausgaben im Gesundheits-, Erziehungs- und sozialen
Sicherheitswesen vorgenommen. Das Haushaltsdefizit ging
dadurch von 10.3t des BIP im Jahr L987 auf 3.4t des BIP im
Jahr 1988 zurück. Letztere Zahl ist jedoch aufgrund der
Auswirkungen von ausserordentlichen Einnahmen im Zusam-
menhang mit einer Steueramnestie verzerrt; die bereinigte
Zahl lautet 6.It des BIP.
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Die rnflation ging von 3.1t im Jahr l9g7 auf z l/4t im Jahr1988 zurück, doch bei dem zentralen problem der Arbeits-losigkeit wurden nur geringfügige Fortschritte erzielt.Trotz eines bescheidenen Beschâftigungszuwachses undanhaltender Auswanderung von über 32.ooo Mênschen pro Jahrging die Arbeitslosenrate lediglich von r7.7E (19s7-) auf 161/22 zurück.

?3= Drei j ahresprogranm f ür den nationalen lrliederauf schwung
für den zeitraum 1988-89, das 1987 zwischen der negierun{
und den sozialpartnern ausgehandelt wurde (siehe hieizu den
EGr-Bericht über die Tarifverhandlungen l-9g7 -88 ) , war Grund-
lage der Entwicklung der Tarifverhand.lungen. rm Rahmen
dieses Programmes setzte die rcru ihren Druck auf die
Regierung fortr ürr die Probleme der Arbeitsrosigkeit, der
Auswanderung und des Erhalts des Lebensstandards in Angriff
zu nehmen. Ferner wurden die Beratungen mit den Arbeitgebern
über ein Rahmenabkommen zrtr verkürzung der Arbeitszeit
fortgesel'zL. Ars Teil des nationalen wiederaufschwung-
prograrnms sah der Haushalt 1988 steuererleichterungen für
die Arbeitnehmer vor. Der ICTU setzt seinen Druck hin auf
Steuerreform und -gerechtigkeit fort.

Die wichtigsten Zielsetzungen des Programms für 1988 wurden
erreicht : Schaffung von 20.000 neuen Arbeitsplâtzen in der
verarbeitenden Industrie; in den Haushalt 1988 wurden
Steuererleichterungen in Hôhe von 90 Mio IRÊ vorgesehen und
die Hôhe der Sozialhilfeleistungen unverândert belassen.

Der ICTU setzt seinen Kampf für eine !{achstums- und Auf-
schwungsstrategie fort und führte insbesondere Beratungen
zvr Vollendung des Binnenmarktes L992 und dessen Aus-
wirkungen. Der Cæwerkschaftsbr:nd hat versuchtrdie Notrarendiqkeit ftir eine
ÿ,Iachstumspolitik hervorzuheben r ürlr die potentialen Gewinne
aus dem Binnenmarkt z1J nutzen und hat innerhalb der Gewerk-
schaftsbev/egung eine Debatte über die sektoralen Auswir-
kungen eingeleitet.

ISLAND

Das rasante Wirtschaftswachstum von 1985 bis 1987 wurde 1988
durch das Zusammentreffen âusserer Umstânde und verânderter
Politik zur Eindâmmung der übermâssigen Nachfrage umgekehrt.
Abgeschottete Arbeitsmârkte, wachsender inflationârer Druck
und ein hohes Zahlungsbilanzdefizit machten es erforderlich,
der Stabilisierung Prioritât einzurâumen.

Im Mai wurden den Gewerkschaften, dj-e für den Zeitraum bis
Februar 1989 noch keinen Abschluss unterzeichnet hatten,
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Die Arbeitgeber forderten
Môglichkeit, individuelle
zahlen zu kônnen.

Lohnkontrollen auferlegt; die steuerpolitik wurde gestrafft;
bis Februar *"ià" a:-J Wafrrung nominal stabilisiert ( eine
*irrti"n" stârkung) und sodann im Februar, Mai und septem-
uàr. als die .r"rà Regierung an die _Ma_cht kam, abgewertet.
Der VerfalI aàr fisdfrpreije seit Ende 1987 und ein zu

erwartetender 
-nùckgang der Fânge erfordern Ressourcen, die

auf den Ausfuhrsektor übertragen werden'

Nach einem wirtschaftswachstum von 6.58 im Jahr 1987

verringerte sich das BIP 1988 um L l/22, die Inflationsrate
stieg iron 18.5t auf 252 und die Arbeitslosenrate blieb mit
l/22 sehr niedrig.

Seit Dezember 1986 r^,aren die Verhandlungen dezentralisiert
worden; Schwerpunkte der gewerkschaftlichen Forderungen
waren Kaufkraftschutz, verbesserte Mindestlôhne, verbesse-
rungen der sozialen Rechte der Arbeitnehmer und Einhaltung
der Vertrâge.

minimale Lohnabschlüsse
Prâmien ausserhalb der

Einige Gewerkschaften hatten keine Abkommen unterzeichnet,
a1s i* Mai 1988 Streiks illegal wurden. Diesen Gewerk-
schaften wurden von Dezember 1987 bis Juni 1988 Erhôhungen
um 1Ot zugestanden. Weitere Steigerungen sollten von den
grôssten üerbânden für ungelernte Arbeiter ausgehandelt
üerden. Die neue Regierungen fror im September die bereits
vereinbarten Erhôhungen um 5.252 bis zum 1. Februar 1989
ein. Im Februar 1989 sollte stattdessen eine Erhôhung von
L.252 zugestanden werden.

TroLz der (schliesslich erfolgten) Einmischung der Regierung
in die Tarifverhandlungen lehnten einige Gewerkschaften die
Unterzeichnung von niedrigen Abschlüssen ab. Ein Lokal-
verband für weibliche Arbeitnehmer in Fischereibetrieben
streikte vom 3. bis 11. Mai, und ein weiterer zweiwôchiger
Streik von Handels- und Verwaltungsarbeitnehmern wurde am 4.
Mai beendet.

ITALIEN

Das Wirtschaftswachstum in Italien stieg von 3.lt im Jahr
1987 auf 3 3/4t im Jahr 1988 (einige Prognosen für 1988
lagen darüber), und auch die fnflationsrate erhôhte sich von
4.8t (1987) auf 5t (1988). Die Ausfuhren vraren mit einer
Steigerung von mehr als 68 hoch, da auch die Wirtschaft der
wichtigsten Handelspartner Italiens expandierte, aber auch
die Einfuhren erhôhten sich um 7 L/22, so dass der Aus-
senhandel nach wie vor defizitâr bIieb. ÿÿeitere Probleme

mit der
Abkommen
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sind ein nach wie vor hohes Zahlungsbilanzde fizit ( 1oE desBrP) und hohe Àrbeitslosigkeit (tt 1/4t im Jahr rgàel. DieGesamtbeschâftigung einschliesslich der rndustrie erhôhtesich 1988, doch stieg die Zahl der Arbeitskrâfte schnerrera1s die der verfügbaren Arbeitsplâtze. Eine wichtige Ent-wicklung war die steigende Anzahl weiblicher Arbeitsrrarte.
Das Hauptanliegen der Gewerkschaftsbünde \^,ar die Reform dessteuersystems, das r{regen der ungerechten Behandlung vonErwerbstâtigen im vergleich zn selbstândigen (mit einemgrôsseren spielraum für umgehungen) und wegen des Ausmassesder steuerlichen Belastung Kritik ausgesetzt \rrar. Daherdrângten die Gewerkschaften auf eine Herabsetzung der
steuerlast für abhângig Beschâftigte und eine ErweiLerung
der Besteuerungsgrundlage. zur unterstützung dieser Forde-
rungen wurde im November in Rom eine Kundgebung mit 400.000
Teilnehmern veranstaltet.

rn der rndustrie fanden die Tarifverhandlungen 1988 auf
Betriebsebene statti es wurden circa 7.000 Abkommen unter-
zeichnet. Neben Lôhnen,/Gehâltern wurden Fragen wie Informa-
tionsrechte, Arbeitszeit, Arbeitsumwelt und Gesundheits-
schutz einbezogen. Eine Reihe von Absprachen, insbesondere
in Grossunternehmen, banden die Entlohnung an die Gewinne.
Beispiele hierfür sind Fiat (wo nur die crsl, und die url,
unterzeichneten), Olivetti, Zanussi, Italgel und Barilla.
rm ôffenLlichen Dienst liefen alle vertrâge im Juni aus. Nur
das Abkonmen für das Lehrpersonal wurde erneuert, wobei die
Lage durch die Prâsenz von autonomen Gewerkschafts-
organisationen (d.h. ohne Bindungen an die Bünde) und
ôrtlichen Koordinierungsausschüssen (coBAS) erschwert wurde,
die gegen die Auffassung der Bünde eine Reihe von Aktionen
unternahmen.

In den vergangenen Jahren stand die Frage des Streikrechts
im ôffentlichen Dienst an. CGIL, CISL und UIL unterbreiteten
daher einen Vorschlag z:ur Erhaltung des Streikrechts
(einschliesslich des individuellen Streikrechts), wobei
bestimmte unabdingbare ôffentliche Dienstleist'ungen
gewâhrleistet werden. Der Vorschlag enthielt Verfahrens-
regelungen (einschliesslich der Umsetzung der Vertrâge) und
die Festlegung von Mindestnormen für die Bereitstellung
unabdingbarer Dienste, die in den Vertrag aufgenommen werden
soI1en, sowie ein Rechtsinstrument zur Definierung von
wichtigen ôffentlichen Diensten, Revision der Zwangs-
verpflichtung von Arbeitnehmern und der Bildung eines
Schlichtungskomitees. Die Gewerkschaften schlugen ferner
einen freiwilligen Disziplinkodex vor, der bei Arbeits-
kâmpfen zu beachten ist. Der Vorschlag rrTar grôsstenteils in
einem vom Senat gebilligten Gesetzesentwurf enthalten, wurde
aber im Parlament noch nicht abschliessend beraten.
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Andere gewerkschaftliche Errungenschaften im Jahr 1988 $/aren
Verbessàrungen der Berufsbildungsprogramme in Absprachen in
Confindustria und Confepi (eine Organisation, die kleine
Unternehmen vertritt) und die Stârkung der
gewerkschaftlichen Organisation in kleinen Unternehmen in
èiner Àbsprache für das Handwerk.

Die Arbeitgeberorganisationen sind mehr als in den

vergangenen iahren îerhandlungswillig und haben die Versuche
auf legében, die Bez iehungen zw-l-schen Arbeitgebern und

Arbeitnehmern auf eine inaiviauelle Grundlage zv stellen'
Dagegen konnten wie bereits bei früheren versuchen die
l,ôhne,/Gehâ1tei hochqual if Lzierter Arbeitnehmer nach wie vor

"i-"frt 
geregeù weraLn. Die Kontroverse über Berichte der

Gewerkschaften über antigewerkschaftliche Praktiken bei Fiat
sind hier ein weiterér Hinweis für die vorhandenen
Spannungen.

Im Laufe des Jahres fanden verschiedene Konfrontationen mit
der Regierung statt, zum Beispiel über steuerfragen und

Verhandirrrg"n- im Unterrichtssektor. Im allgemeinen aber ldar

das Klima zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ruhiger
als erwartet und die aktivftâten der COPAS, ausgenoflImen bei
den Arbeitskâmpfen im Unterrichtswesen, eher zurückhaltend'

LUXEUBURG

Das Wirtschaftswachstum in Luxemburg stieg 1988 um 3t und

entsprach damit der allgemeinen Expansion in Europa. Die
rnduàtrieproduktion $/ar éit.. 10* hôher a1s im vorjahr und
die Dienstleistungen (insbesondere der Finanzsektor)
entwickelten sich stark. Die Industrielre.schâf tigung
(einschliesslich stahl) ging bei .. gleichzeitigen hohen
Produktivitâtssteigerungen 

-stàrk zurück, doch konnte diese
Entwicklung aurtfr den Beschâf tigungs_zuwachs im

Dienstleistungssektor und im Baugewerbe mehr a1s ausreichend
auf gef angen w-erden. Die allgemeine_ Beschâf tigung.. stieg um

ciréa 3g (zum Teil aufgrund von Teilzeit-Arbeitsplâtzen) und
die Arbeitslosigkeit ianlc auf circa L l/22. Die Inflation
zogt gemessen uri inturnationalen Massstâben, nur leicht auf
circalL/2tan.

Die Beziehungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern
verbesserten -sicfr laut Aussagen der LCGB etwas, Lrotz der
anhaltenden Versuche der Arbeitgeber, das Arbeitsgesetz
stârker zrt flexibilisieren. Das Nationale Schlichtungsamt
ipielte bei der Suche nach Abschlüssen bei zahlreichen
Vérhandlungen eine entscheidende Ro1le.
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MALTÀ

Der Hintergrund für Tarifverhandlungen in Malta verânderte
sich durch den Regierungswechsel und die Rückkehr der
Nationalistischen Partei im Jahr L987 nach sechzehn-jâhriger
Labour-Regierung .

Laut den Angaben des Allgemeinen Arbeitnehmerbundes G!{U war
die wirtschaftliche und soziale strategie der vorherigen
Regierung im wesentlichen auf Lohn- und preisstopps, paral1e1
zu massiven Vorratskâufen von Rohstoffen und nrs-âtzprodukten
f ür den Import zur Steigerung der lriettbewerUsiâfrigkeit
ausgerj-chtet. Die neue Regierung schlug eine freiere Markt-politik ein, brach mit der politik massiver vorratskâufe,
hob den schutz von einheimischen Gütern sowi_e formal den
Lohn-,/Preiss;epp auf. Der G['Iu behauptet, dass als Ergebnishiervon die Pieise anziehen und die Reareinkommen sinken.Der chIU bestreitet die Richtigkeit des Einzelhandels-
Preisindexes der Regierung, der eine Erhôhung von 0.ggausweistr und erstellt seinen eigenen rndef, der dieInflationsrate mit 108 angibt.

Die Zielsetzungen von GMTU seit dem Regierungswechsel hrarenausgerichtet auf: die slcherstellung einer Aufhebung desLohnstops (der nach deren überzeugung weder die!{ettbewerbsfâhigkeit noch die Beschâftigung verbesserte,sondern lediglich die Kaufkraft, -insbesondere 
imôffentlichen und halbôffentlichen sektor, reduzierte); die

Aufhebung des Verbots von Mehrarbeitbezahlung (womit nicht
Mehrarbeit ausgeschlossen, sondern lediglich die Einkommen
reduziert wurden); und Massnahmen (einschliesslich steuer-
licher Verânderungen) zur Anhebung der Real1ôhne und Bekâmp-
fung der steigenden Lebenshaltungskosten.

Nach Aussagen von GhIU widersetzten sich die Arbeitgeber
Lohnerhôhungen !ÿegen deren Auswirkungen auf die KoÀten,
wâhrend gleichzeitig rmporte den Markt bedrohen. Die Regie-
rung hat es abgelehnt, die tebenshaltungskosLen für ihre
eigenen Arbeitnehmer anzuheben (was auch auf andere Ab-
schlüsse Anwendung finden würde) und stattdessen nur unzu-
reichende Zulagen bewilligt. rm Banksektor haben es die
Arbeitgeber abgelehnt, die im Abkommen vorgesehene Gewinn-
beteiligungsklausel einzuhalten.

Diese Massnahmen haben das Klima zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern vergiftet und probleme für die zukunft
geschaffen. Es fanden eine Reihe von Streiks, z.B. des
Flughafenpersonals, statt, der die nationale Fluggesell-
schaft traf. Bei einem streik in der staatlich kontrollier-
ten "Bank of valletta" wurde die polizeiliche Antiterror-
einheit gegen Streikposten eingesetzt.
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Der GMTU berichtet, dass nach Aufhebung des Lohnstopps im
Jahr 1988 achtzehn Kollektivvertrâge (für 5.000 Arbeit-
nehmer) abgeschlossen wurden. Sie vertrauen auf die künftige
Entwicklun! angesichts der Bildung eines neuen drei-
gliedrigen Gremiums, den Malteser Rat für Wirtschafts-
éntwicklung (der an die SteIIe des Rats für nationalen
Fortschritt tritt ) und auch zustândig für Preis- und
Einkommensfragen ist. Sowohl GWU a1s auch GMTU sind in
diesem Rat vertreten

NORWEGEN

unter dem Einfluss einer straffen steuer- und wâh-
rungspolitik zur senkung des Zahlungsbilanzdefizits und der
Inflationsrate hTar das Wirtschaftswachstum in Norwegen im

Jahr 1988 bei gleichzeitigem Anstieg der Arbeitslosigkeit
und rücklâufiger- Inflation gering. Als Ergebnis der im Mârz
lgBB verabscÉiedeten Einkômmensgesetze wurd'en auch die
Lohn-/Gehaltserhôhungen niedriger gehalten. Das BIP-Wachstum
betrug 1988 circa ltqZ (im Vergleich. zu 0.58 im Jahr 1987)'
die rïf tationsrate 5 3/4t ( 8.IE im Jahr 1987 ) und die
Àrbeitslosenrate 3E (2* im Jahr 1987)'

Hauptanliegen der LO bei den Verhandlungen im I'rühjahr 1988

war die Reiorm des Rentenalters, wobei der Schwerpunkt auf
ein f lexibles Rentenalter und die l'Iôglichkeit' eines vor-
zeitigen Eintritts in den Ruhestand vor dem gesetzlichen
Rentenalter von 67 Jahren gelegt wurde.

NIEDERLÀNDE

Das lrlirtschaf tswachstum erhôhte sich 1988 in den Nieder-
landen um 2 t/2 bis 38, grôsstenteils aufgrund hoher Aus-
fuhren und Investitionstâtigkeit. Die Inflationsrate blieb
unter Kontrolle, die Preiserhôhungen r^Iaren mit 1* das beste
Ergebnis, das in !{esteuropa verzeichnet wurde. Der Handels-
biianz-Überschuss wuchs, das ZahlungsbilanzdefLziL sank.
Grôsstes Problem ist nach wie vor die hohe Arbeits-
Iosenquote. ObwohI die Beschâftigung um circa I* stieg,
blieb die Arbeitslosenrate unverândert bei circa LZ L/22,
und viele Arbeitslose (nach gewerkschaftlichen Berechnungen
circa 252) sind seit mehr als zwei Jahren erwerbslos.

Unter diesen Umstânden hlaren die prioritâren gewerk-
schaftlichen Forderungen der Abbau der Arbeitslosigkeit und
eine nur mâssige -rhôhung der Kaufkraft. Die Arbeitgeber
aber $/aren spezifischen arbeitsplatzschaffenden Massnahmen
eher abgeneigt.
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Ihr Hauptanliegen h,ar die Herstellung einer grôsseren
organisationsflexibilitât mit schwerpunkt auf dem einzelnen
unternehmen. Dennoch r^rurden in einigen sektoren verbes-
serungen von Vorruhestandsregelungen vereinbart.

Ausser in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber des ôffentlichen
Sektors intervenierte die Regierung nicht bei den Ver-
handlungen.

Der grôsste Arbeitskampf wurde zwischen der polizei und der
Regierung als Arbeitgeber ausgetragen.

PORTUGÀL

Das wirtschaftswachstum stieg 1988 erneut um mehr als 4t (4
l/4* im vergleich zv 4.38 im Jahr 1986 und 4.6t im JahrL987) und die Arbeitslosigkeit ging weiter zurück (auf 6L/2* von 7.1t im Jahr 1987). Die -rnflationrate, die bis ztrrJahresmitte zurückging, betrug 9t und Iag damit circa 3tüber dem von der Regierung anvisieiten Ziel. Die
Handersbiranz verschlechterte sich und hrar, nach einem
überschluss im Jahr L987, nahezu ausgeglichen.

Ein weiterer zentraler Faktor war das Lohn-,/cehartsabkommen,
das im Rahmen des stândigen Rates für den sozialdialog
abgeschlossen, hrenn auch von Arbeitgeberseite weder vom Bundder Portugiesischen rndustrie noch von gewerkschaftlicher
seite von GGTP-rntersyndical unterzeichnet wurde. Diese
Lohn-,/Gehaltsvereinbarung wurde in der Folge von der uGT in
Frage gestellt, nachdem krar geworden \^rar, dass das bei der
rnfration angepeilte ziel nicht errei-cht werden konnte und
die Regierung eine Anpassung der Zielsetzung unter
Berücksichtigung der Entwicktung ablehnte.

Prioritâres Anliegen für die Gewerkschaf ten virar die
Verbesserung der Reallôhne-/-gehàIter und der Versuch, demjüngsten Trend der sinkenden Lohnquote am volkseinkommen
Einhalt zu gebieten.

Allgemein versuchten die Arbeitgeber, die verhandlungen auf
der Grundlage des im Rahmenabkommen vorgegebenen rnflations-
ziels fortzuseLzen. Es bestanden jedoch betrâchtliche unter-
schiede in der Behandlung des ôffentlichen und des privaten
Sektors. Unter dem Einfluss der Regierung nahmen die Arbeit-
geber des ôffentlichen Sektors eine weit hârtere Haltung
ein. In einigen Fâ1len führte dies dazu, dass Abschlüsse
auferzwungen wurden.

Die Regierung intervenierte auf verschiedene Art : durch die
Festlegung eines gesetzlichen Mindestlohnes und der
Beamtengehâlter aIs Bezugspunkte für die Verhandlungsführer;
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durch die Einbringung ihrer eigenen Inflationszielsetzungen
in die Verhandlungen des Stândigen Rates für den sozialen
Dialog; und über die Geschâftsleitung von ôffentlichen
ünternehmen, $Io sie dahingehend intervenierte, dass Lohn-
tarife unter ihren eigenen, im Stândigen Ausschuss vorgeleg-
ten Zielsetzungen festgelegt wurden.

Der grôsste Arbeitskampf 1988 war ein Generalstreik, der zrt
Beginn des Jahres von zwei Bünden gegen die Vorhaben der
negierung zur Ànderung des Arbeitsgesetzes ausgerufen worden
hrar . Der Vorschlag z ielte darauf ab, Entlassungen ztJ
erleichtern, ohne die sozi-ale Sicherheit und die
arbeitslosenunterstützung zu verbessern.

Weitere Streiks wurden durch Tarifverhandlungen im
ôffentlichen Sektor im allgemeinen und im Verkehrssektor im
besonderen ausgelôst.

BUNDE SREPUBLI K DEUT SCHLAND

Das wirtschaftliche Wachstum hat sich in der Bundesrepubtik
Deutschland 1988 unerwartet beschleunigt. Das Bruttosozial-
produkt erhôhte sich um 3 3/42 im Vergleich zlr 1.8t im Jahr
igAz. Der expansive Kurs, den die Geldpolitik hier wie in
anderen Lândérn nach den Bôrsenturbulenzen im Herbst 1981
eingeschlagen hatte, trug mit Sicherheit hierzu bei. Die
milâen WiLterungsbedingungen haben darüber hinaus eine
rasche Zunahme der Bautâtigkeit Anfang des Jahres be-
günstigt. Die Exporte stiegen krâftig an und führten z\
ftuparifâtsauslastungen und verstârkter Investitionstâtig-
keit.

Die Arbeitslosenrate (t 3/4*) blieb unverândert auf dem

Stand von 1987, da die Neuzugânge auf dem Arbeitsmarkt
leicht den Beschâftigungsanstieg übertrafen. Die verstârkte
Produktivitâtssteigerung (3.IE), die durch die Arbeitszeit-
verkürzung des einzelnen Erwerbstâtigen kaum ausgeglichen
werden kônnte, schrânkte die Auswirkungen des schnellen
Leistungswachstums auf die Beschâftigung ein.

Die Inflation I^Iar hôher als im vergangenen Jahr, aber zâhIte
mit I 7/48 noch immer zv den besten Ergebnissen in West-
europa.

Die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung mit dem ZieI der
35-Stundenwoche bildete eine zentrale Forderung in einer
Reihe von Sektoren (ôffentlicher Dienst, Eisen- und Stahl-
industrie, Baugewerbe, Banken, Textil- und Bekleidungs-
industrie, Papiererzeugung und Kautschukindustrie). Damit
wollten die Gewerkschaften einen Beitrag zvr Schaffung und
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Sicherung von Beschâftigung leisten sowie die Berufs- und
Lebenschancen verbessern. ÿüeitere Forderungen $raren auf die
Verbesserung der Anpassungsfâhigkeit der Wirtschaft aus-
gerichtet, die durch Tarifvertrâge zvr Qualifizierung I zvr
Eingruppierung und zvr Einführung neuer Technologien
erreicht werden soIlte. Angesichts der steigenden Gewinne
seit 1983 spielten auch die Lohnforderungen eine wichtige
Ro1Ie. Im Privatsektor lagen die gewerkschaftlichen For-
derungen bei 5 bis 6t, im ôffentlichen Sektor wurde ein
Gesamtvolumen von 5t, verteilt auf Lohnerhôhung und
Àrbeitszeitverkürzung mit Vorrang für die letztere
gefordert.

In den mej-sten Sektoren verhielten sich die Arbeitgeber
gegenüber der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung ableh-
nend. Im ôffentlichen Sektor widersetzten sich die Arbeit-
geber sowohl innerhalb als auch ausserhalb dieses Bereichs
einer Verkürzung der Arbeitszeit. In der Textil- und
Bekleidungsindustrie waren sie erst nach !{arnstreiks zr)
Verhandlungen über Arbeitszeitverkürzurrg bereit.

Die Regierung griff in die Verhandlungen im Privatsektor
nicht ein, nahm aber bei den Verhandlungen im ôffentlichen
Dienst eine sehr harte Linie ein. Ihr erstes Angebot lautete
auf eine Lohn-,/Gehaltserhôhung um 1.38, aber keine Arbeits-
zeitverkürzung. Auch mit Hilfe von lrlarnstreiks $/aren die
Àrbeitgeber nicht zum Einlenken zv bewegen, sondern er-
kIârten die Verhandlungen Ànfang ÿlàrz 1988 für gescheitert.
Damit wurde ein Schlichtungsverfahren eingeleitet. Der
Schlichtungsspruch, der sowohl Lohnerhôhungen a1s auch
Àrbeitszeitverkürzungen vorsah, wurde von den Gewerkschaften
angenommen, von den Arbeitgebern aber abgelehnt; erst nach
weiteren schwierigen Verhandlungen akzeptierten auch die
Arbeitgeber das Schlichtungsergebnis mit zwei kleineren
Ànderungen.

Hinsichtlich der Verhandlungsebenen haben sich keine
wesentlichen Verânderungen ergeben. !ÿie schon im Vorjahr
wurde bei Ej-nkommenstarifvertrâgen, die im Zusammenhang mit
Arbeitszeitverkürzungen vereinbart wurden, die sonst übliche
zwôlfmonatige Laufzeit auf drei Jahre mit Stufenerhôhungen
verlângert.

Das soziale Klima wurde sehr stark von dem Tarifkonflikt um
die Arbeitszeitverkürzung im ôffentlichen Dienst bestimmt.
Eine allgemeine Debatte über Arbeitszeit, Arbeitsplatz-
schaffung und Einkommensverteilung wurde durch einen
Meinungsstreit über die Vorschlâge von Oskar Lafontaine, dem
Ivlinisterprâsidenten des Saarlandes, ausgelôst, Arbeits-
zeitverkürzungen an Lohnzugestândnisse in hôheren Gehalts-
klassen zu binden.
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Die Zahl der verlorenen Arbeitstage durch Arbeitskâmpfe brar
verhâltnismâssig geringr ês hraren nur 42 Betriebe mit einer
Beteiligung von 33.500 Arbeitnehmern betroffen. Die
Streikdauer betrug überwiegend nur einen Tag-

SCEWEDEN

1988 betrug das lrlirtschaftswachstun in Schweden 2 l/zt und
lag damit irahe an dem Lg87 erzielten Ergebnis. Die erhôhte
tnéustrieproduktion führte zv Kapazitâtsauslastungen (mit
einem Rekordergebnis von fast 908 ) , die die Investi-
tionstâtigkeit iôrderten. Auch Arbeitskrâftemangel haben der
Expansion Grenzen gesetzt. Die Arbeitslosigkeit ging von
:-.-gt im Jahr 1987 àuf L 3/48 (OECD-Prognose) im Jahr 1988
und nach Berichten der Gewerkschaften auf 1.48 im letzten
Quartal 1988 zurück. !'feiteres Anzeichen für den I'langeI an

Ârbeitskrâften \^/ar die erhôhte Inflationsrate auf 6E (von
5.5t im Jahr 1987 ) '

Die Handelsbilanz blieb im Jahr 1988 positiv, da die
Ausfuhren zunahmen, aber die Zahlungsbilanz verzeichnete ein
Defizit, mit dessen weiterer Erhôhung 1989 gerechnet werden muss.

Wie im EGI-Tarifbericht 1987-88 ausgeführt, begrenzte die
Regierung die Lohnerhôhungen im ôffentlichen Sektor auf 4*,
gritt abêr in die anderen Sektoren nicht direkt ein. Die
privaten Arbeitgeber bestanden auf Branchenverhandlungen
ànstelIe der üblicheren überberuflichen Verhandlungen. Ihre
Erwartungenr damit niedrigere Àbschlüsse erzielen zu kônnen,
erfüIlten sich nicht, doch wie üblich baute jeder Abschluss
auf den vorherigen auf. Auch im ôffentlichen Sektor wurde
die Zielsetzung der Regierung nicht erreicht (siehe Kapitel
II).

Neben Lohnforderungen stellten die LO-Gewerkschaften Forde-
rungen für gleiche Krankenentschâdungen wie die für die An-
gestellten geltenden (die Forderung wurde erfüIlt und der
Anspruch auf volle Bezahlung der ersten beiden Krank-
heilswochen bewilligt) und Verkürzung der Wochenarbeitszeit
bei unregelmâssigen Arbeitszeiten. Eine Verbesserung wurde
lediglich auf Ebene der Gemeindebehôrden erzielt.

1988 fand der grôsste Arbeitskampf in der Privatindustrie
seit 1945 über die Frage des gewerkschaftlichen Einflusses
auf Betriebsverhandlungen statt. Der Arbeitskampf wurde
zwischen TCO-Verbânden, SIF und den Arbeitgebern in der
verarbeitenden Indurrie ausgetragen. SIF lôste einen drei-
wôchigen Streik mit einer Beteiligung von 40.000 Arbeit-
nehmern aus, die Arbeitgeber sperrten 30.000 SIF-Mitglieder
aus.
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scHwErT,
1988 r^rar die wirtschaf tslage allgemein gut. Das wachstum
stieg von 2.3* (1987) auf 2 3/42, die Arbeitslosenrate !ÿar
sehr gering (3/aZ) i in bestimmten Bereichen besteht ein
Mangel an Arbeitskrâften; die Inflationsrate betrug 2* (ein
leichter Anstieg im Vergleich zv 1987 ) . Dies führte zv
Reallohnerhôhungen, die für En<le 1988 mit 2z veranschragt
wurden.

vor diesem Hintergrund blieben die vorrangigen gewerk-
schaftlichen ziele unverânderL: schutz und. verbesserüng der
Kaufkraft; Àrbeitszeil-verkürzung; bezehi-t-er Bilclungsurlaub;
besserer Kündigungsschutz; Lohngreichhei-t fiir Fràuen und
Mânner bei gleichwertiger Arbeit; sicherheit und Gesundheit
1m Arbeitsplatz; Ausbau der sozialversicherung; und Aus-
dehnung des Geltungsbereichs der Tarifvertrâge auf hôhereAngestellte und Lehrlinge.

Die Abwehrstrategie der Arbeitgeber blieb unverândert; siefordern: Deregulierung, stârkere Flexibilisierung und weni-ger wichtige Ro1le des Staates.

rn der Maschinenindustrie wurde das sogenannte Friedens-
abkommen um 5 Jahre verlângert und erfasst erstmars Arbei-
ter- und Angesterrtengewerkschaften. rn der Druckindustrie
wurde zum ersten Ma1 ein Tarifvertrag abgeschlossen, der
sowohl für Typographen und Lithographen girt, für die vorher
verschiedene vertrâge bestanden. Es h,ar dies auch der erste
sechsjahresvertrag, der in der schweiz unterzeichnet wurde.
Die Lôhne/Gehâlter werden bis zn einer jâhrlichen Teuerung
von 5E automatisch angeglichen. über diesen prozentsatz
hinaus muss verhandelt werden, wobei die Arbeitgeber den
Ausgleich nur dann verweigern dürfen, $/enn sie nachweisen
kônnen, dass ihnen dies nicht môglich ist.
In den Gemeinden und Stâdten besteht eine für die Gewerk-
schaften unerfreuliche Tendenz: zunehmende Teile der Beleg-
schaften werden nicht mehr im ôffentlich-rechtrichen (also
mit BeamLenstatus) DienstverhâItrris neu angeste1lt, sondern
pr ivatrecht I icLr .

lroLz der günstigen ÿ{irtschaftslage hat sich das Sozialklima
aufgrund der unverândert harten Haltung der Arbeitgeber
nicht verbessert.
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rr. r,ômrr, KAUFKRAFT UND LoHNsYsrEI.{E

1 ALLGEMEINE LAGE

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die Ergebnisse der
Lohnrunde, die in den meisten europâischen Lândern im Herbst
1g87 oder Anfang 1 988 begann. In einem allgemein positiven
l,Iirtschaf tsklima, das durch wachsende Gewinne und steigende
Rentabilitât in allen vier grossen europâischen Volkswirt-
schaf ten gekennzeichnet \^rar, setzten die Gewerkschaf ten die
Verbesserùng der Kaufkraft und des Lebensstandards in den
Verhandlungén von 1 988 mit an die Spitze ihrer Prioritâten-
Iiste. Die niedrige Inflationsrate (àurchschnittlich 4,9 % tür
Westeuropa, aber weniger aIs 2 I in ôsterreich, Belgien,
Luxemburg, den Nieàerlanden, der Bundesrepublik und der
Schweiz)-ùrug wie im Vorjahr dazu bei, die nominalen Lohnforde-
rungen zu Éegrenren und die Kaufkraft der Arbeitnehmer zrt
erhalten oder geringfügig zu verbessern.

V[ie aus Tabelle V hervorgeht, stiegen gemâss Schâtzungen der
OECD im ersten Halbjahr 1988 die Bruttostundenlôhne im verar-
beitenden Gewerbe Westeuropas durchschnittlich um 5 ,3 I, \nl?s

;;;--O,q % üUer dem Anstieg des Lebenshaltungskostenindexes für
das Jahr liegt. Nur in Belgien und Norwegen hlar die Zunahme
der Bruttostundenlôhne niedriger als die Tnflationsrate.

Island, Malta und Portugal hlaren die einzigen Lânder, in denen
die Gewerkschaften 1 988 einen Rückgang der Realverdienste
feststellten. In allen anderen europâischen Lândern wurde die
Kaufkraft der Beschâftigten behauptet und in den meisten
FâIlen verbessert.

Direkt vergleichbare amtliche Angaben für die Lânder der EG

über die neàIlôhne der Arbeitnehmer pro Kopf werden in Tabelle
VI wiedergegeben. Da diese Angaben alle Leistungen (Sach- und
Geldleistungén) der Arbeitgeber in bezug auf Lôhne und Ge-
hâIter für ihre Beschâftigten wiedergeben, sowie die Beitrâge,
die direkt oder indirekt für die geschâftigten an die Sozial-
verSicherungssysteme, Pensionskassen, für FamiIienzulagênr- an
die Unfafl-; lèbensversicherung und âhnliche Systeme abgeführt
werden, kônnen sie nicht dazu verwendet werden, die durch-
schnittlichen Verânderungen der Kaufkraft zut beurteilen. Sie
verdeutlichen j edoch àie Verânderungen der ReaIlôhne und
Lohnnebenkosten, deren durchschnittlicher Zuwachs 1 988 mit
1 ,5% niedriger vÿar als 1 986 und 1987. Die realen Lohnstück-
kosten in der Europâischen Gemeinschaft (vgl. Tabelle VIT)
gingen 1 988 aufgrund der starken Zuwâchse der Produktivitât,
ài-e- in den meisten Lândern verzeichnet wurden, um 1 ,2 % zù-
rück.
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Der allgemeine Überblick über die Lohnentwicktung in !,Iest-
europa 1 988 bestâtigt die positiven Trends, die in den meisten
europâischen Lândern 1 985 einsetzten. In den meisten Lândern
stiegen die Realverdienste.wie bereits 1987 als Gesamtergebnis
von Lohnerhôhungen und der Senkung der Einkommenssteuerbe-
lastung. In fast allen europâischen Lândern wurde die Kauf-
kraft der Beschâftigten des ôffentlichen Sektors weniger gut
behauptet als im privaten Sektor, vras besonders für Belgien,
Dânemark, spanien, Frankreich, Griechenrand, rrrand und Norwe-
gen der FaIl vrar.

Es sei schliessrich darauf hingewiesen, dass die europâischen
Gewerkschaften bei der Beurteilung der wirklichen Lohnent-
wicklung in ihren Lândern vor stândig grôsseren schwierig-
keiten stehen. In den meisten Fâllen beziehen sich in der Tàtdie Tarlfvertrâge auf Stundeneck- oder -mindestlôhne. Aufgrundeiner verbreiteten Tendenz zv grôsserer Flexibilitât in aenEntgeltsystemen, die immer stârker solche Faktoren berücksich-tigen wie Produktivitât, Gewinne und/oder Arbeitsbedingungen,
sind die Grundtôhne hâufig weniger dynamisch als andere- r,ôhn-elemente wie sonderreistungen, prâmien und zuragen, die aufindividueller Grundlage vergeben werden.

Um Informationen über das absolute Lohnniveau z! liefern und
9m Vergleiche der realen Kaufkraft durchzuführen, verôffent-licht Eurostat, das statistische Amt der EG, jedes Jahr An-gaben über die durchschnittlichen Bruttostundentôhne ,ô.
manuerren Arbeitern in der rndustrie, die in Kaufkraftstan-dards (KKS) umgerechnet werden. ôie neuesten verfügbaràn
Angaben beziehen sich auf ApriI 'l 988. ÿüie aus Taberre vrrrhervorgeht, betrug der Abstand zwischen dem Land mit derhôchsten Kaufkraft (Dânemark) und mit der niedrigsten (portu-gal) 172,4 %. 1980 betrug der Abstand zwischen Éeiden Lândern
1_64,1 I (169r7 L, \^renn porf.ugal mit Luxemburg, dem Land mitder damars hôchsten Kaufkraft verglichen -wird). Dies weistdarauf hin, dass die unterschiede der Kaufkraft zwischen deneinzernen EG-Lândern âusserst gross sind, und dass dieseDisparitâten tendenziell nicht abnehmen.

Tabelle IX fasst die Hauptentwicklungen der Lohnrunde 1 9BB inWesteuropa zusammen. AlIe Angaben über Nominal- und Reallôhnein der TabeIIe beruhen auf Schâtzungen der Gewerkschaften und
kônnen daher von den Angaben amtlicher nationaler oder interna-tionaler QueIlen abweichen. Für detailtiertere rnformationen
sei auf die Bemerkungen bezügrich der situation in den ej.n-
zernen Lândern im forgenden Abschnitt dieses Kapiters hinge-
vriesen.
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TABELLE V - BRUTTOSTUNDENLôHNE IN DER WESTEUROPÂISCHEN INDU-
STRIE
(Verânderungen gegenüber dem Voriahr in f,)

LAND 1986 198 7 1988 1 988
Verbraucher-
preisindex

(e)

ôsrnRnnrcu (a)
BELGIEN
DÂNEMARK
SPANIEN
FINNLAND
FRANKREICH (b)
GROSSBRTTANNIEN
GRIECHENLAND
IRLAND
ITALIEN (b)
NORWEGEN
NIEDERLANDE (b)
BRD
SCHWEDEN

(c)

3
1

9
7
8
3
I
9
5
6
6
1

4
6

4
2
4
1

6
4
7
2
7
4
0
1

3
7

1

1

1

5
I
7
0
2
4
6
7
5
I
3
6
6
4

2.0
1.2
4.5
4.8
5.6
2.6
4.9

13.5
2.1
5.0
6.0
0.7
1.2
5.8

(*)
(*)
(*)

3.6
1.0
6.1
5.1
f.i
3.1
8.6

14.8
6.6
5.4
5.5
1.0
4.6
7.9

1

I
4
5
9
2
1

6
I
4
2
4
2
4

(*)
(*)

WESTEUROPA (d) 5.4 5.5 s.3(*l 4.9

USA
JAPAN (A)

2.1 1.8 2.9
4.9

4.1
1.5 1.7 0.5

euellei OECD Economic Outlook, Dezember 1988 und OECD lndica-
tors, ApriI 1989, zur Aktualisierung.

*
a
b
c
d

Durchschnittliche Angaben für das erste Halbjahr
Monatsverdienste
Stundenverdienste
Wochenverdienste
Die für die globalen Indexwerte verwendeten Gewichtungen
für die einzelnen Lânder basieren auf den privaten Ver-
brauch und ÿüechselkursen des Vorjahrs.

(e) Auf der Grundtage der OECD Angaben für die durchschnitt-
lichen Preise 1987 und 1988.

1
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TABELLE VI - REATE PRO-KOPF-EINKOMIt{EN DER ARBEITNEHUER IN DER

EG
(bereinigt durch den Preisindex des privaten
Verbrauchs )
(Verânderung in [)

Land i 985 1 986 1987 1 988

1.1
-1 .0
1.3
0.6
2.7
3.4
2.2
2.0
1.9
0.8
1.5
1.7

-1 .3
4.4
1.8
0.6
3.0

-1 .2
1.2
4.0
0.9
1.6
3.1
2.2

3.7
1.2
0.5
1.3
2.8

-7 .2
'1 .8
1.6
4.4
1.5
3.9
4.1

-1 .3
0.2
1.2
0.9
1.4
4.2
2.7
0.4

-1 .7
-0.5
0.6
1.0

Belgien
Dânemark
Spanien
Frankreich
Grossbritannien
Griechenland
IrIand
Ital ien
Luxemburg
Niederlande
Portugal
BRD

EG (12 Lânder) 2.2 2.1

TABELLE VII - REALE LOHNSTÜCKKOSTEN
DER EG
(bereinigt durch den
rungen zum Vorjahr in f,)

1.5

FfiR DrE GESATT{TwrRTscHAFT

BIP-Def1ator) (Verânde-

0 .8

QueIIe: Kommission der EG, Den Erfolg von 1992 bewahren,
Statistischer Anhang, Kom (89) 101, Februar 1989

Land 1 985 1 986 1987 1 988

Belgien
Dânemark
Spanien
Frankreich
Grossbritannien
Griechenland
IrIand
Italien
Luxemburg
Niederlande
Portugal
BRD

1 5
5
I
3
9
7
7
7
1

4
9
5

-1 .2
-2.0
-0 .5
1.3

-0 .8
-1 .0
0.2

-1 .0
-2.1
-1 .6

-2.7
5.1

-0 .8
-1 .2
-0.1
-0 .9
-1 .7
0.0
s.3
2.0

-0.6
-0 .3

-0 .3
-0 .5
-2.8
-2.8
0.9

-5.5
0.1

-2.0
1.5
1.1

-5.6
-0.6

-1 .7
-1 .0-1 .

-2.
-1 .
-0.
2.

-1 .
-0.
-2.
-1 .
-3.
-0.

EG (12 Lânder) -1 .1

Quelle: Kommission der EG, Den
Statistischer Anhang, Kom

-1 .2 -0.3 -1 .2

Erfolg von 1992 bewahren,
(89) 101, Februar 1989
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TÀBELLE VIII _ DTIRCHSCHNITTLICHER NOIt{INALER BRUTTOVERDIENST
DER GEWERBLICHEN ARBEITNEHIT{ER - KONVERTIERT IN
KÀUFKRÀFTSTANDARDS ZV II{ÀRKTPREISEN (KAUFKRAFT-
STANDARDS DES BIP)

Land oktober 1 980
Gesamt-

industrie

April 1 988
Gesamt- verarb.

industrie Industrie
verarb.

Industrie

Belgien
Dânemark
Frankreich
Grossbritannien
Griechenland (a)
Irland (b)
Italien
Luxemburg
Niederlande
Portugal
BRD

.335.40 5
6
3
4
2
4
4
6
5
2
5

8.50(c)
10.38
6.83(c)
8.96 (c )

8.50(c)
10.38
6.84(c)
8.94(c)
4 .92 (c)
8.1 9

6.10
3.89
4.69

4.31
4.59
s.93
5.35
2.31
5.11

.10

.87

.65

.85

.30

.56

.23

.13

.31

.02

8.25

9 .62 (el
9.12(el

9 .44

10.18(e)
8.99 (e )

9 .41

a
b
c
d
e(

viertelj âhrlicher Durchschnitt
Mârz 1 988 und September 1 980
Oktober 1987
Oktober 1 985
April 1987

1 KKS (Kaufkraftstandard)
1 981 1 988

BF
DKR
DM
DR
FF
IRL
LIT
LFR
HFL
ESC
UKL

40.10
.35
.49
.40
.90
.57
.00
.80
.57
.50
.51

I
2

41
5
0

916
37

2
32

0

35.1 0
8.32
1.94

89 .70
5 .90
0. s9

1 1 44.00
33.40

1 .88
69.00
0.57

QueIIe: Eurostat, Einkommen in Industrie und Dienstleistungs-
sektor, Nr. 2, 1988.
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TABELLE IX - IEIüENZEN OER LIIIN-/GEHALTSTARIFVERHANTLLINGEN IN ITESIEURtPA - 1988

LAND VERHANOLUNGS-

EBENEN 1S88

(")

INFLATIONS- DURCHSCHNITTLlCHER

RATE 1988 ANSTIEG DER

(ouncn- N0TYTINALLüHNE

SCHNITT )

KAUFKRAFT

(b)
BINDUNG VON LÜHNEN

UND GEHALTER AN DTN

L T-BEN SHALT UNGSK O STEN-

INDEX (c)

ÜSTE RRE IcH Jahresbranchen-
abkommen

Zunahme von

mindestens 0,2fl
Kein Indexierungs-
system

2'O Üffentl. Dienst! 330 Sch.
für alle (fufi aa)
AE Frühja!11988!
Textil! 2,2fl (Reallôhne)
Chemie! 2,fl (Realltihne)
Baul 2,8fl l[indestlôhne
Ab Herbst 1988!
wletallindustrie! 3f, (ReaIlôhne)
Angestelltel 2,6-2,fl (Reallôhne)
und 3,4% in der Nahrungs- und
Genussmittelindustrie

BELGIEN Zuei jahresab-
kommen

für 1 987-88

1'2 Durchschn. Lohnerh'dhungenl
1,5f,, ohne Lohndrift und

I ndex ierung.
Stundenltihne in der Indu-
>LrlE. rô

Im Durchschnitt
uurde die Kaufkraft
erhalten

Automatische Lohn-/
Geha I tsindexierung

ZYPERN Jahresbranchen-
abkommen

3,5-4,fl Erhôhung der
Grund- und Durchschnitts-
1ôhne, Lebenshaltungs-
zuschlagi + 6,92%

Erhaltung der
Kaufkraft der
Lôhne

L ebenshaltungskosten-
ausgleich

DANEMARK Branchenabkunmen 4,5
für 1987-90 mit
Neuverhandlungen
bei Halbzeit

StundenLôhne: 6r5%
lYlonatslôhnel 6r 1f,

üffentl. Sektor! 13-14%
für 8?-88

Kaufkraft in ôff.
Sektor behauptet
und irn priv. Sektor
verbessert

Keine Lohnindexierung

SPANlEN lârlj.che Branchen- 4,8
tarifvertrâge

Durchschn. Lohnerht5hungeni
5,42 (6,5% einschl.
I nflationsausgleich )

Durchschn. Kaufkraft Revisionsklauseln
stieg um 1,6t

F INNTAND Branchentarifver- 5,6
trâge für zrrrei

Jahre (3/88-2190)

Durchnittsverdienstel 9,6f Reallohnerhtihungen
zr,lischen 2r9 und fl

FRAT\XREICH Branchen- und Be- 2,6
triebsabkcrnmen
(Laufzeitl 1 Jahr)

Stundenlôhne in der lndu-
striel 3,f{ mit starken Ab-
ueichungen je Branche

Kaufkraft erhalten
oder geringfügig
verschlechtert

Nur der gesetztl.
tYlindestlohn SIYEC

ist indexiert

GROSSBRITAN-

NIEN

Branchen-, Unter- 4,9
nehmens- und Be-
triebsvereinba-
rungen
(Laufzeitl 1 Jahr)

Zunahne der
Realeinkommen

Keine IndexierungEcklt5hne! 6, fl
Oruchschnittsverdienste I 9[
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LAND VERHANOLUNCS-

EBENEN 1988

INFLATI ON5-

RATE 1988

(ouncri-
SCHNlTT )

DURCHSEHNI TTLICHEÊ

ANTSTTEG DEF

trrolY]trrrRul ÜnruE

KAUFKRAFT

(b)
BINDUNG vonr LüxruEru

uruo c€riÀlrEnN AN DEN

LEBENSHALTUNGSKOSTEN-

INDEX (c)

GRIECHENTAND Nationales
zentrales
Abkommen

13,fl Vcrn 1.88! 9,5f, im privaten
und 8,fl im ôff. Sektor +

Indexierung ab 5.88 (*1 'fl)
und 9.88 (*6,5%)

Reale Ecklôhne um

durchschn.3rlo{
erhëht

L rrhnindexierung

lRLAND Natinoales
Rahmenabkom-

men 1 988-90

2,1% Durchnittslôhnei 3, é/
Jô GeringfügigeVer- KeineLohnindexierung

besserung des Lebens-

standards der
Arbeitnehmer

Stundenlôhne in der Indu-
strie! 4,fl

ISLAND lâhrliche
Branchenab-
kommen,

teilrrreise
Lohnstopp

Mindeslôhnei 5'1 ù tnûl
6 r J, lJô Kaufkraft konnte

nicht erhalten
ulerden

Kej-ne Lohnindexierung

ab 6/88i Erhôhung von SeP-

tember und Dezernber

eingefroren

lTALIEN Drei jahres-
branchen-
abkommen

( 1 98?-Bs )

5r0 Durchschn. Lohnerhtihungen

in der Industriei 6,9% und

im tjffentl. Sektor 10,fl

Erhi5hung der realen Lohnindexierung
Nettoeinkommeni 0,5
bis 1 , ?5%i mehr im
iSffentlichen Sektor

LUXEMBURG Branchenab- 1

kommen (1-3
Jahre Laufzeit)

Durchschn. Eckltihne! 2- aotJô5 Erhôhung der

Reallôhne
Lohnindexierunq

MALTA Branchen- und

Unternehmens-
abkommen

Angaben nicht erh?iltlich Verlust der
Kaufkraft

Keine Lohnindexierung

N0RIIJtGEN Zentrales
Abkcrnmen, 2

lahre Laufzeit
1 S88-89

Stundenliihne in der lndu-
sEr.Ie. 06
üffent1. Sektor! 3-4f,

6r0 Keine Lohnindexierung

NlEDERLANDE Branchen- und Or?

Unternehmens-
abkommen (Lauf-
zeit 1-2 Jahre)

Ecklôhne! 1%i Durchschnitts-
verdienste, einschliesslich
Lohndriftl 2,fl

Kaufkraft un durch- Keine Lohnindexierung
schnittlich 1,?5%

verbessert

PORTUGAL Eranchen-
abkonmen

9,? Durchschn. Lohnerhôhungeni
flJO

0,fl Verlust der
realen Bruttolëhne

Keine Lohnindexierung

B. F.
DEUTSCHLAND

Branchenab- 1 12

konrnen (Lauf-
zeit 1-2 Jahre)

Durchschn. Lohnerhôhunqeni
2,E%; Bruttoverdienste! fli
Nettoverdienste! 3'4

2,fl Steigerung der Keine Lohnindexierr-rng

realen Netto-
ei.nksnmen
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LAND VE RHANDLUNGS-

EBENEN 1 988

(u)

INFLAT IONS-

RATE 1 988

( DUREH-

DURCHSCHNI TTL ]CHER

ANSTIEG DER

NoI']TNALLUHNE )

KAUFKRAFT

(b)
BILDUNG VON LüHNEN

UND GEHALTERN AN DEN

LEBENSHALTUNGSKOSTE N-

INDEX (.)

SCFIU]EDEN Branchen-
abkommen

coqJr u/.i Arbeiterl 8,2-8,6%
Angestellte im privaten
Sektori ?-8f,

Erhôhung der
Realeinkommen

Kcine Lohnindexierung

5C HUiE I Z Branchen-,
tirtliche und

Betriebs-
abkornmen

1-fl Erhtihung der
Realeinkommen

Anmerkunqen! (a) UànrenO des Jahres geltende Verhandlungsebenen.

(b) Die Angaben zur Kaufkraft rrrurden von den Gerrrerkschaften der einzelnen Lànder zur Verfügung
geste1It. Eine klare lJnterscheidung zurischen realen Brutto- und Nettolôhnen ist nicht immer
mciglich. lJo nrôglich, beziehen sich die Angaben auf die Einkonnren nach Abzug der Steuern.

(c) Rffe Arten der Lohnindexierung uerden berücksichtigt. [Jo ein al]gemeines System gesetzlicher wlin-
destlijhne besteht, urird dies errrrâhnt. Lânder uie Belgien, die Niederlande, Luxemburg, 6rossbri-
tannien, Irlard, Italien und die Bundesrepublik Deutschland haben Systene gesetzlicher tvlindest-
Iôhne' die sich rur auf einen kleinen Teil der Eruerbsbevôlkerung erstrecken (in der Regel auf die
Arbeitnehmer, die nicht von Tarifvertrâgen erfasst sind).

Durchschnittliche Lohn-
erhôhungen! 4-f/
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2 SITUATION PRO LAND

ôsrERRErcH
Die Lohnpolitik folgte im Frühjahr 1988
Herbst des vorigen Jahres vorgegebenen
für 1 988 abgeschlossenen Tarifvertrâge
für 1987-88 wiedergegeben worden.

im wesentlichen den im
Linien. Die wichtigsten
sind im Tarifbericht

Mit Wirksamkeitsbeginn 1 . April 1 988 wurde der KoIlektiv-
vertragslohn der Textilarbeiter um 2,851o und deren rst-Lohn um
2,25% erhôht. Das Verhandlungskomitee konnte auch die Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit auf 38,5 Stunden mit Wirksamkeitsbe-
ginn 1 . Januar 1 990 durchsetzen. Da dies bei vollem Lohnaus-
gleich erfolgte, sind die tatsâchlich gezahlten Ist-Lôhne um
3,91 angestiegen.

Die kollektivvertraglichen Mindestlôhne der Chemiearbeiter
wurden mit 1. Mai um 2,9f, angehoben. Der Anstieg der Ist-Lôhne
lag bei 2,2%. Die neuen Koltektivvertrâge für die Arbeiter der
Bauindustrie und des Baugewerbes traten ebenso mit 1. Mai in
Kraft und sahen eine Erhôhung der kollektivvertraglichen Lôhne
um 2r85% vor. Bei den Ist-Lôhnen blieb die in dieser Branche
gewohnte Parallelverschiebung aufrecht.

Bei der Herbst 1 988 eingeleiteLen neuen Lohn- und Gehalts-
runde, die die Lohnentwicklung für 1989 im wesentlichen
bestimmte, konnten folgende Ergebnisse erzielt werden:

Die Kollektivvertragsverhandlungen für die 220 000 Arbeiter
der Metarrindustrie und des Bergbaus konnten erfolgreich
abgeschrossen werden und ergaben mit wirkung vom 1. November
1 988 steigerungen von 4,3% für die Mindestrôhne, wâhrend die
Ist-Lôhne um 3% anstiegen. Die Zulagen und Lehrlingsentschâdi-
gungen wurden entsprechend den Mindestrôhnen erhôht. rn okto-
ber konnte die Gewerkschaft Metarl, Bergbau, Energie überdies
für die 95 000 Arbeiter des eisen- und metallveiarbeitenden
Gewerbes einen neuen Kollektivvertrag abschliessen. vom 1.
Januar 1 989 werden die kollektivvertraglichen Mindeststunden-
Iôhne um 4,3% , die rst-Lôhne um 2,5% erhôht. Die zulagen und
Lehrlingsentschâdigungen werden um ca. 4,57o erhôht.

Die Gewerkschaft der Privatangestellten konnte l"litte Oktober
die Korrektivvertragsverhandlungen für 1 60 000 rndustrie-
angestellte abschliessen. Demnach werden rst-gehârter je nach
Branche zwischen 2,5f, und 2,91 erhôht. Die Lehrringsentschâdi-
gungen werden durchschnittlich um 4,51" angehoben, wâhrend
Reiseaufwandsentschâdigungen, Zulagen us\â/. um 3 ,251 erhôht
werden.
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Für die Angestellten der Nahrungs- und Genussmittelindustrie
wurden die Kollektivvertragsgehâlter um 3% und die Ist-Ge-
hâlter um 3r4f, erhôht. Die MindestgrundgehâIter werden nach
einer neuen Regelung des Einstufungs- und Bezahlungssystems
(mit Anhebung der MindestgehâIter) ztsâLzlich um durchschnitt-
lich 2,9% und 3,3% angehoben.

Die Verhandlungen zwischen den Gebietskôrperschaften und den
Gewerkschaften des ôffentlichen Dienstes über die Besoldungsre-
gelung für 1989 brachten folgende Ergebnisse: ab 1989 werden
die Gehâlter der Beamten, Vertragsbediensteten und Bedienste-
ten mit einem Sondervertrag, in dem keine andere Art der
Valorisierung enthalten ist, um 2r9% erhôht. 1990 werden die
genannten Gehâlter und Zulagen wiederum um 2r9% angehoben.

Die Zunahme der Kaufkraft für 1 988 wird auf mindestens 0,251
geschâtzt.

Die Gewerkschaften haben versucht, eine Lohnpolitik auf der
Grundlage der Solidaritât durchzuführen und die Mindestlôhne
und -gehâlter stârker anzuheben als die Ist-Lôhne. Bei den im
Herbst 1 988 geführten Gehaltsverhandlungen im Bereich des
ôffentlichen Dienstes wurde im Gegensatz zv Vorjahr wieder
eine Erhôhung in Form eines einheitlichen Prozentsatzes verein-
bart.

BELGIEN

Die meisten Lohnerhôhungen für 1 988 kamen durch die Branchenta-
rifvertrâge für 1987 -88, die im EGI-Tarifbericht für 1987
wiedergegeben wurden, zustande. Durchschnittlich lagen die
realen iohnzuwâchse im privaten Sektor in einer Grôssenordnung
von 1,51, mit jedoch deutlichen Unterschieden zwischen einzel-
nen Branchen.

Für 1987 erhielten die Bediensteten des ôffentlichen Dienstes
einen Zuschlag von BF 1.000 zrt ihren Gehâltern (nur diejenigen
mit einem Gehalt von weniger als BF 68 640 ), und es kam zu
einer 50%igen Ermâssigung der sogenannten Solidaritâtsabgabe,
die von hôher bezahlten Beamten (d.h. mit monatlichen Ge-
hâltern von mehr als BF 55 OOO) erhoben wurde. Im ôffentlichen
Sektor erhôhten sich die ReaIlôhne um durchschnittlich 0r5%.

Bei der Lohnentwicklung für 1 988 war das Hauptereignis die
Erhôhung des garantierten monatlichen Mindestlohns für 21)âln-
rige oder âltere Arbeitnehmer auf BP 34 050 aufgrund einer
duich den zentralen Tarifvertrag vorgesehenen Erhôhung für
April (d.h. eine 2%Lge Steigerung im Vergleich zu der vorhe-
rigen Hôhe). Die gleiche Erhôhung gilt auch für Teilzeitarbei-
tei im Verhâltnis z1r den geleisteten Arbeitsstunden. In den
Branchen, in denen die garantierten Mindestlôhne mehr als
BF lOOO unterhalb des neu verhandelten Niveaus lagen, ist ab
April ein Zuschlag von BF 1.000 und ab September 1988 der Rest
gezahlt worden.
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In bezug auf die Lohnindexierung, deren
dig wiederhergestellt worden !ÿar, wurden
der Arbeitgeber, dieses z! verândern,
Iungen fallengelassen.

System 1 988 vollstân-
anfângliche Versuche
im Laufe der Verhand-

Branchen auch über
Lohnstufen erôffnet
praktischen Ergeb-

1989 in Kraft
individuellen

je nach
j edoch

Tarifverhandlungen sind in verschiedenen
die Festlegung neuer Qualifikationen und
worden, aber bislang haben diese zu keinen
nissen geführt.

Die vom Parlament Ende 1 988 verabschiedete und
getretene Reform der Einkommenssteuer wird die
ünd Familieneinkommen positiv beeinflussen.

ZYPERN

Die Erhôhung der Grund- und Durchschnittslôhne \^rar

Dienstleistungsbereich und Branche unterschiedlich, lag
1 988 durchschiittf i.f, zwischen 3 r 5 und 4 ,5%.

Die Kaufkraft der Lôhne verblieb
Niveau wie in den Vorjahren.

praktisch auf dem gleichen

Die Indexierung ist nach wie vor die wichtigste Methode, die
Kaufkraft der Lôhne zu verteidigen. Die durchschnittliche
Zunahme des 1 988 verzeichneten Lebenshaltungszuschlags betrug
6,927".

Ztt einer weiteren Erhôhung der Mindestlôhne um etwa 9% kam es
1 988 für die Bezieher von Niedriglôhnen. Eine zusâLzliche
Steuererleichterung von 161o für Niedriglôhne und von 3% tür
die besser bezahlten Arbeitnehmer wurde 1 988 verwirklicht.

Gleiches Entgelt für Frauen ist im privaten Sektor immer noch
nicht übIich. Aufgrund der Ratifizierung der lAO-Konvention
Nr. 100 durch die zypriotische Regierung und eines besonderen
Gesetzentwurfs, der berej-ts dem Beirat für die Arbeit vor-
Iiegt, wird sich die gegenwârtige Lage jedoch bald ândern.

oÂuE!{ARK
Die im Mârz 1 987 abgeschlossenen Tarifvertrâge hatten eine
vierj âhrige Laufzeit, und daher kam es 1 988 zu keinerlei neuen
Lohnverhandlungen. Eine für die Halbzeit vorgesehene Neuver-
handlung wird 1 989 stattfinden. Mit Wirkung vom Mârz 1 988
wurden die Mindestst. rdenlôhne und -reallôhne für gewerbliche
Arbeitnehmer in den meisten Branchen der Industrie um 3

Dânische Kronen erhôht. Zusâtzlich wurde ein Betrag von 0r90
Kronen pro halbe Stunde a1s Ausgleich für Arbeitszeitverkür-
zungen gezahlt, die für die meisten Branchen ab September
j edes Jahres bis einschliesslich 1991 j eweils eine halbe
Stunde betragen werden.
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Ein zwischen dem dânj-schen Arbeitgeberverband für die Indu-
strie und der Allgemeinen Arbeitergewerkschaft der LO sowie
der Nationalen Union weiblicher Arbeitnehmer abgeschlossener
Tarifvertrag ist der wichtigste Lohntarifvertrag. Ab Mârz 1 988
sind die Reallôhne um 55r90 Kronen erliôht wordenr wâs 7,5%
entspricht.

Ein zwischen dem dânischen Maschinenbau- und Metallindustrie-
verband sowie der Zentralen Metallarbeitergewerkschaft abge-
schlossene Tarifvertrag - der bedeutendste über Mindestlôhne
sieht 1 988 für diese eine Erhôhung von 5,4% vor.

Gelnâss der LC erhôirten sicl: wâhrencl. cler. ersten elf Monate von
1 988 die Stundenlôhne in der Industrie um durchschnittlich
6 r57", wâhrend die Gehâlter um 6,17" zunahmen. Dies bedeutet,
dass die ReaIlôhne geringfügig angestiegen sind.

Gemâss der FTF lagen die Gehaltserhôhungen im ôffentlichen
Sektor wâhrend des Zeitraums von 1 987-88 durchschnittlich bei
13-1 4%, \^/as bedeutete, dass die Kauf kraf t im wesentlichen
unverândert bIieb.

Eine Reform der Einkommenssteuer, die 1987 in Kraft trat, hat
zrt einer Verschiebung der Steuerlast zwischen verschiedenen
Arten von Familien geführt. Familien mit Kindern erhielten
eine SteuerermâssiEung in Form einer direkten BeihiIfe, wâh-
rend die Môglichkeit, zinszahrungen abzusetzen, eingeschrânkt
wurde, was sich insbesondere auf HausbesiLzer und auf Personen
mit hohen persônrichen schurden auswirkte. Man hat ausgerech-
net, dass eine Familie mit zwe! durchschnittlich bezahlten
gewerblichen Arbeitnehmern und einem Kind, die in einer Miet-
wohnung lebt | 1987 eine 5,7ltge Erhôhung der real verfügbaren
Kaufkraft verzeichnete, im Vergleich zv lediglich 0,4% für die
gleiche FamiIie, die im eigenen Haus wohnt.

SPANIEN

1 988 fanden die Tarifverhandlungen wiederum ohne ein Rahmenab-
kommen zv ihrer L1n.terstützung statt. Die von der UGT vorge-
legt.e Lohnforderung belief sich auf eine allgemeine Erhôhung
von 6L, !ÿas bei einer vorausgesagten Inflationsrate von 4l
ei.nen realen Anstieg von 2% bedeutet hâtte. Die Einführung
einer Revisionsklausel als Ausgleich jeglicher Preisanstiege
über 4f, hinaus hrar für die UGT ein weiteres vorrangiges Ziel.

Bis Ende des Jahres konnte durchschnittlich eine gewichtete
Lohnerhôhung von 5,47" verwirklicht werden. Es muss jedoch
deutlich zwischen den 1987 abgeschlossenen Tarifvertrâgen mit
einer Laufzeit von zwei Jahren, die für 1 988 eine durch-
schnittliche Lohnerhôhung von 4,77" vorsahen, und den 1 988
ebgeschlossenen Tarifvertrâgen unterschieden werden, die in
Ubereinstimmung mit den Forderungen der Gewerkschaften einen
Anstieg von 6% erzielten.



Die Inflation wies wâhrend des Jahres zwei verschiedene Trends
auf, mit einer geringen Zunahme im ersten Halbjahr 1988 (1,6%l
und einem scharfén Anstieg wâhrend der nâchsten sechs Monate
(4,2%1. Da die Inflationsrate hôher lag als vorausgesagt, sind
die in verschiedenen Tarifvertrâgen enthal-tenen Revisions-
klauseln angewandt worden. Ihre piaktische Auswirkung \4tar für
die einzelnei Tarifvertrâge unterschiedlich, die drlrchschnitt-
Iichen Lohnerhôhungen làgen j ecloch bei etwa 6 ,5To, \^/as einen
Anstieg der Kauft<rait der Ârbeitnehmer von 1,6% bedeutete.

Gemâss der ELA-STV nahmen die durchschnittlichen Grundlôhne im

Baskenland f ggS- r*- S,:% zDr wâhrend die Reallôhne um 5'751
anstiegen, da auf Betriebsebetie zusâLzliche Leistungen ausge-
handelt worden viaren-

zu einer negativen Entwicklung kam es 1 988 im Bereich der
gesetztichen üinàestfôhne, die vôn Pta 42 150 auf Pta 44 040,

d.h. um "". 
a,S% erhôht wurden. Für ein zweites Jahr nachein-

ander kam es füi ÀrUeitnehmer mit dem gesetzlichen tvlindestlohn
oder in anderen Vüorten, für die am schlechtesten Bezahlten' z!
einem Verlust ihrer Kaufkraft'
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FINNLAND

Wie bereits erwâhnt, vÿar es im Frühjahr 1988 unmôglich ge!ÿe-

sen, ein zentrales Lohnabkommen abzuschliessen. Daher ent-
wickelten sich die Lohnverhandlungen auf Branchenebene' Fast
aIle Branchentarifvertrâge wurden für den zweL)ahres-Zeitraum
von Mârz 1988 bis Februar 1990 abgeschlossenr âber Lohner-
hôhungen wurden nur für das erste Jahr vereinbart.

Die durchschnittlichen Erhôhungen betrugen 1988 etwa 9r6% bei
einem Anstieg àer ReaIlôhne um Z,g bis--3Ë. Die Lohnerhôhungen
hraren in dén meisten Branchen betrâchtlich und gingen sogar
über den produktivitâtszuwachs hinaus. Wegen der steigenden
Inflation und des wachsenden Handelsbilanzdefizits wurde im
sommer 1 988 ein neuer Anlauf genommenr üR zv einem zentralen
Abkommen über die Einkommenspolitik für 1 989 zu kommen. Ein

"àgà;â""t.= "kombiniertes Einkômmenspolitik- und Stabilisie-
ruigsabkommen" wurde Ende August erzielt und legte die Lohner-
hôhüngen für den Zeitraum vom 1.3.89 bis 28.2.90 fest.

Von Anfang 1 988 an wurden in drei staatlichen Institutionen
experimenÉe bezügIich neuer ergebnisorientierter Lohnsysteme
duichgeführt. Im ôffenttichen sektor wurden Ende 1 988 neue
Tarifiertrâge auf der Ebene von Ministerien und Institutionen
abgeschlos=én. Diese dezentralisierten Lohnverhandlungen
erstreckten sich im wesentlichen auf individuelle Lohnerhô-
hungen.
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FRÀNKREICH

Gemâss dem vom Arbeitsministerium herausgegebenen vierteljâhr-
lichen Überblick über die Beschâftigungsfàge verzeichneten die
Stundenlôhne für gewerbliche Arbeitnehrner in Unternehmen mit
mehr aIs 1 0 Beschâftigten wâhrend der zwôLf Monate bis Oktober
1 988 eine steigerung von 3,3%. wâhrend des gleichen zeitraums
stiegen die Preise um 3%. Man kann daher feststellerr, dass die
Kaufkraft erhalten oder sogar verbessert wurde, obwohr sich
hinter diesen Angaben starke unterschiede in bezug auf Bran-
chen und Kategorien von Arbeitnehmern verbargen. Darüber
hinaus sind die Ecklôhne - wenn man nur die ersten zehn Monate
von 1988 betrachtet *. um 2,41 ellgÉ:stieqrenr r,.ïlirerrrl dir=., T,el:ens-haltungskosten um 2,87" zunahmen. Arbeitnehmer mit hôheren
Einkommen, wie zum Beispiel- AngesteJ-rte, haben geringfügige
reale Verbesserungen erzielt (+ 0r9%). Andererséits musstànTechniker im Durchschnitt einen Rückgang ihrer Kaufkraft in
Hôhe von 0r6f, hinnehmen.

Gemâss einer vom nationalen
führten Untersuchung blieb die
steten 1 988 erhalten, \^renn
werden, wâhrend es im Hinblick
Verlust von 0,3% kam.

statistischen Amt INSEE durchge-
Kaufkraft der ôffentlich Bedien-

die Bruttogehâlter berücksichtigt
auf die Nettolôhne zu einem

viere Tarifvertrâge erhalten eine Revisionskrauser (clause derendez-vous), die eine Überprüfung môgrich machen, diese abernicht vorschreiben, wie dies mit den 1 988 abgeschafften Index-klauseln der FatI war.

Das LohngefâIle zwischen mânnlichen und weiblichen Arbeitneh-mern ist ausgeprâgt gebrieben und nur wenige Tarifvertrâge
haben versuche unternommen, diese Lage zu verbeisern. Es gibtnach wie vor einen verbreiteten Trend zu individualisieiten
Lohnabschlüssen hin, selbst v/enn die Arbeitnehmer in vielenFâlIen diese Art von Vertrâgen ablehnen.

Auf der unternehmensebene sind Teuerungsausgreiche in denmeisten FâIlen durch verschiedene Arten von üermôgensbildung
oder durch Lohnerhôhungen, die an das Ergebnis deé unterneh-
mens gebunden sind, ersetzt worden.

Verânderungen der Tâtigkeitsmerkmale und Lohnsysteme in Verbin-dung mit dem technologischen ÿüandel bleibén ein wichtiger,
vrenn auch aussergewôhnlicher Punkt der gegenwârtigen Tarifver-
handlungen.

GROSSBRITANNIEN

Trotz des weiter anhartenden programms der Regierung in
auf rechtriche Beschrânkungen der Tariforganisationen
Arbeitnehmer und die Einschrânkung individuerler Rechte

bezug
der

spie-
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gelt sich der lrüi'derstand der britischen Gewerkschaftsbewegung
und ihre Fâhigkeit, die Interessen deren lt'litglieder zu vertei-
digen, in der Steigerung der Durchschnittsverdienste um etwa
9l im Jahre 1 988 wider. Dies ist zu vergleichen mit einem
Anstieg der Verbaucherpreise von etwa 8%.

Die Mindestlôhne sj-nd um etwa 6,51 erhôht worden, wobei die
Brandbreite der Alrschlüsse zwischen 5 und 9l lag. Der Ausstoss
pro Kopf in der Inoustrie stieg in dem Jahr bis Oktober 1 988
um etwa 7,71 âr,1 wobei die Lohnstückkosten 0r5% hôher lagen.
Einer der wichtigeren Tarifabschlüsse im privaten Sektor, der
eine Lohnerhôhung von B,9l vorsah, wurde in 1988 mit der Ford
M,otcr Companir abEei:chlossen. Irn ôf f entlichen Sektor wurde
geschâtzt, dass die Neueinstufung und die Umstrukturierung des
Lohnsystems für das Pflegepersonal des Nationalen Gesundheits-
dienstes 1 988 z! durchschnittlichen Lohnerhôhungen von 17 ,51geführt hat. Die Umstrukturierungsbemühungen zielten darauf
âb, die Krankenpflege zv verbessern. Es wurde jedoch die
Besorgnis geâussert, dass die Regierung diese Zulage nicht
ausreichend finarrziell ausgestattet habe, und etwa 100 000
Krankenschwestern - etwa ein Eünfter - kragen über eine zv
niedrige E instuf ung , \â/as z! z ahlreichen arbeitsrechtl ichen
Verfahren geführt hat.

rn bestimmten Managementkreisen entwickelt sich die Mode,
ôrtliche Tarifverhandlungen sowie Ieistungsbezogene Lôhne
wiederzuentdecken. rn den 6Oer Jahren gab es vier Kritik
gegenüber diesen "zerspritterten, rarifverhandrungen, dem
uberspringen von Lohnforderungen auf Betriebsebene und derErscheinung der Lohn- und Einstufungsdrift. Der TUC hat dieStabilitât betont, die ein zusâtzlicher Rahmen nationaler undunternehmensbezogener verhandlungen für die Arbeitgeber-
Arbeitnehmerbeziehungen mit sich bringt.

GRIECHENLÀND

Ende Januar 1 988 gelang es
der Privatwirtschaft SEB
üblichen Rückgri.f f auf
Dieses Abkommen, das aIs
Diktatur betrachtet werden
rungen:

der GSEE mit dem Arbeitgeberverband
ein landesweites Abkommen ohne den
Zwangsschlichtung abzuschliessen.
das günstigste seit dem FaIl der

kann, enthielt folgende Vereinba-

eine 5,5%ige Lohnerhôhung für die Arbeitnehmer des privatenSektors, um die 1987 erlittenen Kaufkraftsverlustà àuszuglei-chen (die Arbeitnehmer des ôffentlichen Sektors hatteÀ vonder Regierung ber.'ts eine Erhôhung von 4.31 erharten);
eine A?",-ge Erhôhung gemâss der ATA-Lohngleitklausel,
rnfrationsvorhersage für die ersten vier Monate 1 9gggleichen (eine gleichartige Erhôhung war bereits den
nehmern des ôffentrichen sektors zugestanden worden) i

um die
auszu-

Arbeit-
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Weiterbestehen des ATA-Systems für die Gesamtheit des Jahres
1 988, j edoch mit einigen Ànderungen in bezu,g auf Einzel-
heiten (Lôhne unter 60 000 Drachmen pro Monat werden voII
mit der importierten und einheimischen Inflation ausge-
glichen; Lôhne zwischen 60 000 und 75 000 Drachmen werden zu
50% ausgeglichen unter ausschliesslicher Berücksichtigung
der einheimischen Inflation; 25%ige Indexierung für Lôhne
zwischen 75 000 und 100 000 Drachmen ',:nd keinerlei lndexie-
rung für mehr als 100 000 Drachmen).

Auf dieser Grundlage wurden ab Januar i 988 die Lôhne im
vaten Sektor um 915% und j.m iif fentlichen Sektor um 813%
hoben. Aufgrr.rnd der Àuswirllungen des IrldexsysLems kam
Mai (+ 1r5%) und Septernber (+ 6,5%) zu zlcei weiteren
hungen. Insgesamt stiegen 1988 ciie Ecklôhne real um 1 ,1%-

AIle gesetzlichen Minclesttôhne und -gehâIter sinf an den
LebensÀaltungskostenindex gekoppelt. Die Grundtôhne für gewerb-
liche Arbeitnehmer im privaten Sektor betrugen im Januar 1 988
2 074 Drachmen pro Tag und im September 2 243. Der gesetzliche
monatliche Uindestlôhn für Angestellte stieg wâhrend des
gleichen zej-traums von 46 443 auf 50 207 Drachmen.

pri-
an9e-
es im
!;rno-

IRTAND

Gemâss dem ICTU lag das Niveau der Lohnerhôhungen im Jahre
1988 bei 3,51", orâhr"td die Stundenlôhne in der Industrie eine
Steigerung von 4,5% verzeichneten. Diese Lohnerhôhungen wurden
im grossàn und ganzen als die 27. Lohnrunde im Rahmen des
pi"giiÀÀ" f ür den nationalen I,[iederauf schwung ausgehandelt.
Der ôffentliche sektor Iiegt indes ein Jahr hinter den anderen
sàktoren zurück und weist dàher eine entsprechende Differenz
der Einkommen auf. Die verbraucherpreise stiegen in dem Jahr
bis November 1988 um etwa 1%. Daher verzeichneten die meisten
Arbeitnehmer einen geringen Anstieg ihres Lebensstandards, v'7as

auch auf einer neform der Einkommensteuer zurückzuführen !ÿar.

Die im Rahmen des Programms für den nationalen Wiederauf-
schwung 1 988-90 ,rorgeséhenen Lohnerhôhungen-betragen für die
ersten 120 rRL des loÉns 3% und für den Rest 27"' Eine Mindest-
steigerung von 4 IRL pro Woche wird garantiert. Dieses systems
ist zugunster,-â.r Niearigfôhne verzerit. So würde für einen
Arbeitnehmer, der im Uârz 1987 den durchschnittlichen Lohn in
der Industrie von 195r50 IRL bezieht, die jârrrlicrre zunahme im
ersten Jahr 2,à% bâtragen bei einer Gesamterhôhung von 8,1f,
wâhrend der Laufzeit des Programms. Für einen Arbeitnehmer mit
nur dem halben Durchschniftslohn wâren die entsprechenden
iiârt"-a', r r ""â- 

i27", wâhrend f ür einen Arbeitnehmer mit dem

doppelten des nationalen Durchschnitts die Werte 2,3% und 7,1%

;;-t;;;;;--würden. Die Lohnregerungen des. Programms-sind für den

ôffentlichen und den -privàten 
- Sektor identisch' Im

ôffentlichen sektor traten ài" Erhôhungen jedoch erst nach

einer sechsmonatigen Pause im Anschluàs an das Auslaufen der
Abschlüsse der 25- Lohnrunde in Kraft'
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ISLAND

1 988 fanden die Tarifverhandlungen auf dezentralisierter Ebene
statt und daher sind die Lohnerhôhungen j e nach Abschluss
unterschiediich.

In dem Abkommen der wichtigsten nationalen Verbânde unter dem
Namen Akureyrarsamningurinn wurde eine allgemeine Erhôhung von
5,17" für die Mindestlôhne vereinbart. Darüber hinaus sah das
Abkommen eine weitere Erhôhung für Juni ( + 3,25%l I September
(+ 2,5U, Dezember (+ 1,51) und Mârz 1989 (+ 1,251o) vor. Die
neue Regierung Hermannsson, dle im September 1988 ihr Amt
antraL, f ror j edoch die Lcl:nerhijhutrgen vt)n Sepl-ember und
Dezember ein und liess nur eine einzige Lohnerhôhung von 1 r5%
Ir{itte Februar 1988 zrt. Die Zunahme der Durchschnittsverdienste
pro Monat betrug von Juni 1 988 bis zum Jahresende 4,11, wâh-
rend sich der Preisanstieg wâhrend des gleichen Zeitraums auf
10 ,7% belief .

Infolge des Lohnstopps konnte die Kaufkraft der Arbeitnehmer
nicht aufrechterhalten werden. Die Kaufkraft der durchschnitt-
Iichen Monatsverdienste fiel von Juni bis Dezember 1 988 um
6,77". Darüber hinaus hob die Regierung Anf ang 1989 aucl: die
Einkommensteuer und die indirekten Steuern an; daher wird
wâhrend des ersten Halbjahres 1989 die Kaufkraft weiter ab-
nehmen.

Das Akureyrarsamningurinn-Abkommen enthielt eine Indexklausel,
die eine neue verhandrung der Lohnabschlüsse im Juri oder im
November vorsah, falIs der Lebenshaltungskostenindex über ein
bestimmtes Niveau ansteigen würde. Aufgrund der Beschlüsse der
Regierung \^,aren die Gewerkschaf ten und Arbeitgeberverbânde,
die dieses Abkommen unterzeichnet hatten, nicht in der Lage,
diese Indexklausel anzuwenden.

Neue Lohntabellen, die zu hôheren Lôhnen nach Ausbildungsmass-
nahmen führten, wurden für die Arbeitnehmer der Fischerei und
für ungelernte Arbeiter im Baugewerbe eingeführt.
Ein besonderer Aspekt des islândischen Arbeitsmarktes ist die
Tatsache, dass Prâmien und Zuschlâge einen hohen Anteil des
Gesamtverdienstes ausmachen. Dies beinhaltet, dass die Stunden
und Eckrôhne rerativ niedrig sind. Ein 13. Monatsgehart ist
nur bei den Banken ausgehandelt worden. In dem Akureyrarsamnin-
gurinn-Abkommen wurde eine zusâtzliche Zahlung für die meisten
Mitglieder des ASr für Dezember aufgenommen. Diese Zahrung
belief sich auf etwa ein Fünftel des Mindestlohnes.

Gleiches Entgelt für Frauen ist in verschiedene Tarifvertrâge
aufgengmmen worden.
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ITALIEN

1 988 !ÿaren die Faktoren, die sich auf die Lohnentwicklung
auswirkten, vor allem die Einführung von vorher im Rahmen der
nationalen dreijâhrigen Tarifrunden auf Branchenebene von
1986-87 ausgehandelten Lohnerhôhungen, weitere Lohnsteige-
rungen aufgrund der Auswirkungen des ttscala mobilet'- Index-
systems und die Ergebnisse der Verhandlungen auf Unternehmens-
und Betriebsebene wâhrend des Jahres, vor allem bei grossen
und mittelgrossen Unternehrnen.

1 988 wurden zwischen 7000 und 8000 Haustarifvertrâge abge-
schlossen, und im Durchsctinitt entsprachr,:n rl ie rzere j rrl,arten
Lohnerhôhungen dem nationalen Abkommen für die entsprechenden
Branchen und Berufsgruppen. Die Zahlen liegen zr,rei- bis drei-
mal hôher als die Lohnerhôhungen auf Unternehmensebene, die
sich aus der vorangegangenen Tarifrunde auf Betriebsebene von
1 984-85 ergeben hatten.

Es geht aus aIlen offiziellen Statistiken hervor, dass die
Erscheinung individueller und autonom von der Unternehmens-
Ieitung über die Tariflôhne hinaus vergebener Leistungen
weiterhin einen Bodengewinn verzeichnete und auch weniger
qualifizierte Kategorien von Arbeitnehmern sowie gewerbliche
Arbeitnehmer erfasste. AII dies führt zu der Annahme, dass vor
allem im verarbeitenden Gewerbe bedeutende Lohnforderungen
immer noch nicht erfüIlt sind.

Im allgemeinen bestâtigen die wichtigsten Indikatoren der
Lohnentwickung für 1 988 den bereits in den letzten Jahren
beobachteten Trend, dass nâmlich in der Industrie die Stunden-
arbeitskosten schneller gestiegen sind aIs die nominalen
Stundenlôhne. LeLztere stiegen um etwa einen Prozentpunkt
schneller aIs die Inflation, wâhrend die realen Nettolohnstei-
gerungen zwj-schen einem halben und einem Prozentpunkt lagen.
im ôfientlichen Sektor vÿaren diese Vierte hôher.

Die erzielten Lohnerhôhungen wurden zumindest in der Industrie
durch den durchschnittlichen Zuwachs der Produktivitât ausge-
glichen. Dies bezieht sich nicht auf den
fienstleistungsbereichr wo Lohnerhôhungen eintraten, ohne dass
es zv irgendeiner fühlbaren Zunahme der Produktivit.ât gekommen

wâre.

Zu Jahresende soll das Gesetz bezüglich des gegenwârtig güI-
tigen Lohnindexsystems auslaufen, wâhrend die neuen Bestim-
*,rig..r, die daâ sog. "trattamento di f ine rapporto" regeln,
voli in Kraft treten àoIIen (eine Zahlung an alle Arbeitneh-
mer, die ihren ArbeitsplaLz verlassen, gemâss ihren monat-
Iichen Pflichtbeitrâgen an ej-ne besondere Kasse auf unter-
nehmensebene). Eine môgliche Verhandlung dieser beiden Punkte
kônnte zrt wesentlichen Verânderungen in der Struktur von
Lôhnen und Arbeitskosten führen. Auch wird sich das System der
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Zahlungen für entlassene und arbeitslose Arbeitnehmer
da eiie Reform der "Cassa Integrazione Guadagni"
Arbeitlosenversicherung gegenvrârtig diskutiert wird.

ândern,
und der

LUXEI{BURG

Die Lohnentwicklung wies auch 1 988 wieder einen positiven
Trend auf. Neue, wâhrend des Jahres für eine Laufzeit zwischen
einem und drei Jahren abgeschlossene Tarifvertrâge sahen
durchschnittliche jâhrliche Lohn- und Gehaltserhôhungen von 2

bis 3% vor.

Gemâss den offtziellen Statistiken für das erste Halbjahr
stiegen die Lôhne für gewerbliche Arbeitnehmer im Vergleich
zum gleichen Zeitraum 1987 um 2r5f,.

Die Gehâlter im privaten und ôffentlichen Sektor verzeichneten
wahrscheinlich noch hôhere Steigerungen. Es wird geschâtzt,
dass die gesamte Gehaltssumme 1988 im Vergleich zum Vorjahr um
mindestens 3% zunahm.

Ein Teuerungsausgleich von 2,57o wurde durch das Indexsystem im
Dezember 1988 ausgelôst.

Die sozialen lvlindestlôhne werden ab Januar 1989 dem
nen Lohntrend angepasst und daher um 3r5f, angehoben.

allgemei-

ÿ'lie bereits im Tarifbericht für 1987 erwâhnt, wird es immer
schwierigêt, die wirklichen Lohnentwicklungstendenzen zu
erfassen, da sich Lohnstatistiken und Tarifvertrâge stets auf
Stunden- oder Ecklôhne beziehen. Die Ecktôhne sind jedoch bei
weitem weniger dynamisch als andere Lohnelemente wie Zulagen,
Prâmien und Sonderleistungen. Dies spiegelt eine verbreitete
Tendenz zu grôsserer Flexibilitât in den Lohnstrukturen wider,
die auch die Produktivitât und Entwicklungen der Arbeitsbedin-
gungen berücksichtigen.

II{ALTA

Der im Januar 1 983 eingeführte Lohnstopp wurde im Jahre 1987
aufgehoben, und im Laufe von 1 988 wurden achtzehn Tarifver-
trâge (einschliesslich einer Revision bei den Banken) r die
sich auf etwa 5000 Arbeitnehmer erstreckten, von den der CMTU
angeschlossenen Gewerkschaften verzeichnet. Das Verbot der
Zahlung von Überstunden, das 1 983 für die Bediensteten des
ôffentrichen sektorr eingeführt worden vrar, wurde erst im
Mârz 1 988 aufgehoben.

Sowohl gemâss der CMTU als auch. rl.er GIaIU konnte 1988 die Kauf -der Arbeitnehmer nicht aufrechtèrhalten werden. Die GWUkraft
hat einen eigenen Einzerhanderspreisindex zusammengesterlt,
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aus dem hervorgeht, dass im Vergleich zu
rung die Preise um 10% und nicht um 0r8f,,
rung behauptet, angestiegen sind.

demjenigen der Regie-
wie von der Regie-

ZahIen bezügIich der Lohnerhôhungen
trâgen sind nicht verfügbar.

aufgrund von Tarifver-

Die Regierung von Malta hat im Jahre 1 987-88 zweL wesentliche
Bestimmungen erlassen, wobei die erste Haushalten mit Ein-
kommen von weniger als 2000 Pfund pro Jahr, und in denen die
Frau nicht berufstâtig ist, wôchentlich zwei Maltesische Pfund
zubilligt, wâhrend die zweite mit lüirkung von Januar 1 989
allen Haushalten eine Zulage von 1 Maltesischem Pfund pro
V'loche gewâhrt. Tn den nach der Ankündigung dieser Massnahmen
abgegebenen Pressekommentaren kritisierte die CMTU die Regie-
rung für die Unfâhigkeit, den Verlust der Kaufkraft, den die
Arbeitnehmer aufgrund der Inflation erlitten hâtten, auszu-
gleichen.

NORI{EGEN

Zu einem zweijâhrigen zentralen Abkommen über die Lôhne kam es
Ende Februar 1 988. Das Abkommen erstreckte sich nur auf den
privaten Sektor, aber seine Bestimmungen wurden auf den ôffent-
Iichen Sektor ausgedehnt.

Die allgemeine Obergrenze für Lohnerhôhungen betrug für 1 988
5%. Es gab jedoch die Môglichkeit, zentrale Verhandlungen
aufzunehmen, falIs die Einzelhandelspreise um mehr als 5%

zunâhmen. Im Gegensatz zvm Vorjahr gestattete das zentrale
Abkommen keineilei Verhandlungen auf ôrtlicher Ebene. Für das
zweite Jahr der Laufzeit des Abkommens ( 1 989 ) wurde keine
allgemeine Begrenzung für Lohnerhôhungen festgelegt.

Die 5%ige Lohnerhôhung umfasste eine allgemeine Steigerung von
1 Norwegischer Krone pro Stunde. Einige Bezieher von Niedrig-
Iôhnen kamen in den Genuss zusâtzlicher Erhôhungen, in einigen
f'âIlen aufgrund der in den meisten Tarifvertrâgen enthaltenen
Garantieklausel für Niedriglôhne-

Gemâss offiziellen statistischen QueIlen stiegen
Iôhne in der Industrie 1 988 um nicht weniger als
der Zuwachs im ôffentlichen Sektor bei 3-41 lag.

die
67",

Stunden-
wâhrend

NIEDERLANDE

Für 1 988 verzeichneten die Lôhne eine Erhôhung um

rend die Ecklôhne um 1% stiegen. Die Kaufkraft der
mer nahm durchschnittlich um 1,75% zu-

Die Regierung beliess
Hôhe von 1987.

2,5%, wâh-
Arbeitneh-

den gesetzlichen Mindestlohn auf der
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Nachstehend werden die wichtigsten Branchenabkommen und Haus-
tar1fvertrâge, die für 1988 abgeschlossen worden sind, wieder-
gegeben.

Der Tarifvertrag für die 245 000 Arbeitnehmer der Metallindu-
strie führte zu einer Erhôhung von 0r75[ auf Jahresgrundlage.

Der Abschluss mit einer Laufzeit von zwei Jahren bei Unilever
erstreckt sich auf 6 000 der 1 0 000 Beschâftigten dieses
Unternehmens. Das Abkommen sieht Lohnerhôhungen von jeweils 1f
und zweL Sonderzulagen von 2% und 1l des Lohnes vor.

Das für 1 988-89 bei AKZO abgeschlossene Abkommen sieht zwei
Lohnerhôhungen von 1% und zwei Beteiligungen am Gewinn des
Unternehmens vor, die sich in beiden FâIlen auf 2,6% des
Lohnes belaufen.

Das bei philips (58 000 Beschâftigte) für eine Laufzeit von
zwe! Jahren (1 988-89 ) abgeschlossene Abkommen umfasst die
Zahlung einer einmaligen Prâmie in Hôhe von 0rS%.der Lôhne im
Jahre igAg und zweL Lohnerhôhungen von jeweils 015[ im Januar
und Oktober 1 989.

In der Metallindustrie (200 000 Arbeitnehmer) sah das für
1 988-89 abgeschlossene Abkommen zwei Lohnerhôhungen von je-
weils 1% vor.

In der Textilindustrie führte der für die 23 000 Arbeitnehmer
abgeschlossene Tarifvertrag zu einer Erhôhung von 1 ,1To

PORTUGÀL

Die 1 988 ausgehandelten Lohnerhôhungen beliefen sich im Durch-
schnitt auf 91. Dies bedeutete aufgrund der hôher als vorausge-
sehenen Inflationsrate einen Verlust von real 0r5%. Dieser
Verlust wird sogar noch grôsser, vrenn die Nettoverdienste
berücksichtigt werden.

Für 1 988 konnten keine Schutzklauseln für die Bindung der
Lôhne an die Entwicklung der Lebenshaltungskosten erreicht
werden.

Im Januar 1 988 wurden die gesetzlichen l{indestlôhne für Landar-
beiter um 10,77", für Hilfs- und Hauspersonal um 11 r4f, und für
Arbeiter in der Industrie und im Dienstleistungsbereich um
7 ,9I erhôht. Aufgrund dieser Tatsache verloren letztere 1 ,6lo
ihrer Kaufkraft.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Im Laufe des Jahres 1 988 wurden für rund 12 Millionen abhângig
Beschâftigte neue Lohn-, Gehalts- und Entgelttarifvertrâge
abgeschlossen. Die Abschlussrate lag bei durchschnittlich
4,77", \^/as allerdings in Bezug gesetzt werden muss z:ur durch-
schnittlichen Laufdauer der neuen Tarifvertrâge von 22,4
Monaten (aufgrund von lângeren Laufzeiten der Tarifvertrâge
mit stufenweiser Lohnerhôhung in Zusammenhang mit der Arbeits-
zeitverkürzung). Für rund 6 Millionen Beschâftigte vÿar die
Entwicklung der Tarifverdienste 1988 schon in den Vorjahren
( in der RegeI zusammen mit der Arbeitszeitverkürzvng ) verhan-
delt und festgelegt worden.

Für das Jahr 1 988 ergibt sich daher nach der Jahresbilanz des
Tarifarchivs des Wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen
Instituts des DGB (WSf) eine Erhôhung der tariflichen Ein-
kommen um durchschnittlicLr 219% gegenüber dem Vorjahr.

In den einzelnen ÿüirtschaftsbereichen schwankte die Erhôhung
zwischen 1 ,8f, in der Eisen- und Stahlindustrie und 3,67o in der
TextiI- und Bekleidungsindustrie sowie im Einzelhandel. Am
oberen Rand dieser Bandbreite lagen mit einer Tariferhôhung
von 3r5% auch die holzverarbeitende Industrie, das Baugewerbe,
die Banken sowie das Hotel- und Gaststâttengewerbe. Überdurch-
schnittliche Tariferhôhungen verzeichneten auch die Versiche-
rungen, die Energie- und ÿ'Iasserversorgung, das Nahrungs- und
Genussmittelgewerbe (je 3,4%l , die metallverarbeitenden Hand-
werke ( 3 ,3% ) und die chemische rndustrie (3 ,21^.l . Relativ
niedrige Tariferhôhungen ergaben sich dagegen im Bergbau
(2,211 , in der metallverarbeitenden Industrie und in der
Druckindustrie (je 2,411 , sowie in den Tarifbereichen des
ôffentlichen Dienstes (2,0U .

Effektiv haben sich die Bruttoverdienste der abhângig Beschâf-
tigten um 3% und die Nettoverdienste um 3r3[ erhôht.

Mit diesem Ergebnis und aufgrund der Preissteigerung erhôhte
sich die Kaufkraft der Arbeitnehmer um 2,37.. Damit stiegen die
Nettoreallôhne im dritten Jahr hintereinander nach sechs
Jahren Reallohnrückgang. Erstmalig wurde damit der bisherige
Hôchststand des Reallohnniveaus von 1979 überschritten und
zwar um 27.. Trotz der positiven Entwicklung bei den Lôhnen ist
die Bruttolohnquote im Volkseinkommen von 691o im Jahre 1987
auf 67 ,71 im Jahre 1 988 gesunken, da die Einkommen aus Unter-
nehmertâtigkeit und Vermôgen wiederum überproportional ge:
stiegen sind. Die struktuibereinigte Lohnquote sank von 65,71
im Jahre 1987 auf 64,4% im Jahre 1988.

Nach dreijâhriger Verhandlungsdauer wurde für die Metallindu-
strie im Nord-Württemberg/Nord-Baden ein neuer Lohn- und
Gehaltsrahmentarif abgeschlossen. Hervorzuheben ist hierbei
insbesondere die definitorische Anpassung von 20 Eingruppie-
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rungskriterien für Arbeitertâtigkeiten an verânderte tech-
nische und arbeitsorganisatorische Vorausssetzungen. Dazu
gehôrt die bessere Berücksichtigung der Sinne und Nerven bei
der Eingruppierung und Entgeltbemessung. Darüber hinaus ent-
hâft der Tarifvertrag auch Ansâtze zrt einer Anpassung der
Entgeltsysteme an flexible Fertigungsverfahren durch die
Zusammenfassung verschiedener und wechselnder Einzelaufgaben
zrt integrierten Aufgabenbereichen, die insgesamt bervertet und
eingruppiert werden. Dabei ist bei den Merkmalen Kenntnisse
und-ce!ôhicklichkeit die anspruchsvollste Einzelaufgabe für
die Eingruppierung massgeblich.

Bei den tarifvertraglichen Zusatzlei stungen wi e rJem z:its§tz-
Iichen Urlaubsgeld und der Jahressonderzahlung haben sich im
Jahre 1 988 keine wesentlichen Verânderungen ergeben" Der
rechnerische Durchschnitt der ZusaLzleistungen belief sich
1 988 im Durchschnitt der tariflich erfassten Arbeiter wie im
Vorjahr um 92f, eines tariflichen Monatseinkommens.

SCHWEDEN

Gemâss LO betrugen die Lohnerhôhungen für Arbeiter im Jahre
1 988 etwa 8,21 , dazu kam eine besondere Urlaubszulage von
0,4%, die vor allem für die Empfânger von Niedriglôhnen im
verarbeitenden Gewerbe günstig \^rar. Es gab jedoch wesentliche
Unterschiede zwischen den einzelnen Branchen und Sektoren. Die
Lohnerhôhung betrug in Wirklichkeit 7,81 in der Industrie,
11,11" im Baugewerbe (aufgrund der starken Nachfrage nach
Arbeitskrâften) und 12,21 in der Land- und Forstwirtschaft.

Der nach dem langen in Kapitel I erwâhnten Streik für die
Angestellten abgeschlossene Tarifvertrag sah relativ geringe
Gehaltserhôhungen vor. Es wurde jedoch ein System geschaffen,
um die gewerkschaftliche Position bei Verhandlungen auf ôrt-
Iicher Ebene zv stârken. Wâhrend das zentrale Abkommen von der
SIF - einer der TCO angeschlossenen Organisation - abge-
schlossen wurde und durchschnittliche Gehaltserhôhungen von 3%

vorsah, belief sich das Ergebnis nach der Verhandlungsrunde
auf ôrtlicher Ebene auf Gehaltserhôhungen in Hôhe von 7-8%.

Im Bereich der Kommunalbehôrden wurde das bestehende Tariflohn-
system durch ein stârker marktorientiertes System ersetzt. In
den Abkomen von 1 988 v/aren keine K1auseln zur Erhaltung der
Kaufkraft enthalten.

SCHI{EIZ

Bei der herrschenden guten Konjunktur und angespannten Be-
schâftigungslage mit hohen Unternehmensgewinnen und guter
Liquiditât war der Teuerungsausgleich unbestritten. ReaIlohn-
verbesserungen (teils auch in Form von tryssitszeitverkürzung
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und/oder urraubsverlângerunger) \^raren môgrich, mussten aber wie
eh und je von den Gewerkschaften erkâmpft werden.

Gemâss den amtlichen Lohnstatistiken belaufen sich die Lohner-
hôhungen für 1 988 real um 1 -2%. Für clas Jahresende 1 988 erga-
ben sich Lohnerhôhungen von etwa 4-51, wovon 2% auf den Teue-
rungsausgleich entfielenr so dass die Reallohnerhôhungen
mindestens 2% betrugen.

In der Maschinenindustrie, wo auf Unternehmensebene über Lôhne
verhandelt wurde
von etwa 3% und 5

,
%

scheint es bei der Lohnanpassung eine Spanne
gegeben zu haben. Die Arbeitnehmer bei den

Banken erhielten Lohnerhôhungen
5[.

Bricle 1988 von mindestens

rm ôffentlichen sektor war die Regerung für das personal in
der Verwaltung und gleichlautend von SBB (Bahn) und pTT (post,
Terephon) massgebrich und sah volren Teuerungsausgreich per
1 .1 .1989 sowie eine Reallohnerhôhung von Z% voi. In àen
Stâdten und Kantonen dürfterr âhnliche Verbesserungen für dieBeamten üblich gevresen sein. Beim Bunclesperionar wurden
strukturelle Ànderungen über die Âmter und flassifikationen
vorgesehen, die dem Personal bis 1991 eine weitere Verbesse-
rung von etwa 3f, bringen dürften.

In dem neuen Gesamtarbeitsvertrag für die Druckindustrie wurde
eine sukzessive Angleichung der Lôhne der Hilfsarbeiterinnen
an j ene der Hilfsarbeiter vereinbart, die wâhrend der Laufzeit
des Vertrags vollzogen werden muss. Eine Klause1 bezüglich der
chancen- und Lohngleichheit für Mânner und Frauen in den
Betrieben wurde auch in eine Vereinbarung für die t4aschinen-
industrie aufgenommen.
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IÏÏ. ARBEITSZEIT

1 ALLGEMEINE LAGE

Es bedarf keines Beweises mehr, dass die Verkürzung der Ar-
beitszeit unter bestimmten Bedingungen zrtr Schaffung von
Arbeitsplâtzerr führt. Das Beispj.el iler Butrdesrepublik Deutsch-
land ist .in dieser I{insric}:t }:ezei..:hneurl. Curnâss detr Berech-
nungep CeS DGB i;ind Sa--': i lllf ,l z;.,.t'i i-! :-iii'-, il,,i, ','c'rkürzurlg der
Rrbéitszeit etwa 25A 000 Àrbeitsl:l-l-it.;r-, erlialietr oder geschaf -.

fen worden. Daher kann ciie eulopliisci:e Gui,'erJ<scilaf tsbevregullg
angesichts einer Arbeitslosenquote von etwa i1l in Europa nur
ihier Befriedigung Ausdruck geben, dass die Arbeitszeitver-
kürzung weiterhin Jahr für Jahr Fortschritte macht.

Dies vrar auch 1 988 der FaIl, denn in den meisten Lândern ist
es zu einer Verkürzung der Arbeitszeit gekommen oder zv ver-
schârften Auseinandersetzungenr uffi diese durchzusetzen. Die
Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeber, die eine 3àirr-
Iiche Untersuchung über die Arbeitszeit in den zwôIf Mitglied-
staaten der Europâlschen Gemeinschaft und in fünf der europâ-
lschen Freihandelszone (EFTA) durchführt (Island ist in dieser:
Untersuchung nicht enthalten) , steIlt im Vergleich zrr 1 986
oder 1987 Arbeitszeitverkürzungen in 12 der 11 behandelten
Lânder fest.

Diese Arbeitszeitverkürzung gestaltet sich verschiedenartig,
wie die Verkürzung der !{ochenarbeitszeit (Spanien, Deutsch-
land), die Zugestehung zusâtzlicher Feiertage (Finnland) oder
zusâtzlichen Jahresurlaubs (Grossherzogtum Luxemburg, Ita-
lien), oder auch die Senkung des Vorruhestandsalters (Bel-
gien). Wenn in der ÿ{irklichkeit die erzielten Ergebnisse auch
nicht spektakulâr anmuten, so bleibt doch, dass es sie gibt,
und dass diese Forderungen weiter erhoben werden. Dies ent-
spricht der vom Europâischen Gewerkschaftsbund beschlossenen
Ausrichtung.

Der wirtschaftliche ÿ'Iiederaufschvÿung, der das Jahr 1988 gekenn-
zeichnet hat, führte in der Folge zu einer spürbaren Erhôhung
der Anzahl der Überstunden. Dies ist der FalI für mehr als die
Hâlfte der Lânder Westeuropas. Die europâische Gewerkschaftsbe-
$regung lehnt weiterhin àie Praxis systematischer Überstunden
âb, denn diese Art der Flexibilitât der Arbeitszeit verhindert
die Schaffung neuer Arbeitsplâtze.

Immer hâufiger versuchen die Arbeitgeber in Europa, die Ver-
kürzung der Arbeitszeit durch die Einführung bestimmter Formen
flexibler Arbeitszeiten zu kompensieren. Die überraschendsten
Anpassungen der Arbeitszeit sind in Grossbritannien eingeführt
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\^rorden und hier vor allem im Bereich der Nahrungsmittelindu-
strie. Dort ist es zum Beispiel in einem Unternehmen mit mehr
als 5000 Arbeitnehmern zrt Arbeitstagen von 12 Stunden
gekommen. Eine erste Schicht beginnt um 6 Uhr morgens und
endet um 1 I Uhr und wird dann von 1 8 Uhr bis 6 Uhr morgens
durch eine andere abgelôst. Der Um1auf erfolgt über zwei
ÿùochen, d.h. es gibt vier Tage mit 12 Stunden, die von 4
Ruhetagen gefolgt werden, anschliessend 3 Tage mit 12 Stunden,
um mit 3 Ruhetagen zu enden. Es ist überraschend, dass Arbeit-
geber einen solchen Arbeitsrhythmus durchsetzen wollen, da es
wissenschaftrich, medizinisch us\^,. feststeht, dass die Arbeits-
produktivitât eines normal veranragten Menschen nach 1z
Arbeitsstunden nicht niË;hr dj-e gl"eiche ist wie nach 7 Stunden,
Darüber hinaus ist die Gefahr von Arbeitsunfâllen aufgrund der
Ermüdung deutlich grôsser. Eine andere Form cler flexibilitât,
die in einem anderen unternehmen der greichen Branche einge-führt wurde, besteht in dreischichtiger Schichtarbeit. Dieseweist eine absonderliche Eigenart auf . ÿ'Iâhrend die Arbeiter
der Tagesschicht einen umrauf durchf ühren - eine ÿ,ioche
morgens, die nâchste nachmittags - ândern die Nachtarbeiter
niemals ihre Arbeitszeit. Auch F'rauen sind von dieser Nacht-
arbeit betroffen.

Man stellt auch eine Erhôhung der Anzah1 unsicherer Arbeitsver-
trâge fest r so dass in statistischer Hinsicht die Anzahl der
Arbeitslosen zurückgeht oder greich breibt und die Anzahl dergeschaffenen Arbeitsplâtze fast überarl ansteigt. rn Frank-
reich sind 2.8., -. vÿenn es zvr schaf f ung von Arbeitsplâtzen
gekommen ist, 70% derselben unsicherer Art.
Das Ausmass der Teilzeitarbeit - die besonders die Frauen im
Arbeitsleben betrifft - erhôht sich stândig. Die europâische
Gewerkschaftsbewegung ist nicht gegen Teirzeitbeschâftigung,
solange die Teilzeitbeschâftigten einen den Vollzeitbeschâf-
tigten vergleichbaren sozialen Schutz geniessen und die Teit-
zeitarbeit auf Freiwitligkeit beruht. Es zeigt sich jedoch
oft, dass den Teilzeitkrâften keine andere ÿ'IahI gelassen wird,
so dass es sich in ÿ'Iirklicheit um Teilzeitarbeitslose handelt.
Sie werden in die Zahlen der Arbeitsuchenden nicht aufgenom-
men.

Die TabelIen der nâchsten Seiten bringen einen Überblick der
gesetzlichen und/oder tariflichen $Iochenarbeitszeit im Jahre
1 988, des gesetzlichen und/oder tariflichen bezahlten Mindest-
jahresurlaubs sowie des schulpflichtigen AIters und des gesetz-
Iichen Rentenalters der allgemeinen Altersversicherung. Die im
Vergleich zrt 1 988 eingetretenen Verânderungen sind unter-
strichen worden. Es sei noch einmal betont, dass die Angaben
die normale Lage widerspiegeln, aber es gibt zahlreiche Verein-
barungen, die Abweichungen von dieser Situation vorsehen.
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TABELLE X - GESETZLICHE UND ODER TARIFLICHE TÙOCHENARBEITSZEIT

LAND GESETZ TARIFVEREINBARUNGEN

ôstenRnrcH 40 37 bis 40

BELGIEN 40 36 bis 39

ZYPERN 36 bis 40

DÀNEI\,IARK 35 bis 40

SPANIEN 40 37 bis 40

FINNLAND 40 35 bis 40

FRANKREICH 39 35 bis 39

GROSSBRITANNIEN 35b is 40

GRIECHENLAND 41 35 bis 40

IRLAND 48 35 bis 40

ISLAND 40 37 bis 40

ITALÏEN 48 36 bis 40

LUXEMBURG 40 37 bis 40

MALTA 40 40

NORWEGEN 40 33,6 bis 37 ,5

48 36 bis 40

PORTUGAL 48 34 bis 48 (1 )

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 48 37 bis 40

40 35 bis 40

SCHWEIZ 45 40 bis 45

(1 ) Anmerkung: Erklârungen über das Ausmass dieser Spanne
werden im Text gegeben.

II,T JAHRE 1988

NlEDERLANDE

SCH!{EDEN



-64

LAND GESETZLlCHE DAUER TARIFLICHE DAUER

OSTERREICH 5 Wochen siehe Gesetz
( 0 ÿüochen nach 25 Dienstj ahren )

BELGIEN 4 Wochen 5 ltilochen

ZYPERN 21 bis 42 Vüerktage

DANEMARK 5 ÿÿochen

SPANIEN 30 Vtrerktage 4,5 bis 5 lrlochen

FINNLAND 5 ÿùochen 5 bis 6 V'Iochen

FRANKRElCH 5 ÿ'lochen 5 bis 6 lÿochen

GROSSBRITANNIEN 4 bis 6 Vüochen

GRIECHENLAND 4 ÿÿochen siehe Gesetz

IRLAND 3 ÿÿochen + l- 4 ÿüochen

ISLAND 4 ltlochen + 4 Tage siehe Gesetz

ITALIEN 4 bis 6 hlochen

LUXEIVIBURG 5 ÿIochen 25 bis 30 Tagen

MALTA 4 Wochen siehe Gesetz

NORWEGEN Woc en + 1 Tag siehe Gesetz

NIEDERLANDE 4 !ÿochen 4 bis 5 Wochen

PORTUGAL 30 Werktage 4,5 bis 5 Vüochen

BRD 3 Wochen 5r5 bis 6 ÿùochen

SCHI4IEDEN 5 Wochen 5 bis I Wochen

SCHÿüEI Z 4 Wochen 4 bis 5 Wochen

TABELTE XI - GESETZLICHER UND/ODER TARIFLICHER BEZÀHLTER
JAHRESURLAUB IM JAHRE 1988
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TABELLE XII - SCHULPFLICHTIGES ALTER UND GESETZLICHES RENTEN-
ALTER DER ÀLLGEII{EINEN RENTENVERSICHERUNG 1 988

LAND SCHULPFLTCHT RENTENALTER
I.tiiNNEn FRAUEN

OSTERREICH 15 65 60

BELGIEN 16 65 60

ZYPERN 15 65 65

DANEMARK 16 67 67

SPANIEN 16 65 65

FINNLAND 16 60-65 60-6s
FRANKREICH 16 60 60

GROSSBRITANNIEN 16 65 60

GRIECHENLAND 15 65 60

IRLAND 15 65 60

ISLAND * 16 65 -10 65 70

ITALIEN ** 14 60-65 55-6s
LUXEMBURG 15 65 60

MALTA 16 61 61

NORIIEGEN 16 67 67

NIEDERLANDE 16 - 17 65 65

PORTUGAL 16 65 62

BRD 15 - 16 65 65

SCHVüEDEN 16 65 65

SCHWEIZ 15 - 16 65 62

privater Sektorz 70 Jahre; ôffentlicher Sektor:
privater Sektor: 60 Jahre für Mânner, 55
Frauen; ôffentlicher Sektor: 65 Jahre für aIIe.

65 Jahre
Jahre für

*
**
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2. SITUÀTION PRO LAND

ôsrERRErcH
Auf gesetzlicher Ebene sind keine Verânderungen festzustellen.
Die Arbeitszeitverkürzung setzt sich j edoch weiterhin auf die
35-Stunden-ÿüoche fort und dies im Anschluss an den Beschluss
des 1 O. Bundeskongresses des ôGB von 1 983. Mehr als 35% der
Arbeitnehmer leisten zwischen 38 und 38r5 Stunden pro Woche.
Die Anzahl vorzeitiger Alterspensionen hat zugenommen.

oer ôCg wird sich bemühen, das Nachtschichtschwerarbeitsgesetz
von 1981 zn verândern. Darüber hinaus gibt es gegenwârtig
keine weitere Verânderungen bezüglich der Arbeitszeit.

Mit besonderer Besorgnis erfülrt den ôcg die Anzahl der über-
stunden. Eine im September 1987 durchgeführte Untersuchung
stellte f est r..das s 23 ,47" der Mânner und 11 ,7% der Frauen
regelmâssig Überstunden leisten. 3/ 4 der Mânner und 213 der
Frauen, die Überstunden leisten, werden dafür entgolten,
wâhrend 1 6% der Mânner und 257,, der Frauen hierfür Freizeitaus-
gleich erhalten.

BELGIEN

Die gesetzliche Vüochenarbeitszeit ist immer noch auf 40 Stun-
den festgelegt, obwohl sie auf tariflicher Ebene hâufiger
zwischen 36 und 39 Stunden liegt.

Die Gesetzgebung sieht 10 bezahlte Feiertage sowie 4 !,Iochen
Urlaub vor. Es ist nicht aussergewôhnlich, dass die Tarifver-
trâge eine fünfte Urlaubswoche sowie gegebenenfalls zusâtz-
lichen Urlaub aufgrund der Betriebszugehôrigkeit oder einen
Ausgleich für eine Verkürzung der Arbeitszeit enthalten.

Das schulpflichtige Alter Iiegt bei 16 Jahren oder bis zv 18
Jahren, entweder vollzeitlich oder teilzeitlich mit abwech-
selnd Schule und Arbeit.

Gesetzliche Ausnahmen, die im Hinblick auf den Grundsatz des
Vorruhestandsalters bei 58 Jahren bestanden, sind verlângert
worden, und die Sozialpartner haben die Branchen, in denen das
Vorruhestandsalter über 58 Jahre Iiegt, aufgefordert, in ihren
Tarifvertrâgen 1 989-90 dieses auf 58 zrt senken.

Der Nationale Rat der Arbeit hat eine Stellungnahme über das
Verbot der Nachtarbeit für Frauen abgegeben. Die Gewerk-
schaften sind der Ansicht, dass der Grundsatz selbst des
Verbots der Nachtarbeit für Frauen, wie er in der Konvention
Nr. 89 der IAO enthalten ist, aufrechterhalten werden muss.
Demgemâss sind weder eine Aufhebung noch eine Verânderung des
tlacÀtarbeitsverbots für Frauen geeignet, den Grundsatz der
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Gleichbehandlung zwischen mânnlichen und weiblichen Arbeitneh-
mern zu verwirklichen. Die Arbeitgeber ihrerseits sind der
Ansicht, dass unter dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit
die Nachtarbeit für Frauen zugelassen werden müsste. Die
Sozialpartner haben daran erinnert, dass die Nachtarbeit an
sich erschwerend ist und sowohl Mânner wie Frauen besonderen
Nachteilen und Risiken aussetzt. Es wâre daher zweckmâssi9,
dass auf internationaler Ebene entsprechende Massnahmen getrof-
fen würdenr uffi die dieser Nacharbeit innewohnenden Nachteile
und Risiken zu mildern oder auszugleichen. Das gegenwârtige
Ziel von FGTB und CSC ist es, die 38-Stunden-Woche allgemein
einzuführen.

ZYPERN

Im Vergleich zum Vorjahr gibt es keine wesentlichen Verânde-
rungen, \^ras die verschiedenen Aspekte der Arbeitszeit be-
trifft. Die 38-Stunden-!ÿoche in allen Bereichen bleibt eine
gewerkschaftliche Forderung für 1 990, und Anstrengungen werden
unternommen, um das Rentenalter im privaten Sektor von 65 auf
60 Jahre zv senken. Im ôffentlichen Sektor, bei den Banken und
bei bestimmten anderen Dienstleistungen belâuft sich die
Wochenarbeitszeit auf 36 bis 38 Stunden, bei 6 Arbeitstagen.

pÂttEt{ARK

Die Verkürzung der !ÿochenarbeitszeit setzt sich aufgrund der
Durchführung von Tarifvertrâgen, die früher abgeschlossen
worden waren, weiter fort. Diese sehen vor, dass alle Arbeit-
nehmer des ôffentlichen und des privaten Sektors ab 1. Septem-
ber 1990 37 Stunden pro V'Ioche leisten, mit Ausnahme von 15 bis
20% der Arbeitnehmer des privaten Sektors, deren Arbeitswoche
bereits am 1 . Mârz 1 990 auf 37 Stunden herabgesetzL wird.

Es gibt in Dânemark keine weiteren Verânderungen, aber die
Gewerkschaftsbewegung fordert, dass die rechtlichen Regelungen
bezüglich des Bildungsurlaubs verândert werden. Die Regierung
hat diesen Antrag noch nicht beantwortet.

Im privaten Sektor bildeten die Überstunden 1 988 4,1% der
insgesamt geleisteten Arbeitsstunden, und man stellt fest,
dass dieser tüert in etwa gleich geblieben ist. Die Tarifver-
trâge bemühen sich jedoch, die Überstunden zu begrenzen und
ihre Bezahlung durch Freizeitausgleich zu ersetzen. Das Renten-
alter im ôffentlichen Sektor liegt immer noch bei 70 Jahren,
aber es ist môglich seinen Arbeitsplatz mit 67 aufzuqeben.Im pri-
vaten Sektor betrâgt das Rentenaltei 67 Jahre.
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SPANTEN

1 988 ist die Gesetzgebung bezüglich der Arbeitszeit nicht
geândert worden. Die eLnzigen verânderungen sind aufgrund des
Tarifwesens eingetreten. Die wôchentliche Arbeitszeit ist
geringfügig verkürzt worden und berâuft sich auf einen Durch-
schnitt von 38.9 Stunden, d.h. 1.777 Stunden pro Jahr. Die
Arbeitgeber beharren auf ihrer ablehnenden Hartung, \âras die
Gewerkschaften nicht davon abhârt, auch für die Zukunft eine
weitere Verkürzung der Arbeiszeit vorauszusehen.

Trotz ihrer Anstrengungen, gegen diese sachrage anzukâmpfen,
stellen die Gewerkschaften fest, dass die Anzahl der geleiste-
ten Überstunden reicht zugenommen hat. Diese situation ist
bedauerlich, denn sie verhindert die Schaffung neuer Arbeits-plâtze.

FINNLAND

Gemâss den Tarifvertrâgen, belâuft sich die lrlochenarbeitszeit
auf 37,5 bis 40 Stunden. Eine Anzahl von Tarifvertrâgen sieht
jedoch die 35-stunden-woche vor. Es gibt keine weiteren verân-
derungen bezügrich der Arbeitszeit, jedoch hat sich das durch-
schnittliche Rentenalter vermindert. Es belief s
62 Jahre und 1987 auf 59. Ein neues Gesetz über
Ruhestand wird am 1 . Juli 1 989 in Kraft treten.
sich auf die Arbeitnehmer des privaten Sektors

ich
de
Es

.D

1970 auf
n flexiblen

erstreckt
iese kônnen

auf freiwilliger Basis ihren Vorruhestand bei verminderten
Renten antreten, oder ohne Verlust der Rente, vÿenn der
Vorruhestand aufgrund von Schwerarbeit eintritt.

Die Wochenarbeitszeit geht aufgrund des Abkommens von 1 986
weiter zurück, das für diejenigen, die 40 Stunden pro V'Ioche
leisten, eine Arbeitszeitverkürzung von 68 Stunden vorsah, die
über die vier Jahre von 1987 bis 1 990 verteilt werden sollte.
Für die Schichtarbeiter mit kontinuierlicher Schichtarbeit in
der Papierindustrie wird die Arbeitszeit 1 990 auf 34 15 Stunden
zurückgenommen. Man kann in naher Zukunft Verhandlungen über
die Flexibilitât der Arbeitszeit erwarten, eine Flexibilitât,
die die Interessen der Arbeitnehmer berücksichtigen wird.

FRANKREICH

Die lVochenarbeitszeit stagnierte auch 1 988 bei 39 Stunden, und
es gab keine Verânderung in bezug auf den bezahlten Jahres-
urlaub, die Schulpflicht, den Ruhestand oder den Bildungs-
urlaub. Man konnte eine Zunahme der Anpassungen der Arbeits-
zelt feststellen, wie z.B. Modulation, Schichtarbeit und vor
allem Überstunden. Im ganzen haben mehr aIs 30% der Arbeit-
nehmer entweder regelmâssig oder gelegentlich Überstunden
geleistet. Pro ÿ'Ioche sind mehr aIs 20 MiIlionen Stunden
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geleistet worden, und die Anzahl der Arbeitnehmer, die
zwischen 40 und 44 Stunden pro Woche tâtig sind, hat von 2 787
000 im Jahre 1987 auf 2 960 000 im Jahre 1 988 zugenommen; 2
1 85 000 Arbeitnehmer haben 45 Stunden und mehr gearbeitet im
Vergleich zv 2 490 000 im Jahre 1987. Anqesichts des
Vüirtschaftswachstums ziehen die Arbeitgeber die Überstundenleistung
der Einstellung vor. Die Arbeitgeber lehnen jede Art der
Arbeitszeitverkürzvrlg strikt ab urrd schaffen im Gegenteil aIle
môglichen neuen Arten von Arbeitsvertrâgen, die durch Unsicher-
heit der Beschâftigung gekennzeichnet sind.

G R O.S S B R I T A N N I E N

Die durchschnittliche tarifliche !{ochenarbeitszeit Iiegt
nunmehr für die grosse Mehrzahl der gewerblichen Arbeitnehmer
bei 39 Stunden, aber es wird sehr schwierig, unter 39 Stunden
zu kommen. Die Politik des TUC besteht darin, für aIle d.ie
35-Std.'riæhe zu erreichen mit dem langf ristigen ZieL der
3 2 -Stunden-Woche.

Die Anzahl der Überstunden nimmt stândig zv. Im April
leisteten 56 r8% der gewerblichen Arbeitnehmer mehr
Überstunden pro Woche. Der Wert belâuft sich auf 6,
manuelle Arbeiter , 6,2 für nicht-manuelle Arbeiter und 3

1 988
als 10
J tur
,5 tur

nicht-manuelle Arbeiterinnen. Es handelt sich jeweils um den
hôchsten Prozentsatz seit 1 959 , dem Zeitpunkt, an dem die
Überstunden zum erstenmar amtlich erfasst wurden. Der TUC
wendet sich gegen die Praxis systematischer Überstunden, aber
stellt fest, dass diese für die Bezieher der niedrigsten Lôhne
einen nicht leicht zu vernachlâssigenden Einkommensgewinn
darstellen.

Die Anzahl der urlaubstage hat arrgemein um einen Tag zugenom-
men, so dass die britischen Arbeitnehmer über 4 bis 5 lrlochen
urraub--verfügen. Grosse Fortschritte sind erziert worden, unddie fünfte Urlaubswoche wird zur Norm. Dazu sind Urlaubstage
aufgrund der Betriebszugehôrigkeit ztr rechnen. Der TUC rràt
sich für einen Jahresurraub von 6 ÿüochen ausgesprochen.

Ein Gesetz von 1 986 hat j egliches Verbot der Nachtarbeit für
Frauen beseitigt. Ein Gesetzentwurf bezügrich des verbots
aussergewôhnlicher Arbeitsstunden für Jugendliche zwischen 16
und 18 Jahren wird gegenwârtig vom parlament behandelt. Der
TUC hat sich gegen dessen Abschaffung ausgesprochen.

GRIECHENLAND

1 988 gab es keine Verânderungen in bezug auf
zeit. Das ZieL der GSEE bleiben 37,5 Stunden
die 5-Tage-Woche auch übIich ist, gibt
noch in kleinen Industriebetrieben und im

die Wochenarbeits-
pro !{oche. $lenn

es die 6-Tage-Woche
Handel. Die Dauer
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des Jahresurlaubs ist nicht verândert worden und belâuft sich
nach wie vor auf 4 l,Iochen, die Anzahl der Feiertage auf 13.
Zusâtzliche Urlaubstage sind den Arbeitnehmern aufgrund ihrer
Betriebszugehôrigkeit zugestanden worden.

Es gibt keinerlei Verânderungen im Hinblick auf den Bildungsur-
Iaub, die Schulpflicht und das Rentenalter. Dies bleibt nach
wie vor auf 65 Jahre für Mânner und 60 Jahre für Frauen festge-
setzt. Es kônnen jedoch verschiedene Formen des Vorruhestands
bei voller Rentenzahlung oder verminderter Rentenzahlung ab 50
Jahre für Frauen und ab 58 Jahre für Mânner gewâhlt werden.

Die Regierung bereitet einen Gesetzentwurf vor, cler gefâhr-
Iiche Arbeiten sowie Nachtarbeit für Jugendliche verbietet.
Der unbezahlte Elternurlaub ist im ôffentlichen Sektor gemâss
den gleichen Regeln, die bereits im privaten gelten, einge-
führt worden. Er belâuft sich auf maximal drei Monate für
Ehepaare und auf sechs Monate für Geschiedene und bezieht sich
auf Kinder von weniger als 2 1 / 2 Jahren.

IRLÀND

Die Lage in bezug auf die Arbeitszeit hat sich im Vergleich
zum Vorjahr nicht geândert. Die wichtigste Entwicklung in
diesem Bereich ist die von der Regierung eingegangene Ver-
pf lichtung, im Rahmen des Programms des nationalen ÿ'Iiederauf -
schwungs Diskussionen über die 39-Stunden-Woche aufzunehmen.
Dies ist der erste Durchbruch im Bereich der Arbeitszeit seit
der Einführung der 40-Stunden-lrloche Mitte der 6Oer Jahre. Eine
kteine Anzah1 von Unternehmen hat bereits die wôchentliche
Arbeitszeit auf 39 Stunden festgesetzt , aber nur eine einzige
wichtige Branche, nâmlich das Druckgewerbe, ist hiervon betrof-
fen.

Es gibt wenig Verânderungen bezüg1ich der Überstunden; so
1 988 die durchschnitttiche Wochenarbeitszeit bei 41 ,24
den, d.h. 42,5 für Mânner und 3811 für Frauen in allen
chen der Industrie.

lag
Stun-
Bran-

meisten
Jahren

ISLAND

Die wôchentliche Arbeits zeLL lag 1 988 in einer Spanne zwischen
40,7 und 50r1 Stunden je nach Qualifikation, Geschlecht und
Jahreszeit. Es gibL keine Verânderungen bezüglich des bezahl-
ten Urtaubs, der sich in der Regel auf 2 lage pro Arbeits-
monat, d.h. auf 24 Tage pro Jahr betâuft. Der Mutterschaftsur-
Iaub, der gegenwârtig 5 Monate betrâgt, wird 1 990 auf 6 Monate
angehoben.

Die schulpflicht reicht von 6 bis 16 Jahren, aber die
Jugendlichàn setzen wâhrend eines Zeitraums von 3 bis 5
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ihre Ausbildung fort, entweder eine,technische oder allgemeine.
Das Mindestrentenalter betrâgt 67 Jahre. Vcrl 70. Lebensiahrr an hat
der Arbeitnehmer Anrecht auf eine Zusatzpension. Die Arbeit-
nehmerr,lie ûber da§ T0.Iebensjatrr hinati.s arbeitenrerhalten zum gegebe-
nen Zeitpunkt eine hôhere Rente.

Aufgrund einer Rezession hat sich die Anzahl der Überstunden
1 988 vermindert. Eine Verânderung ist im Hinblick auf ihren
Ausgleich eingetreten, da sie zLt 180% entgolten werden, wenn
sie vor I Uhr morgens und nach 17 Uhr geleistet werden. Die
effektive Arbeitszeit Iiegt unter Berücksichtigung der Pausen
bei 36,7 Stunden. Die meisten Arbeitnehmer Ieisten jedoch mehr
als 40 Stunden pro Woche.

Ein Ausbildungsprogramm für ungelernte
Fischerei ist von der Regierung eingeführt
eine Verbesserung im Erziehungswesen dar.
ausserhalb der Arbeitszeit durchgeführt und
ziert.

Arbeitnehmer in der
worden und steIIt

Dieses Programm wird
vom Staat finan-

ITÀLIEN

1 988 gab es in Italien keine wesentliche Verânderungen bei derArbeitszeit. Nur wenn eine lângere Maschinenzeit Éeschlossenwurde, ist in den Unternehmen auch die Arbeitszeit verkürztworden. Für die Arbeitnehmer der EtekLrizitâtsversorgung wurdeeine Arbeitszeitverkürzung von 39 auf 38 Stunden ieréinbart,die am 1. JuIi 1990 in xrait treten wird. Die Telephonbeschâf-tigten werden ab 1 . Januar 1991 ebenfalls in den Genuss der38-Stunden-Woche kommen. Darüber hinaus wurde für zahlreicheKategorien von Schichtarbeitern die Arbeitszeit verkürzt, undsie bewegen sich auf die 38-Stunden-ÿÿoche zv.

Die Anzaht der Überstunden ist immer noch bedeutend und nimmtnoch zv. 1988 bitdeten die überstunden 4r5% der insgesamtgeleisteten Arbeitsstunden im vergreich zv 4,31 im Jahre 1gg7.Dies geht zum Teil auf die Tatsache zurück, dass Samstagsar-beit hâufiger wird, ohne dass es zu einem Freizeitausgieichkommt. cGrL, crsÏ, und url, versuchen nach wie vor, die Arbeits-zeiL zu verkürzen. Die drei Bünde haben Ende 1 9BB einen Gesetz-entwurf vorgeregt, der die verringerung der gesetztichenArbeitszeit von 48 auf 39 stunden- voriieht, i.r.,e. Ab_schreckungsmassnahmen 9!gen überstunden und die schaffungeines soridaritâtsfonds für die Arbeitnehmer des südens ;;danderer von der Rezession betroffener Regionenr ürTl die Arbeits-zeit verkürzen zu kônnen. Massnahmen zlr Fôrdàrung von Teir_zeitbeschâftigung rnd eine flexibte Ruhestandsiegelung sindebenfalls vorgesehen.
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LUXEUBURG

Im Vergleich zrtr Lage 1987 gibt es keine Verânderungen in
bezug auf die Arbeitszeit, die Schulpflicht und das Rentenal-
ter, einschliesslich des Rentenal-ters von 57 Jahren für Schwer-
arbeiter. Im Bereich des Jahresurlaubs ist es jedoch zrt Fort-
schritten im Hinblick auf die 6. Urlaubswoche gekommen, die in
best,immten Unternehmen 1 988 eingeführt worden ist. Wenn Arbeit-
nehmer regelmâssig Nachtarbeit leisten, erhalten sie 1 bis 2

zusâtzliche urlaubstage.

Das Ausmass der Überstunden ist immer noch bedeutend und
iibersteigt in einigen Unternehnien deutlictr 5%.

Ein neues Gesetz über die Sonntagsarbeit ist am 1 . August 1 988
in Kraft getreten. Sein Grundprinzip besteht in dem totalen
Verbot der Sonntagsarbeit mit jedoch einigen Ausnahmen. Das

Gesetz erstreckt sich nicht auf Unternehmen, die nur Familien-
angehôrige beschâftigen, nicht auf Arbeiten in bezug auf
Siéherhelt, Wartung und Reinigungr--sofern diese nicht an
einem anderen Tag ausgeführt werden kônnen und auch nicht auf
solche, die jn Verbildung mit einenr Unfal1 stelren. Bestimmte Handels-
unternehmen sind nicfit betroffen, jedoch mit einem Maximum von
4 Stunden pro Sonntag. Apothekei, landwirtschaftliche und
ÿüeinbaubetriàbe sowie bestimmte Dienstleistungsbereiche wie
àià ii"r,kenhâuser sind ebenfalls nicht betroffen. Die übrigen
in dieser Liste nicht enthaltenen Unternehmen, die Sonntags-
arbeit durchführen wollen, müssen diese mit dem Betriebsrat
aushandeln, und die Vereinbarung musS vom Arbeitsminister
gebilligt werden.

}iALTA

Die einzige bemerkenswerte verânderung bezieht sich auf die
Anzahl der Feiertage, die ab 1. Januar 1988 auf 12 erhôht
wurden. Es gab 7 im iahre 1987 und 6 von 1977 bis 1986. Davor
beliefen sie sich auf 1 5. Fünf môgliche Urlaubstage über einen
Zeitraum von 5 Jahren von 1 988 bis 1992 sind dem normalen
Jahresurlaub hinzugefügt worden.

NORT{EGEN

Seit der Einführung der 37,5-Stunden-ÿ{oche am 1 ' Januar 1987

hat es keine üerândeiung bei der Arbeit.szeit gegeben' Diese
Arbeitszeitvert<ü;;;;;-' 'fühtt" zrt einer nrhôhung der Über-
stunden, die nunmehr fast 1% der insgesamt geleisteten Arbeits-
stunden ausmachen, d.h. eine Zunàhme um 251. Man kann auch

eine Zunahme der Schichtarbeit feststellen'

Für die nâchsten
des gegenwârtig

Tarifverhandlungen wird die LO der
auf 67 Jahre festgelegten Rentenalters

Senkung
Vorrang
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einrâumen. Ein neuer tariflicher Rentenplan sieht ein Renten-
alter von 66 Jahren ab 1 . Januar 1 989 und von 65 Jahren für
Anfang 1 990 vor.

NIEDERLANDE

Es gab keine bedeutenden Verânderungen bezüglich der !'Jochenar-
beitszeit, die sich auf 36 bis 40 Stunden belâuft. Der Durch-
schnitt liegt bei 38 Stunden, und die Anzahl der Arbeitnehmer
mit einer  O-Stunden-ÿüoche nimmt stândig ab.

Das Rentenalter ist zwischen 59 bis 65 Jahren festgelegt und
die Schulpf licht endet mit 16 Jahren. l'Ian kann für 1989 eine
gewerkscfràftfiche Offensive zugunsten der 36-Stunden-Woche
érwarten mit darüber hinaus Môglichkeiten für Vüeiterbildungs-
massnahmen und für eine Zunahme der Maschinenzeit.

PORTUGAL

Die tarif lich vereinbarte ÿ'lochenarbeitszeit Iiegt j e nach
Branche zwischen 34 und 48 Stunden. Die Arbeiter haben die
lângsten Arbeitszeiten und die Büroangestellten die kürzesten.
Die durchschnittliche Arbeitszeit dieser Tarifvertrâge belâuft
sich auf 44 Stunden und die gesetzliche immer noch auf 48. Die
Anzahl der bezahlten Urlaubstage Iiegt bei 21 Arbeitstagen.

Das Rentenalter belâuft sich auf 65 Jahre für Mânner und 62
Jahre für Frauen. Für bestimmte Berufe wie Bergleute und
Fischer liegt es bei 50 Jahren. Die Schulpflicht erstreckt
sich immer noch auf 9 Jahre und wird in der Regel nicht respek-
tiert. Die Regierung hat das Abkommen bezüglich der Arbeits-
zeitverkürzung in der ôffentlichen Verwaltung nicht einge-
halten. Nur die Arbeitszeiten von 36 Stunden sind auf 35
Stunden pro Woche herabgesetzt worden. Diejenigen von 42 bis
45 Stunden, die auf 40 herabgesetzL werden sollten und die
Harmonisierung der Arbeitszeit, um für a1le Arbeitnehmer im
Verlauf von 5 Jahren auf 35 Stunden z! kommen, sind nicht
verwirklicht worden.

Die Überstunden belaufen sich durchschnittlich auf 5 pro
Woche. Die UGT hat sich für eine Verkürzung der gesetzlichen
Wochenarbeitszeit auf 44 Stunden und für eine schrittweise
Verkürzung der Arbeitszeit von 44 auf 40 Stunden ausge-
sprochen.

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Bis Ende 1 988 sind für über 80% aller Beschâftigten Verkür-
zungen der ltlochenarbeitszeit unter 40 Stunden vereinbart
worden. Im Durchschnitt betrâgt die vereinbarte Wochenarbeits-
zeit 38,4 Stunden (das sind 0r5 Stunden weniger als Ende
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1 987 ) . Allerdings treten die vereinbarten Verkürzungen teil-
weise erst in den Jahren 1 989 und 1 990 in Kraft. Berücksich-
tigt man nur die 1 988 bereits in Kraft getretenen Verkür-
zungenr so ergibt sich ein Durchschnittswert von 39r0 Stunden.
Der durchschnittliche tarifliche Urlaub belief sich unverân-
dert auf 29 Arbeitstâ9êr d.h. fast 6 Wochen im Jahr. Die
tarifliche Jahresarbeitszeit lag 1 988 bei 1722 Stunden und
damit um 10 Stunden bzw. 0.6% niedriger als 1987.

Die wichtigsten Faktoren für diese Verkürzung der Arbeitszeit
uraren 1 988 vor allem die Einführung der 37 ,5-Stunden-Woche in
der Iv1etall- und Druckindustrie sowie die 1988 für den ôf fent-
Iichen Dienst vereinbarten Verkürzungen der ÿüochenarbeitszeit
auf 39 stunden für 1989 und auf 3815 stunden für 1990. Darüber
hinaus ldaren auch für die Rundfunkanstalten, für die Eisen-
und stahlindustrie, für das Baugewerbe und die Banken, für die
Textir- und Bekreidungsindustrie sowie für die papiererzeu-
gende Industrie und die Kautschukindustrie Verkürzungen der
lVochenarbeitszeit vereinbart. 447Â der Beschâftigten 1eisten
38r5 Stunden pro Woche.

Die gesetzliche Altersgrenze für den Rentenbezug liegt nach
wie vor bei 65 Lebensjahren, sowohl für Mânner als auch für
Frauen. Augrund zusâtzlicher gesetzlicher Bestimmungen kann
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen der Rentenbezug unter
Umstânden um bis zu fünf Jahre vorgezogen werden. 1987 machten
die Invaliditâtsfâ1Ie 291 der Gesamtheit der Rentenzugânge
aus. Das Durchschnittsalter dieser FâlIe liegt bei 54 Jahren
für Mânner und 53 Jahren für Frauen, wodurch das Durch-
schnittsalter der Gesamtheit der Rentenzugânge bei den Mânnern
auf 59,1 und bei den Frauen auf 61 t7 Jahren zurückging.

Die Anzahl der Überstunden belief sich im Durchschnitt aIler
abhângig Beschâftigten auf 62 t3 Stunden im Vergleich zu 61 ,5
im Jahre 1987. Bei den Industriearbeitern erhôhten sich die
Überstunden von 99 Stunden im Jahre 1987 auf 1 09 Stunden im
Jahre 1 988.

Die 3S-Stunden-Woche für alle Beschâftigten bleibt das ZieL
des DGB, wobei die Gewerkschaften in einigen Branchen diesem
ZieI schon recht nahe gekommen sind. Trotz der ablehnenden
Haltung der Arbeitgeber und der christlich-Iiberalen Bundesre-
gierung dürften die Gewerkschaften auf diesem Wege weiterhin
erfolgreich sein.

Die Arbeitgeber haben ihr Bestreben verstârkt, weitere Arbeits-
zeitverkürzungen nur um den Preis einer unternehmerisch
bestimmten Flexibilisierung der Arbeitszeit und verlângerter
Betriebsnutzungszeiten zuzulassen. Die Gewerkschaften sind
dagegen der Ansicht, dass es im Interesse ihrer Mitglieder
Iiegt, gemeinsam verfügbare ZeLL am Feierabend und am ÿüochen-
ende zu haben. Sie fordern auch für die Arbeitnehmer mehr
Rechte, über die Lage und Verteilung ihrer Arbeitszeit mitzube-
stimmen.
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Wâhrend es beim allgemeinen Bildungsurlaub keine wesentlichen
Verânderungen gegeben hat, sind auf dem Gebiet der beruflichen
Qualifizierung in zwei verschiedenen Bereichen tarifvertrag-
liche Regelungsschritte unterschiedlicher Art unternommen
worden. Es handelt sich um den Lohn- und Gehaltsrahmentarifver-
trag für die Metallindustrie in Nord-lrlürttemberg/Nord-Baden
und einen Tarifvertrag zwischen der IG Chemie-Papier-Keramik
und der Deutschen Shell AG.

SCHWEDEN

Die normale lVochenarbeitszeit ist auf 40 Stunden festgetegt.
sie belâuft sich auf 38 stunden bei schichten, ausser für
kontinuierliche schichtarbeitr wo sie bei 36 stunden Iiegt.
FaIIs es sich um Schichtarbeit wâhrend der Urlaubszs-ig.handelt,betrâgt die Arbeitswoche 35 Stunden. Für Untertagearbeiter
betrâgt sie 36 stunden, ausser bei den staatlichen Èergarbei-
tern in Nordschweden, für die sie bei 34 stunden riegt. Diese
Reger gilt mehr oder weniger für den gesamten privaten sektor,
und die Regelungen für den ôffentlichen Sektor sind ebenfalls
mehr oder weniger die gleichen mit Ausnahme der Kommunalver-
wartungr wo die Arbeitswoche 37 stunden betrâgt, wenn diebetroffenen Arbeitnehmer unregelmâssige Arbeiszeiten haben undzuweilen ihren Dienst nach 9 Uhr abends beenden.

Die Schulpflicht erstreckt sich bis auf 17 Jahre. Gegenwârtigwird die Môgrichkeit der verrângerung der Berufsbirdung von ,auf 3 Jahre diskutiert. vom 1 . Juri an wird das Gesetz, dasJugendrichen von 1 8 bis 19 Jahren 4 Arbeitsstunden pro Taggarantiert, abgeândert, und es ist nunmehr die Rede von einemEntgelt für Jugendliche im dritten Jahr der Berufsausbildung.
Das Rentenalter liegt mit einigen Ausnahmen zwj-schen 60 und 65Jahren. Das normare Rentenarter ist 65 Jahre, und dies sorlauch für aIIe Beschâftigte des ôffentlichen Dienstes gelten.
Es gibt noch keine Entscheidung bezügtich der 6. Jahresuilaubs-
woche, die in 4 bis 5 Jahren eingeführt werden soll.

scHtf,Erz
Die eidgenôssische vorksabstimmung vom 4. Dezember 1 9gg hatdie Verfassungsinitiative des SGB zur Verkürzung der ÿüochen-arbeitszeit auf 40 stunden reider deutrich veiworfen. DieVorlage hâtte zwingend die schrittweise Verkürzung und Harmoni-sierung der ÿüochenarbeitszeit auf 40 stunden geÉracht, wobeiarlerdings ztr sa9 n ist, dass in wichtigen gianchen, z.B. inder Maschinenindustrie, durch den Gesamtarbeitsvertrag bereitsdie 40-stunden-ÿIoche gi1t. Für den sGB bedeutet diese pori-tische Niederlage keinen Stillstand für weitere Arbeitszeitver-kürzungen. Im Anschluss an die Arbeitszeitverkürzung von 44auf 42 Stunden in der Bundesverwaltung sind weitere Arbeits-
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zeitverkürzungen auch im Verkehrswesen sowie bei der Kantonal-
und Kommunalverwaltung durchgesetzt worden. So hat z.B. der
Kanton Genf die 40-Stunden-ÿloche eingeführt.

Im Gesamtarbeitsvertrag für'die Druckindustrie ist die sechste
Urlaubswoche für über OOjâfrrige eingeführt worden; für die
übrigen Arbeitnehmerkategorien ist die sukzessive Einführung
der iünfte.r Ferienwoche ausgehandelt worden. Auch in der neuen
Vereinbarung der Maschinenindustrie ist eine stufenweise
Verlângeru.rg ,les Urlaubs vorgeschrieben. Ebenf alls in der
Maschineninàustrie ist aufgrund der Vereinbarung eine gewisse
Flexibilisierung bei der Arbeitszeit môglich. Die Vereinbarung
Iegt aIs Basii aie 40-Stunden-Woche fest, aber verbunden mit
eiier Flexibilisierungsspanne von maximal 45 und minimal 35

Stunden pro tÿoche. Diese an sich môgliche Flexibilisie.runq
frângt allàrdings von der jeweiligen Zustimmung dg= Betriebs-
ratés ab. oieier punkt iêt wicrrtig und relevant für die Mitbe-
stimmungsPolitik.
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rv - AUSSTcHTEN FüR 1989

1 ÀLLGEITIEINE LAGE

Es besteht unter den Wirtschaftsprognostikern, einschliesslich
denjenigen der OECD und der ouiopâischen Kommission, Überein-
stimmung darüber, dass 1989 das Wirtschaftswachstum geringer
ausfallen wird aIs 1 988 und dass die Fortschritte beim Abbau
der Arbeitslosigkeit wahrscheinlich zum Stillstand kommen oder
sich vielleicht sogar umkehren werden. Diese Verânderung des
lVirtschaftsklimas, das weitgehend auf eine restriktivere
Geldpolitik zurückgeht, die die Besorgnisse der Regierungen
gegenüber der zunehmenden Inflation widerspiegelt, wird die
ÿeiwirklichung gewerkschaftlicher Hauptforderungen wie die
Verteidigung und Verbesserung der Kaufkraft sowie die Erhal-
tung und Schaffung von Arbeitsplâtzen sicherlich erschweren.

Eür die Gewerkschaften werden in den meisten Lândern die Lôhne
die zentrale Forderung bteiben, da es Hoffnungen auf weitere
Verbesserungen der Kaufkraft wie in den letzten Jahren gibt.
Auch die Arbeitszeit wird in einer Anzahl von Lândern auf der
Prioritâtenliste welt oben stehen.

Die Arbeitgeber sind in den letzten Jahren in den Genuss einer
Verbesserung der Rentabilitât gekommen und waren daher bereit,
Tarifvertrâge abzuschliessen, die zrt einer Verbesserung der
Kaufkraft führten. Wenn sich jedoch das ÿüachstum wie erwartet
verlangsamen soIlte, lâsst sich voraussehen, dass sie versu-
chen werden, in der Zukunft solche Verbesserungen noch enger
an die Steigerung der Produktivitât zu koppeln. Dies kônnte
seinerseits die Spannungen bei dem Verhâltnis zwischen Einkom-
men des Nicht-Mârktbereichs und des Marktbereichs erhôhen, da
produktivitâtsgebundene Lohnerhôhungen im ersten Bereich
normalerwej-se nicht môg1ich sind.

Die Arbeitgeber werden wahrscheinlich auf die Forderung nach
Arbeitsverkürzung auch weiterhin mit der Gegenforderung nach
grôsserer Flexibilitât bei der Betriebsorganisation reagieren.

Die Regierungerr, die bereits )etzL über die Inflation besorgt
sind, werden sicherlich auf eine lvlâssigung bei den Lohn-
abschlüssen drângen, und dies wird zweifellos ihre RoIle aIs
Arbeitgeber im ôffentlichen Sektor beeinflussen. Sie werden in
einigen Fâllen auch bestrebt sein, die Verhandlungen im pri-
vaten Sektor zv beeinflussen, entweder durch Verânderungen des
Steuersystems, durch die Ermutigung von zentralen Verhand-
Iungen (wie z.B. in den skandinavischen Lândern und in Irland)
oder auch durch Einschüchterungen und Angriffe auf Praxis und
Politik der Gewerkschaften (wie in Grossbritannien).
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Auf europâischer Ebene ist der soziale Dialog zwischen EGB
sowie UNICE (Arbeitgeberverband des privaten Sektors) und CEEP
(ôffentliche Unternehmen) im Januar 1989 wieder in Gang gekom-
men. Wie wirksam sich der Dialog auf das Klima ausçvirken wird,
bleibt angesichts der Tatsache, dass sich die Unternehmen im
Hinblick auf die Schaffung des Binnenmarkts umstrukturieren,
abzuwarten, aber die verbesserten Môgtichkeiten für Folgear-
beiten nach der Sitzung im Januar geben Anlass zu einem zumin-
dest gemâssigten Optimismus.

2. srruAtroN PRo LÀND

ôsrERRErcH
per ôCe stelIt fest, dass die Verkürzung der Arbeitszeit bei
vollem Lohnausgleich (ein vorrangiges Ziel seit dem 10. Kon-
gress von Januar 1 983 ) in den Bereichen im Vordergrund stehen
wirdr wo bislang noch keine Arbeitszeitverkürzung eingetreten
ist. In den nâchsten Jahren wird die Einführung der 35-Stunden-
ÿùoche im Mittelpunkt der Bemühungen stehen. lrlas die Grundprin-
zipien der Lohnpolitik betrifft, werden die Gewerkschaften
weiterhin für stârkere Erhôhungen der Mindestlôhne als der
realen Bruttolôhne eintreten. Kapitel II und III berichten von
den Verhandlungen im Herbst 1 988, deren Ergebnisse in einigen
Fâllen Anfang 1 989 in Kraft treten vrerden.

BELGIEN

1 989 wird es im Rahmen des zentralen Abkommens vom 1 8. Novem-
ber 1 988 zu Verhandlungen auf Branchen- und Unternehmensebene
kommen; im ôffentlichen Sektor über die Lage für 1 990 und
Iandesweit zv Verhandlungen zvr Überarbeitung des Abkommens
von November.

In diesem Zusammenhang werden folgende Themen im Vordergrund
stehenS die flexible Altersgrenze zwischen 60 und 65 Jahren
(mit ôffentlicher Beteiligung); die gewerkschaftliche Vertre-
tung in kleinen und mittleren Unternehmell; die Bewertung des
Abkommens von 1987 über die Einführung neuer Systeme der
Arbeitsorganisation; eine zusâLzliche Vorruhestandsregelung
für ein Rentenalter von 58 Jahren in den Bereichen ohne Vor-
ruhestandsregelung; eine Beurteilung von Laufbahnunter-
brechungen; eine Prüfung des Abkommens von 1 989 über Informa-
tions- und Beratungsrechte bei der Einführung neuer Technolo-
gien.

Die Ergebnisse der ersten L-olgeabschlüsse für 1 989-90 auf
Branchenebene deuten darauf hin, dass wâhrend der nâchsten
zwei Jahre die Reallôhne um 27. bis 4% steigen werden.
Nationale Abkommen mit einer Laufzeit von zwei, Jahren sind die
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Norm, aber Aussnahmen umfassen: die Metallverarbeitung (Maschi-
nenbau), !ÿo es zv einem nationalen Abkommen kam, aber die
Lôhne regional ausgehandelt wurden; BASF Antwerpen, \^7o es zrl
einem dreijâhrigem Abschluss in der Petrochemie kam; und die
chemische Industrie, wo die ersten Verhandlungen wie übl-ich
auf Unternehmensebene stattfanden. Arbeitszeitverkürzungen
werden wahrscheinlich eher die Form zusâtzlichen Urlaubs
aufgrund von Betriebszugehôrigkeit oder unbezahlten Urlaubs
aI s einer Verkürzung der V'lochenarbeitszeit annehmen. Ein
unbezahlter Urlaub von 6 Monaten bis zu einem Jahr ist für die
Arbeitnehmer (mânnlich oder weiblich) der Textilindustrie im
FaIIe der Geburt oder der Adoption eines Kindes eingeführt
worden. Die umfassende Einführung von Vorruhestandsregelungen
(im Alter von 58 Jahren) wird angestrebt. Initiativen werden
ergriffen werden, um daS Ausmass der Teilzeitarbeit zu be-
schrânken, und die Bemühungen werden weiterhin darauf ge-
richtet sein, Arbeitsplâtze für Gruppen zrt schaffen, die der
Arbeitslosigkeit besonders ausgesetzt sind (wie Jugendliche
und Langzeitarbeitslose ) .

pÂNEUÀRK

Etwa 80% der dânischen Angestellten wurden von den im Mârz
1989 im Rahmen der zweijâhrigen Halbzeitverhandlung abgeschlos-
senen Abkommen erfasst. Der nominale Zuwachs der GrundgehâIter
betrug in vielen Fâllen etwa 1%. Erhôhte Überstundenzulagen
und Lehrlingsvergütungen sowie die vorgesehenen Arbeitszeitver-
kürzungen bedeuten, dass die Kosten für die Arbeitgeber in der
Grôssenordnung von 1,5-2% (Metallindustrie, Ei-nzelhandel und
Verwaltung) bis 3,11 (Industrie) Iiegen werden. In einigen
Branchen gibt es auch eine Klausel für ôrtliche Verhandlungen.
über ztsâtzliche Lohnerhôhungen (2.8. in der Metallindustrie).

SPANIEN

Der Abschluss einer Kooperationsvereinbarung zwischen den
beiden grôssten Gewerkschaftsbünden UGT und CC.OO. auf nationa-
Ier Ebene verfolgt die Absicht, zu einer gemeinsamen Haltung
im Tarifh,esen zu kommen. Ein ZieI ist die Beseitigung von
Ungleichheit der Behandlung zwischen verschiedenen Kategorien
von Arbeitnehmern und Arten von Beschâftigungsvertrâgen. Ein
âhnliches Abkommen besteht auch im Baskenland und umfasst die
STV-ELA.

Die vorrangigen Ziele der UGT werden die Schaffung von Arbeits-
pIâtzen und ihre Erhaltung sein (Verkürzung der Arbeitszeit,
Begrenzung von Überstunden, Beschâftigung von Jugendlichen,
Ausbildung usw. ), sowie Fortschritter üffi den Rückgriff auf
Arbeitsvertrâge für Teilzeitarbeit (und damit die unsicher-
heit, die sie bei-nhalten) zu verringern. Die UGT wird Lohnerhô-
hungen in Hôhe von 77o, eine Erhôhung von 2l der Realeinkommen
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und eine Verkürzung der Arbeitszeit auf 37 Stunden pro Woche
fordern. Dies werden die Arbeitgeber sicherlich ablehnen. Die
Beziehungen mit der Regierung haben sich bislang nicht verbes-
sert.

Im Baugewerbe wurde ein nationales Abkommen unterzeichnet, das
sich auf mehr aIs 1 MiIIion Arbeitnehmer erstreckt. Es moderni-
siert die Verhandlungsstrukturen, setzt eine Lohneri'rôhung von
6,67" fest und verkürzt die Arbeitszeit auf 1 808 Stunden pro
Jahr

FTNNLÀND

Die finnischen Arbeitnehmer erhielten am 1. Mârz eine Lohnerhô-
hung von mindestens 1 % ats Teil des im August 1 988 abgeschlos-
senen sogenannten Stabiliserungsabkommens. Man geht davon aus,
dass in diesem Jahr die Lôhne um etwa 5.5% bis 6l steigen
werden, vras zusammen mit Steuererleichterungen zu Erhôhungen
der Realleinkommen führen müsste.

Angesichts des wachsenden Problems des Fehlens von qualtflzier-
ten Arbeitnehmern werden Ausbildungsmassnahmen wahrscheinlich
besonderen Stellenwert haben, und im ôffentlichen Sektor wird
die Umstrukturierung ôffentlicher Arbeiten von Bedeutung sein.

FRANKREICH

Das überschâumende ÿ'Iirtschaftsklima und die
tiven Investitionen sollten sich auch 1 989
Kaufkraft sollte sich ebenfalls verbessern.
heit in ihren verschiedenen Formen wird
die Interessen der Arbeitnehmer, Familien
sichern, im Mittelpunkt stehen.

Zunahme der produk-
fortsetzen, und die
Die soziale Sicher-
bei den Bemühungen,
und Pensionâre ztt

In den ersten Monaten von 1 989 ist es bereits wiederum zu
sporadischen Arbeitskampfmassnahmen gekommen, und diese werden
sich wahrscheinlich fortsetzen, da die Arbeitnehmer auf eine
Verbesserung der Kaufkraft drângen und sich daher im ôffent-
lichen Sektor gegen Haushaltskürzungen wehren.

GROSSBRITANNIEN

Die Beschleunigung der Inflationsrate sowie die Schwierig-
keiten für die Arbeitgeber, in einigen Branchen und Regionen
qualifizierte Arbeitskrâfte zv finden, einzustellen und zu
behalten, deuten darauf hin, dass die Abschlüsse 1989 minde-
stens ebenso hoch liegen werden wi-e 1988. Da sich das Vnlirt-
schaftswachstum unter dem Druck der hohen Zinsen etwas verlang-
samen wird, kônnten die Arbeitgeber weniger bereit sein,
durchschnittliche Erhôhungen um 10% zuzugestehen, vor allem,
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faIIs die Produktivitâtssteigerungen (die in Ietzter ZeiL
betrâchtlich waren) zurückgehen sollten.

Zusammen mit dem Druck auf die Lôhne werden Versuche, die
Arbeitsorganisation aIs TeiI von Umstrukturierungsmassnahmen
zu verândern, den Arbeitsfrieden in einer Reihe von Sektoren
und Branchen bedrohen, wie der Londoner Untergrundbahn, den
Docks und dem Nationalen Gesundheitsdienst.

GRIECHENLÀND

Die vorrangigen Ziele der griechischen Gewerkschaften für 1 989
umfassen den Ausgleich für den Verlust der Kaufkraft, zo dem
es 1986-87 gekommen ist, die Erhaltung des Indexsystems (ATA)
und die Umformumg des Indexsystems von einem tariflichen in
ein gesetzliches. Verbesserungen bei den Zulagen für Betriebs-
zugehôrigkeit, die Ausweitung des Mutterschaftsurlaubs und
Verkürzungen der Arbeitszeit, sowohl bei der wôchentlichen
Arbeitszeit als auch in Form lângeren Urlaubs ragen unter den
Forderungen ebenfalls hervor.

Das von der Regierung beschlossene neue ATA-System wird vom 1.
Januar 1989 Inflationsschutz in folgender lrleise gewâhren:

bis zu 70 000 Drachmen pro Monat: voller Ausgleich für die
Inflation (einschliesslich eingeführter Inflation) ;
von 70 000 bis 1 O0 0OO Drachmen pro Monat: 75% Ausgleich für
die Inflation (einschliesslich eingeführter Inflation) ;
über 1 0O 000 Drachmen: 50% Ausgleich für die Inflation unter
Ausschluss eingeführter Inflation.

Die Regierung veranlasste am 1 . Januar 1 989 eine Lohnerhôhung
für die Beschâftigten des ôffentlichen Sektors, die auf diesem
System gründete. Diese umfasste eine 4%ige Erhôhung aIs Aus-
gleich für die wâhrend der ersten vier Monate von 1 989 voraus-
gesehene Inflation und eine Erhôhung von 1,4% als Ausgleich
für die Inflation der letzten vier Monate von 1 988.

Im privaten Sektor wurde am 7. Mârz 1 989 nach Streiks ein
Rahmenabkommen mit dem Arbeitgeberverband abgeschlossen.
Dieses sieht über die 5,4% hinaus, die durch die Indexierung
vorgesehen sind, Lohnerhôhungen von 3r6% vor. Darüber hinaus
wird der Mutterschaftsurlaub von 1 4 auf 1 5 ÿIochen verlângert
und die Arbeitslosenversicherung verbessert.

Der t{indestlohn nach diesen Verânderungen wird für Arbeiter im
ôffentlichen Sektor 2365 Drachmen pro ÿ'Ioche im ôffentlichen
Sektor und 2450 im privaten Sektor betragen. Für die
Angestellten wird sich das Mindestgehalt im ôffentlichen Sektor
auf 52 948 Drachmen pro Monat belaufen im Vergleich zLt 54 828
im privaten Sektor.
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IRLAND

Die Verhandlungen werden 1 989 wj.ederum im Rahmen des
dreij âhrigen Programms für den nationalen ÿüiederaufschwung
stattfinden. Dies wird zu Lohnerhôhungen von 3% für die ersten
120 IRLE des Wochenlohnes und von 2l für den Rest bei einer
Mindesterhôhung von 4 IRLE pro lÿoche führen. Der ICTU geht
davon aus, dass diese Erhôhungen zv einer Steigerung der
Kaufkraft führen werden.

Im Hinblick auf die anhaltende Tendenz zu steigenden Gewinnen
hoffen die Gewerkschaften auch auf Fortschritte im Bereich de::
Arbeitszeitverkürzung. Die Arbeitnehmer werden mit- Forderungen
nach grôsserer Flexibilitât reagieren.

Die Beschâftigungslage wird im Zentrum der Diskussion bleiben,
wobei besondere Aufmerksamkeit dem Beitrag gewidmet werden
wird, den die Mittel der Strukturfonds der EG zur Verbesserung
der wirtschaftlichen Lage leisten kônnen.

ISLAND

Wie in Kapitel II dargestellt, untersagte die Regierung, die
im Herbst 1 988 die Macht übernahm, eine Anzahl von Lohnerhô-
hungen, die vereinbarL worden v/aren (2,51 am 1 . September,
1,51 am 1. Dezember und 1,25% am 1. Februar 1989). Statt
dessen wurde eine Erhôhung von 2,251 zugestanden, die am 15.
Februar 1989 in Kraft trat. !,Iâhrend der ersten JahreshâIfte
1 989 wird die Kaufkraft weiter zurückgehen.

Die Hauptziele der Gewerkschafteî zielen auf eine Verbesserung
der Reallôhne ab, zumindest für die Bezieher von Mindest-
Iôhnen. Es ist noch unklar, ob die Tarifverhandlungen 1989
zentral oder dezentralisiert stattfinden werden.

ITALIEN

ùIan geht davon aus, dass die wirtschaftliche Lage auch 1989
relativ günstig bleiben wird mit einem lVirtschaftswachstum von
3 und 3r5%, einer Erhôhung der Inflation auf 5 oder 67. sowie
einer Zunahme des Zahlungsbilanzdefizits. Die Arbeitslosen-
quote wird wahrscheinlich LroLz der Schaffung einer bedeuten-
den ZahI von Arbeitsplâtzen bei 121 verharren. Unglücklicher-
weise wird die Nachfrage nach Arbeitskrâften am geringsten im
ùlezzogiorno seinr wo die Arbeitslosigkeit bedeutend ist.

Als Ergebnis von 1 988 unterzeichneten Unternehmensvereinba-
rungen werden die Lôhne in der Industrie wahrscheinlich um 7%

steigen. 1 989 wird es zu Verhandlungen über die Erneuerung von
Branchenabkommen im ôffentlichen Sektor kommen, die sich auf
drei MilIionen Arbeiter erstrecken. Die Tarifvertrâge für
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Bankangestellte und Arbeiter der Druckindustrie stehen eben-
falls zur Erneuerung an, und die Abkommen für die Arbeitnehmer
der Elektrizitâtswerke und der Telephonverwaltung wurden im
Januar 1 989 erneuert.

Im Januar 1 989 vereinbarten die drei Gewerkschaftsbünde auch
ein Abkommen mit der Regierung über das Steuerwesen. Obwohl
die Regierung die Amnestie für des Steuerbetrugs schuldige
Selbstândige nicht zurückgezogen hat, ist es den Bünden gelun-
9ên, von 1990 an einen volIstândigen Ausgleich für die Steuer-
progression zu finden, faIIs die Einkommensverluste mehr als
2% betragen.

LUXEMBURG

Die Lohnerhôhungen werden 1 989 in der Grôssenordnung von 2 bis
2,51 liegen, wobei einige Abkommen bis ztr 3l erzielen werden.
Im Hinblick auf die sehr niedrige Inflationsrate in Luxemburg
wird dies zu \^Iesentlichen Verbesserungen der Kaufkraft führen.

NORIYEGEN

Nach dem gesetzlichen Lohnstopp, den die Regierung 1 988 durch-
gesetzt hatte, kam es zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern
für 1989 zv einem freiwilligen Abkommen. Dieses Abkommen wird
von der Gesetzgebung durch strafrechtliche Bestimmungen unter-
stützt und sol1 auch gewerkschaftlich nichtorganisierte Arbeit-
nehmer erfassen. Aufgrund dieses Abkommens so11 es zrt durch-
schnittlichen Lohnerhôhungen von 3 r5 bis 4% kommen. Zur Verbes-
serung der lÿettbewerbsfâhigkeit, ist eine Verringerung von
015% der Einkommenssteuer und von 1% bei der Investitions-
steuer angekündigt worden. Dies solI zu einer Verringerung der
Lohnkosten um 0,71 führen.

NIEDERLÀNDE

Am 8. Oktober 1 988 demonstrierten 1 50 000 Mitglieder und
Sympathisanten der FNV in Amsterdamr ürn ihre Unterstützung für
den PIan der FNV zvr Verbesserung der Beschâftigung auszu-
drücken. Die Hauptforderung umfasste für 1989 eine Erhôhung
der Lôhne und Sozialleistungen um 2,57., die Garantie der
Sozialversicherung für Jugendliche und Infrastrukturinvesti-
tionen. Nur auf der Grundlage einer festen Zusage der Regie-
rung und der Arbeitgeber, neue Arbeitsplâtze zrt schaffen, rdar
die FNV bereit, Loh, râssigung zu üben.

seitdem haben FNV und cNV mit der Regierung und den Arbeitge-
bern ein Abkommen über die verringerung der Langzeitarbeits-
rosigkeit unterzeichnet. Andererseits hat die Regierung im
sechsten Jahr nacheinander das Niveau des gesetzlichen Mindest-
lohns eingefroren.



84

Unter den wichtigsten Abschlüssen für 1 989 befindet sich
derlenLge Iur 95 OÔO Arbeitnehmer von Post und Telephonr der
eesÉhâfÉigungssicherheit und zwei Lohnerhôhungen - 1% für 1989
und 1,5% iür-1990 - vorsieht. Arbeitnehmer mit 40 Dienstjahren
kônnen in den Vorruhestand treten und die übrigen Arbeitnehmer
im Alter von 61 Jahren. Bei der KLYI sieht ein Abkommen für
1 989-90 eine Lohnerhôhung in drei Stufen von 1 ,57", sowie eine
Jahresprâmie von 0r5% des Lohnes vor.

In der Bauindustrie sind für Zimmerleute die Lôhne erhôht und
die Arbeitszeit verkürzt worden; im Strassenverkehr sind Lôhne
und Arbeitsbedingungen verbessert worden, und in der Druckindu-
strie wurden Vérbèsserungen bei cler Vorruhestandsregelung und
der Invaliditâtsversicherung erzielt. Im Einzelhandel kam es
zrt einer Lohnverbesserung, und die Arbeitnehmer haben eine
4-Tage-Woche von jeweils 9 Stunden und 30 Minuten akzeptiert.
Âfrnticfre Vereinbàrungen bestehen bei dem Lastwagenhersteller
SCANIA. Die Stahlarbeiter haben eine Lohnerhôhung, eine fünfte
Schicht und zwei Tage zusâ.tzlichen Urlaub durchgesetzt.

PORTUGAL

1 989 wird es kein zentrales Rahmenabkommen geben, sondern die
Verhandlungen werden auf Branchenebene stattfinden. Es ist
offensichtlich, dass es nach wie vor bedeutende Meinungsver-
schiedenheiten zwischen Gewerkschaften, Arbeitgebern und
Regierung über die Inflationsaussichten gibt und dass der
Kampf um die Verteidigung der Kaufkraft im Zentrum der Ver-
handlungen stehen wird.

Die UGT hat auch die Notwendigkeit einer unverzüglichen Verkür-
zung der maximalen gesetzlichen wôchentlichen Arbeitszeit auf
44 Stunden betont und einen schrittweisen Abbau auf 40 Stunden
sowie die Verbesserung des Systems für die Berechnung der
Renten gefordert.

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Für rund 60Ë der Beschâftigten steht die Entwicklung der
tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen im Jahr 1989 im Hinblick
auf Lohnhôhe und Dauer der Wochenarbeitszeit bereits fest,
weil sie in den Vorjahren vereinbart wurden. In diesen Be-
reichen steht übeiwiegend die praktische Umsetzung der in
Kraft tretenden Arbeitszeitverkürzungen im Vordergrund.

In den übrigen Bereichen geht es vor allem um die (weitere)
Verkürzung der ÿüochenarbeitszeit in verschiedenen Formen, die
tarifvertiagliche Sicherung des freien lVoehenendes (ein-
schliesslich Samstag) und um Lohnforderungen. Im Bereich des
Einzelhandels solI die Tarifrunde verbunden werden mit einer
gesellschaftspolitischen Kampagne gegen die Benachteiligung
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der Frauen, da unter den ungünstigen Arbeitszeiten, harten
Arbeitsbedingungen und den im Branchenvergleich sehr niedrigen
Lôhnen in diesem Bereich vor aIIem Verkâuferinnen tâtig sind.

Die gewerkschaftlichen Forderungen für die Tarifrunde im
Einzelhandel lauten: Weitere Verkürzung der 35-stunden-
Woche, erhebliche Anhebung der Lôhne, Sicherung des Arbeits-
zeitendes um 1 8.30 Uhr und soziale Regeiung für Teilzeit-
arbeit.

In der Druckindustrie ist eine heftige Auseinandersetzung um

die Erneuerung der Manteltarifvertrâge absehbar. Die Arbeit-
geber haben vor Beginn der Verhandlungen den Konflikt ver-
schârft, indem sie die Bestimmungen über Arbeitsbedingungen
(Besetzungsregeln an Maschinen, Facharbeiterbindung) von sich
aus ohne Alternativvorschlag gekündigt haben. Das hauptsâch-
Iiche Streitobjekt scheint aber die Forderung der Gewerkschaft
nach Beschrânkung der ÿÿochenendarbeit auf die Produktion von
Tageszeitungen zu sein.

1 990 wird die Verkürzung der Arbeitszeit ( Fortschritte im
Hinblick auf die 35-Stunden-lrloche und die Humanisierung der
Arbeitszeit) ebenfalls zu den Hauptforderungen gehôren.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund wird die Durchsetzung der
erwâhnten Forderungen im Rahmen seiner Aktion "DGB-Solidaritât
'89/90" nach frâften unterstützenr uffi damit die gegenseitige
gewerkschaftliche Solidaritât z! fôrdern und die ôffentliche
Meinung zu beeinflussen.

SCHWEDEN

In Mârz kam es zwischen LO und dem Arbeitgeberverband SAF

einem zentralen Abkommen. Dieses erstreckt sich auf
MiIlion Arbeitnehmer im privaten Sektor, hat eine Laufzeit
zwei Jahren und sieht Lohnerhôhungen von 5,61 im Jahre
und 3r3% im Jahre 1990 vor.

zt)
eine
von

1 988

Man geht davon aus, dass Angestellte im privaten Sektor und
Lehràr, Beamte und Angehôrige der PoIizei, deren Tarifvertrâge
dieses Jahres auslaufen, neue Abkommen mit Teuerungsklauseln
abschliessen werden. Ein Ausgleich durch Steuererleichterungen
im Haushalt von 1 990 wird ebenfalls erwartet.

Einige Kommentatoren haben den Abschluss von LO und SAF dafür
kritisiert, dass er die Lohnerwartungen nicht verringert hat,
um so mehr als mit einer Lohndrift von etwa 3% im Jahr ge-
rechnet werden kann. Daher bestehen nach wie vor Zweifel in
bezug auf die ÿ'Iettbewerbsf âhigkeit.
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SCHWEIZ

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund berichtet, dass von den
Lôhnen abgesehen in den nâchsten Jahren vier wesentliche For-
derungen erhoben werden. Diese sind! Lohngleichheit, Arbeits-
zeitverkürzungen bzw. Ferienverlângerungen, Verbesserungen des
unzureichenden gesetzlichen Kündigungsschutzes durch weiter-
gehende gesamtarbeitsvertragliche Regelungen und Lohnzahlungen
beim Mutterschaf tsurlaub.

TURKEI

Ende April kam es zu verbreiteten Protesten von seiten tür-
kischer Arbeitnehmer gegen die Starrheit der Arbeitgeber bei
den Verhandlungen für die Bediensteten des ôffentlichen Sek-
tors. Die Verhandlungen erstreckten sich auf fast eine halbe
Million Arbeitnehmer, von denen 1 56 000 in Bereichen tâtig
sind, in denen Streikverbot herrscht, wie z.B. ôI, Chemie,
Nahverkehr, Banken, Seeverkehr, lVasserstrassen, Elektrizitâts-
versorgung und Rüstungsindustrie.

Im Vertrauen auf ihre Verhandlungsstârke aufgrund restriktiver
Arbeitsgesetze weigerten sich die Arbeitgeber des ôffentlichen
Sektors, Lohnangebote zv machen, solange nicht ihre Forde-
rungen bezüglich aller anderen Punkte akzeptiert \^raren. In den
wenigen FâI1enr wo die Lôhne erwâhnt wurden, vÿaren die Ange-
bote lâcherlich gering und die Arbeiter, die in der Nâhe des
Existenzminimums Ieben müssen (der Mindestlohn betrâgt 41
DoIlar pro Monat), reagierten wütend.

Eine Anzahl verschiedener Arten passiven Protests wurde ange-
wandtr urll die Regierung unter Druck ztr setzen. Das Endergebnis
bleibt jedoch ungewiss.
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ANTWORTEN BITTEN WIR BIS SPATESTENS

ZU SENDEN; MOGLICHST PER TELEFAX NR.

1 5. JANUAR 1 989 AN DAS EGI

s1 4.17 .31

E RAGEBOGEN

ZUR ENTITICKLUNG VON TARIFVBRI{AN'DLUNGEN IM LAUFE

DES JAHRBS 1988 LIND DIE AUSSTCHTEN FÜR 1989

vorbereitet vom Tarifpo litischen Ausschuss des

EGB und vom EGI

Name der Organisation:

Name(n) der Person(en), die auf diesen Fragebogen antwortet
( antworten ):

Einleitende Bemerkungen :

i. Wir bitten, dieses Ma1 aus technischen Gründen den Frage-
bogen môglichst in englisch, franzôsisch oder deutsch zu

beantworten.

2. Fa11s sich eine Antwort auf gesetzliche Massnahmen bezieht,
bitten wir, d.ies zu vermerken.

3. Ihr kônnt Eure Antworten durch Vereinbarungen, Erklârungen,
Programme, Forderungen und Artikel, die wichtige Entwick-
lungen wiedergeben, ergânzen ( Diese Unterlagen kônnen in
Eurer Sprache sein ).

4. Fa1ls Ihr statistisches l"laterial übergebt, bitten wi-r, die
entsprechenden Quellen und Daten genau anzugeben.

ULEVARD DE L'rMPÉRATRICE 66 (Bte 4) 1000 BRUXELLES G(02) rr23o.7o -ADRESSETÉLEGRAPHTQUE/CABLE: EUROTNST
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I. ALLGEMEINE BESCHREIBUNG

a) Bitte gebt eine allgemeine Beschreibung des sozialen,
politischen und wirtschaftlichen HJ-ntergrundes, auf
dem sich Forderungen und Vereinbarungen wâhrend der
Ietzt.en Tarifperiode entwickelt haben.

b) ÿüelche vorrangigen Forderungen wurden Von Deiner Or-
ganisation aufgestellt und aus welchen Gründen !ÿaren
dies die Prioritâten Eurer Organisation?

c) We1che Haltung/Strategie hatten dj.e Arbeitgeber gegen-
über den Hauptforderungen der Gewerkschaften eingenommen?

d) Sind. Verânderungen hinsichtlich der Verhandlungsebenen,
d.er Vertragsdauer, der durch Tarifvertrâge erfassten/ nicht
erfassten Sektoren eingetreten?

e) !{elche Ro1le hat die Regierung bei den Tarifverhand-
Iungen gespielt?

f ) Irlelches Sozialklima herrschte vor? Welche Bedeutung
hatten Arbeitskonflikte, Streiks und Aussperrungen?

II. ETNKOMMEN, KAUFKRAFT UND LOHNSYSTEME

a) !,Ielche Lohnerhëhungen konnten erreicht werden bei den
Lôhnen und den Durchschnittsverdiensten?

b) In welchem Ausmass konnte die Kaufkraft beibehalten
werden?

c) Gab es Verânderungen j-n der Methode zvr Sicherung der
Kaufkraft ( z.B. Indexierung ) Z

d) Beschreibt Verânderungen, die in d.en Lohnsystemen,
Lohngruppen trnd den Einstufungen erfolgten.

e) Beschreibt ebenfall-s andere Entwicklungen, die direkt
die Einkommen berühren ( z.B. Mindestlôhne, Lohnstufen,
Prâmien, 13. Monatslohn, Lohnsteuer, gleicher Lohn für
Frauen ).



89

III. ARBEITSZY,LT

a) Wie ist die gegenwârtige Situation hinsichtl-i-ch
wôchentlichen Arbeits zeLL
bezahlten Urlaubs
Schulpf Iichtalters
Rentenalters ?

b) Beschreibt die wichti.gsten Entwicklungen, die in
diesem Bereich stattgefunden haben ( d.h. die Ver-
einbarung€Il, die zu einer Verbesselrung führten im
Vergleich zur früheren Situation oder im Vergleich
zum nationalen Durchschnitt ).

Hinsichtlich der finga§sn für Schulpflichtalter und
Rentenalter bitten wir Euch uns anzugeben, das
Durchschnittalter bei Schulabschluss und den AnteiI
der Arbeitskrâfte, die die Rente vor dem gesetzlich
vorgesehenen Alter antreten.

c) lrlelche Bedeutung haben die Überstunden gegenwârtig
und welche vertraglichen Verânderungen gab es in den
Vorschriften für die Ausübung von Überstunden?

d) Hat es Verânderungen gegeben hinsichtlich der Arbeits-
zeit, die aIs unsozial oder beschwerlich anzusehen ist
( z.B. Nachtarbeit und Schichtarbeit )?

e) lrlelche zukünftige Orientierung werden die Tarifverhand-
Iungen über die Arbeitszeit nach Meinung Deiner Organi-
sation nehmen, unter Berücksichtigung der Haltung der
Gewerkschaften, der Arbeitgeber und der Regierung?

f) Hat es neue Entwicklungen gegeben auf dem Gebiet des
bezahlten Bildungsurlaubs?

der
des
des
des

IV. Ausblick für 1 989

a)Beschreibt'dieHauptforderungenoder.diewichtigsten
zielsetzungen in dén zukünftigen verhandlungen

b) welche orientierung und Tendenz werden die zukünftigen
Tarifverhandlungen im Laufe des kommenden Jahres haben?
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LISTE DER VEROFFENTLiCHTE N EGI-BERICHTE UND EGI-INFOS

1

2

3

4

5

E G r - B E B I C_H T E

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE IN WESTEUROPA IM JAHRE 1979
- Mârz 1979

(verfügbar in sehr begrenzter Anzahl in Deutsch, Franzôsisch
und Schwedisch - englische Ausgabe vergriffen)

ÜBER KEYNES HINAUS - GESTALTUNG DER WIRTSCHAFTSPOLITIK
- Mai 1979

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

DIE ERWEITERUNG DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT DURCH DEN
BEITRITT GRIECHENLANDS, PORTUGALS UND SPANIENS
- sozio-ôkonomische Aspekte August 1979

(noch verfügbar in begrenzter AnzahI in Deutsch, Englisch,
Franzôsisch und Spanisch)

VERKÜRZUNG DER ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA
I . TEIL: GEGENW;{RTIGE SITUATION - August 1979

(noch verfügbar in Dânisch und Niederlândisch
englische und franzôsische Ausgabe vergriffen)

deutsche,

DIE ÜBERSTUNDEN UND DIE GEWERKSCHAFTLICHEN POSITIONEN GEGEN-
ÜBER DEN VORSCHLi{GEN ZUR BEGRENZUNG DER ÜBERSTUNDEN AUF DER
EBENE DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT - August 1979

(verfügbar in sehr begrenzter Anzahl in Deutsch - englische
und franzôsische Ausgabe vergriffen)

DIE AUSWIRKUNGL' DER MIKROELEKTRONIK AUF DIE BESCH]{FTIGUNG
IN WESTEUROPA I{:{HREND DER ACHTZIGER JAHRE - OKtObEr 1979

t verfügbar in Deut sch, Engl i sch, Franzôs i sch, I tal ieni sch,
Niederlândisch und Norwegisch)

6



7
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GEWERKSCHAFTLICHE GRUNDRECHTE
ISCHEN LANDERN

IM UNTERNEHMEN IN WESTEUROP]{-
- Januar 1980

- 1979 UND DIE AUS-
- April 1980

(verfügbar in Deutsch, EngIisch, Franzôsisch, Italienisch,
Niederlândisch und Spanisch - schwedische Ausgabe vergrif-
fen )

I

I

(verfügbar in Deutsch, Franzôsisch, Italienisch und Nieder-
Iândisch - engl ische Ausgabe vergriffenl

DIE VERKÜRZUNG DER ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA
2. TEIL: ANALYSE DER WIRTSCHAFTLICHEN UND SOZIALEN AUS-
WIRKUNGEN - Mai 1980

(verfügbar in Dânisch, Deutsch,
I taI ieni sch und Niederlândisch)

EngI isch, Franzôsisch,

IO. DIE EUROPAISCHE WIRTSCHAFT 1980-1985
Ein Orientierungsplan zur Vol lbeschâf tigung

- September 1980

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch - schwedi-
sche und italienische Ausgabe vergriffen)

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1978
SICHTEN FÜR I98O

NEUGESTALTUNG DER ARBEITSPLATZE - ERFAHRUNGEN
ISCHEN LANDERN

(verfügbar in Deutsch,
und Norwegisch)

Englisch, Franzôsisch, Italienisch

UND DIE AUSSICH-
JuI i 1981

II IN WESTEUROPA-
- Mai I98I

L2 . TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1979-1980
TEN FÜR 1981

(verfügbar in
vergriffen)

Franzôsisch - englische und deutsche Ausgabe

PREISKONTROLLE UND ERHALTUNG DER
WESTEUROPAS

KAUFKRAFT IN DEN LANDERN
- Oktober 1981

13.

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsischl
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14

15 . TARIFVERHANDLUNGEN
TEN FÜR 1982

L7,

IN WESTEUROPA 1980-1981 UND DIE AUSSICH'
- April 1982 :

Franzôs i sch , Dâni sch,( verfügbar in Deut sch , EngI i sch,
Italienisch und Niederlândisch)

(verfügbar in Deutsch, EngI isch,
ItaI ienisch und Niederlândisch)

INDUSTRIEPOLITIK IN WESTEUROPA - November I98I

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

16, TARIFVERHANDLUNGEN ÜBER NEUE TECHNOLOGIEN August 1982

Franzôs i sch, Dàni sch,

DIE GEWERKSCHAFTLICHE SITUATION DER ANGESTELLTEN IN LEI-
TUNGSFUNKTIONEN IN WESTEUROPi{ISCHEN L]{NDERN

- SePtember 1982

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

I8

19. ABRÜSTUNG UND
DENSPRODUKTIONEN

20

TARIFVERHANDLUNGEN IN
füR 1983

WESTEUROPA IN 1982 UND DIE AUSSICHTEN
- APril 1983

Franzôs i sch , I taI ieni sch ,(verfügbar in Deutsch, Englisch,
Niederlândisch und Norwegisch)

- Eine Übersicht der
Wes teuropa

UMSTELLUNG DER RÜSTUNGSINDUSTRIEN AUF FRIE-

Môglichtreiten und Erfahrungen in
- Olttober 1983

tverfügbar in Deutsch, EngIisch,
Niederlândisch und Norwegisch)

Franzôsisch, ItaI ienisch,

GEWERKSCHAFTLICHE POSITIONEN ZUR ÜBERBETRIEBLICHEN VERMO-

GENSBILDUNG IN ARBEITNEHMERHAND - NOVEMbET 1983

(verfügbar in Deutsch, EngIisch, Franzôsisch, Italienisch,
Niederlàndisch und Schwedisch)

OFFENTLICHE INVESTITIONEN UND SCHAFFUNG VON ARBEITSPLATZEN
APril 1984

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

2L,
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22, PRAKTISCHE ERFAHRUNGEN MIT
WESTEUROPA

DER ARBEITSZEITVERKÜRZUNG IN
- Apri I 1984

Franzôs i sch, I taI ieni sch,(verfügbar in Deutsch, Engtisch,
Niederlândi sch und Norwegisch)

23, TARIFVERHANDLUNGEN IN
FÜR 1984

WESTEUROPA IN 1983 UND DIE AUSSICHTEN
Mai 1984

24

27.

(verfügbar in Deutsch, Englisch,
Niederlândisch und Nonwegisch)

Franzôsisch, Ital ienisch,

EUROPAISCHE INDUSTRIEPOLITIK FÜR DIE SEKTOREN ELEKTRONIK UNDINFORMATIONSTECHNOLOGIEN September 1984

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

FLEXIBILITAT UND ARBEITSPLATZE - MYTHOS UND REALITAT
- Mai 1985

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

,tr,

26, TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1984 UND
FÜR 1985

( verf ü.3bar in Deut sch, EngI i sch und Franzôs i sch )

DIE AUSSICHTEN
- Juni 1985

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch)

28, FLEXIBILISIERUNG DER ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA:
Kennze i chen , Konsequenzen , Gewerk s cha f t spo s i t i onen

- Dezember 1986

«verfügbar in Deutsch, Engl isch und Franzôsisch)

TARIFVERHANDLUNGEN IN
FÜR 1986

WESTEUROPA IN 1985 UND DIE AUSSICHTEN
Mai 1986

IN WESTEUROPA IN 1986 UND DIE AUSSICHTEN
April 1987

29, TARIFVERHANDLUNGEN
FÜR 1987

(verfügbar in Deutsch, EngIisch, Franzôsisch, Italienisch,
Niederlàndisch, Nor.wegisch und Spanisch)
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30. FRAUEN UND GEWERKSCHAFTEN IN WESTEUROPA - Juni 1987

( verfügbar in Deutsch, Engl i sch, Franzôs i sch, I tal ieni sch,
Niederlândisch, Norwegisch und Spanisch)

DIE ROLLE DER INDUSTRIEPOLITIK IN T{ESTEUROPA
- Eine gewerkschaftliche Perspektive Oktober 1987

(verfügbar in Deutsch, EnBIisch, Franzôsisch,
Niederlândisch und Norwegisch)

Italienisch,

3Z DIE RENTNER IN WESTEUROPA Entwicklungen und gewerkschaft-
Iiche Positionen APril 1988

( verfügbar in Deut sch,
disch)

Englisch, Franzôsisch und Niederlân-

33. PRIVATISIERUNG IN WESTEUROPA
(verfügbar in Deutsch, Englisch, Franzôsisch)

- Apri I 1988

34. TARIFVERHANDLUNGEN IN
FÜR 1988
(verfügbar in Deutsch,

WESTEUROPA IN 1987 UND DIE AUSSICHTEN

Engtisch, Franzôsisch, 
- Mai 1988

35 FRAUENFORDER}IASSNAHMEN IN WESTEUROPA - MâTz 1989
(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch. Wird spâter
auch in Italienisch, Niederlândisch, Norwegisch und Spanisch
verôf fent I i cht werden)



Nr. I

Nr. 2

Nn. 3

Nr 4

Nr. 5

Nr. 6

Nr. 7

Nr. I

Nr. I

Nr. 10

Nr. 1I

Nr. L2:

Nr. 13

Nr. 14:

96

INFOS:

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN GROSSBRITANNIEN : TUC

- verôffentlicht Oktober I982
BESCHi{FTIGUNG, INVESTITIONEN UND DER OFFENTLICHE SEKTOR

- verôffentlicht November tg8z
DIE ARBEI SZEIT IN WESTEUROPA IM JAHBE 1982

- verôffentlicht Januar 1983

LOHNVERHANDLUNGEN IN T{ESTEUROPA L982/L983
- verôffentlicht Juni I9B3
DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN SCHWEDEN

- verôffentlicht Juni I983
DIE VERTRETUNG DER FRAUEN IN DEN GEWERKSCHAFTEN

- verôffentlicht Oktober 1983

DIE T{IRTSCHAFTLICHEN KOSTEN DER ARBEITSLOSIGKEIT

- verôffentlicht ApriI 1984

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN GRIECHENLAND

- verôffentlicht September I984
DIE GET{ERKSCHAFTSBEWEGUNG IN DER BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND: DeT DGB

- verôffentlicht Oktober I984
ARBEITSPLATZE FÜR JUGENDLICHE

- verôffentlicht Dezember 1984

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN ITALIEN : CGIL-CISL-UIL
- verôffentlicht Mai 1985

DIE GEITERKSCHAFTSBET{EGUNG IN OSTERREICH: DeT ôGB

- verôffentlicht Oktober I9B5
NEUE TECHNOLOGIEN UND TARIFVERHANDLUNGEN

- verôffentlicht November I985
GEWERKSCHAFTLICHE DIENSTE FÜR ARBEITSLOSE
* verôffentlicht Dezember I985
LOHNVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1984,/1985

- verôffentlicht Dezember I985
Nr. I5



Nr, 16:

Nr. L7:

Nr. 18:

Nr. 19:

Nr. 2O:

Nr.2l:

Nr, 22:

Nr, 23

Nr. 24:

Nr. 25:

Nr. 26
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ARBEITSPL;TTZE FÜR ALLE - Ein Fi Im des EGB und des EGI

- Drehbuch und Begleitheft -
- verôffentiicht April i986
DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN SPANIEN

- verôffentiicht Juni I9A0
DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN BELGIEN

- ver'ôf f ent I i cht Januar IgBz
DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN NORWEGEN

- verôffentlicht Januar lgBz
DIE GEïERKSCHAFTSBEWEGUNG IN FRANKREICH

- verôffentlicht Mai IgBz
EUROP;{ISCHER GEWERKSCHAFTSBUND - profir des EGB

- verôffentlicht Juni 1997
DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN D;{NEMARK

- verôffentlicht Dezember 19gz
DIE GETTERKSCHAFTSBEWEGUNG IN PORTUGAL

- verôffentlicht Januar 19gB
DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN DER TÜRKEI

- ergânzte Auflage I9g9
DIE SOZIALE DIMENSION DES BINNENMARKTES

- Erster Teit: Beschâftigung -
- Dezember IgBB

DIE SOZIALE DIMENSION DES BINNENMARKTES

- Zweiter Teil: Arbeitnehmerrechte in den
Unternehmen Dezember 1ggg

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN FINNLAND

- April 1989

Nr. 27:

Die Infos sind verfügbar in Deutsch, Engr isch, Franzôsisch,
Italienisch, Niederrândisch und Norwegisch. Ab Nr. r6 sind die
Infos auch in spanisch verfügbar. Info nr. 16 selbst ist nur in
EngIisch, Franzôsisch und Spanisch verfügbar. Info Nr. I ist
ebenfar 1s in spanisch verfügbar, Info Nr. g in griechisch und
lnfo Nr. ZB auch in portugiesisch.
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Die Forschungsberichte sind erhàltIich durch:

Europâi sches Gewerkschaf t s ins t i tut
Boulevard de l'Impératrice, 66
Boi te 4
B-1000 Bruxel Ies

Preis: pro Exemplar FB 700

Zahlbar durch Banküberweisung an die GénéraIe de Banque, BrüsseI,
auf das Konto Nr. 210*0058064-13 des Europâischen Gewerkschafts-
inst i tuts .

Auf der Grundlage des geltenden Preis- und Bezugssystems bestehen
besondere Vereinbarungen für Gewerkschaften und Gewerkschaftsor-
ganisationen auf allen Ebenen.

INFO-Serie:

Die Publikationen der INFO-Serie sind kostenlos und kônnen
ebenfal I s be im EGI bes te I I t werden .

Das Urheberrecht für alle EGI-Publikationen lst geschützt. Atle
Zitate aus den EGI-Verôffentlichungen bedürfen keiner vorherigen
Genehmigung, sofern die Quelle cteutlich angegeben ist. Im FatIe
der Verwendung von EGI-studien oder cler Bezugnahme auf sie in
Verôffentlichungen wâren wir für die Zusendung eines Belegexem-plars an das EGI d.ankbar.

D/ L989 / 316 3,/I1

*lc***
*rc*
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